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Zusammenfassung

INTERNATIONALISIERUNG

Die wirtschaftliche Entwicklung Österreichs in den letzten zwei Jahrzehnten war geprägt von der
Ostöffnung und dem EU-Beitritt bzw. der Vertiefung der europäischen Integration und der Oster-
weiterung. Dies führte zu einer massiven Internationalisierung der österreichischen Wirtschaft
und insbesondere zu wachsender ökonomischer Verflechtung mit den mittel- und osteuropäi-
schen Staaten (MOEL). Die Vertiefung der europäischen Integration erzwang eine weit reichende
Veränderung der Wirtschaftspolitik, die sich nunmehr v.a. auf fiskalische Stabilität konzentriert
und durch eine adäquate Struktur-, Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik im Sinne der Lissabon
Strategie zum Wachstum beizutragen versucht.

Besonders ausgeprägt sind die Verflechtungen der österreichischen Wirtschaft mit den
MOEL-Staaten und der damit verbundene Anstieg der Direktinvestitionen in diesen Staaten. Die
Entwicklung der Direktinvestitionen österreichischer Unternehmen in Osteuropa liegt teilweise
weit über den vergleichbaren Entwicklungen in anderen europäischen Staaten.

Zwar zeigen qualitative Untersuchungen, dass Großunternehmen die Internationalisierung der
österreichischen Wirtschaft durch die Errichtung von Standorten im Ausland nutzen konnten,
ohne dass dies notwendigerweise zu einer Personalreduktion in Österreich führte. Die Tatsache,
dass einige zunehmend international orientierte Unternehmen von den Internationalisierungs-
prozessen profitieren konnten, sagt jedoch noch nichts über Probleme in anderen Bereichen
aus. Durch die Verlagerung von Produktionsstätten versuchten viele Unternehmen, die Kosten-
vorteile in den MOEL-Staaten zu nutzen, was zu einer Reihe von Betriebsschließungen in
Österreich führte. Makroökonomische Analysen zeigen, dass aus gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive die Internationalisierung der Wirtschaft zu einem Abbau von Beschäftigung und einem
Ansteigen der Arbeitslosigkeit in Österreich geführt hat.

TERTIARISIERUNG

Neben den skizzierten Prozessen der Internationalisierung war die Entwicklung der österreichi-
schen Wirtschaft von einem Tertiarisierungsschub und einer Schrumpfung der
Sachgüterproduktion geprägt. Mehr als 68% aller Arbeitskräfte sind heute im Dienstleistungs-
sektor und nur noch 26% in der Industrie beschäftigt. Die Verschiebungen zwischen den
Sektoren und die unterschiedliche Wachstumsdynamik der Beschäftigung verschiedener Bran-
chen verweisen auch auf eine Verschiebung hin zu wissensintensiven Branchen und Tätigkeiten.
Aus beschäftigungspolitischer Perspektive bedeutet dies, dass es zu einem Abbau wenig wis-
sensintensiver, einfacher Tätigkeiten – v.a. im industriellen Bereich – kommt, was als ein
wesentlicher Faktor der Arbeitsmarktprobleme niedrigqualifizierter Personen angesehen wird. In
den urbanen Agglomerationen sind der Tertiarisierungsschub und die Schrumpfung der Sachgü-
terproduktion besonders ausgeprägt, sodass z.B. für Wien sogar von einem Pfadwechsel in
Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung hin zu einer wissensintensiven Dienstleistungsmetro-
pole gesprochen wird.
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WISSENSBASIERTE ÖKONOMIE

Österreich konnte in den letzten 15 Jahren seine Position im Bereich der Technologien und In-
novationen kontinuierlich verbessern. Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den erhöhten F&E
Ausgaben in Prozent des BIP wider, die sich seit dem EU-Beitritt Österreichs 1995 von 1,55%
auf 2,73% des BIP im Jahr 2009 erhöht haben.

Der forcierte Umstieg auf wissensintensive Branchen und die Förderung von Innovationsaktivitä-
ten erfordern einen Umbau und insbesondere Ausbau der tertiären Bildungssysteme, damit
auch eine adäquate Zahl von AbsolventInnen zur Verfügung steht, die v.a über jene tech-
nisch-naturwissenschaftlichen Qualifikationen verfügen, die als Voraussetzung für die Adaption
an die wissensbasierte Ökonomie angesehen werden. Die niedrige AkademikerInnenquote Öster-
reichs und die vergleichsweise niedrige Zahl von AbsolventInnen der technischen und
naturwissenschaftlichen Studienrichtungen wird daher als Schwachstelle des Wirtschaftsstand-
ortes Österreich im Restrukturierungsprozess angesehen. Auf der anderen Seite bringt der
Strukturwandel einen Rückgang von Arbeitsplätzen mit „einfachen Tätigkeiten“, was zu wach-
senden Problemen niedrigqualifizierter Arbeitskräfte am österreichischen Arbeitsmarkt führt.
Die Beschäftigungsquote niedrig qualifizierter Arbeitskräfte ist in Österreich mit 55% wesent-
lich niedriger als in anderen Industriestaaten und in vergleichbaren europäischen Kleinstaaten.

ENTWICKLUNG DER ARBEITSLOSIGKEIT

Duale Trotz der relativ guten internationalen Position ist die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in
Österreich seit Anfang der 1980er Jahre durch ein kontinuierliches, von zyklischen Schwankun-
gen unterbrochenes Anwachsen geprägt. Im Jahr 2009 betrug die Arbeitslosenquote in
Österreich nach nationaler Definition 7,2%. Der krisenbedingte Anstieg seit 2008 ist erheblich.
Im Jahresdurchschnitt hat sich die Arbeitslosigkeit um etwa 48.000 Personen auf 260.000
erhöht.

Vom Anstieg der Arbeitslosigkeit sind einige Regionen, wie etwa das eher industriell geprägte
Oberösterreich (+43%) stärker betroffen als z.B. Wien oder das Burgenland. Unterschiedlich fiel
der Anstieg der Arbeitslosigkeit auch in den verschiedenen Sektoren aus. So liegt der Anstieg im
Bereich Herstellung von Waren bei mehr als 60%, während im Dienstleistungsbereich in den
meisten Branchen die Arbeitslosigkeit zwischen 10% und etwa 30% stieg. Die Krise am Arbeits-
markt betrifft einige Beschäftigtengruppen stärker als andere. Im Kontext der Entwicklungen
seit 2009 ist v.a. auf den forcierten Abbau von LeiharbeiterInnen zu verweisen und zum anderen
auf die Verschärfung der Arbeitsmarktprobleme niedrigqualifizierter Arbeitskräfte, die mehr als
45% der Gesamtarbeitslosigkeit ausmachen.

MITBESTIMMUNG

Das österreichische System der industriellen Beziehungen kann als duales Mitbestimmungsmo-
dell bezeichnet werden. Die Gewerkschaften (und auch die Arbeiterkammer) sind auf der
kollektivvertraglichen und im Rahmen der Sozialpartnerschaft gesamtwirtschaftlichen Ebene
aktiv. Auf Ebene der Unternehmen können die Interessen der Belegschaft von gewählten Be-
triebsrätInnen wahrgenommen werden.
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Nach der heute gültigen Betriebsverfassung haben ArbeitnehmerInnen in Betrieben mit fünf
und mehr Beschäftigten das Recht, einen Betriebsrat zu wählen. Betriebsräte verfügen über fol-
gende Mitbestimmungsechte, die aus Perspektive von Restrukturierungen von zentraler
Bedeutung sind:

Mitbestimmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten: Der Betriebsrat hat das Recht, periodisch
über die wirtschaftliche Situation des Betriebes bzw. des Unternehmens informiert zu werden,
und er kann darüber hinaus Aussprachen zur wirtschaftlichen Situation verlangen, was insbe-
sondere bei Restrukturierungsmaßnahmen oder dem Verkauf des Unternehmens wichtig ist. Die
Betriebsleitung ist insbesondere verpflichtet, den Betriebsrat über Veränderungen zu informie-
ren, die massive Auswirkungen auf die Beschäftigten haben (Kündigungen).

Mitbestimmung in personellen Angelegenheiten: Aus Perspektive der Antizipation und des Ma-
nagements von Restrukturierung bedeutsamer ist die Mitbestimmung in personellen
Angelegenheiten (Versetzung, Änderungen, Kündigungen), wobei Betriebsräte hier v.a. ein In-
formations- und Anhörungsrecht haben und nur in bestimmten Fällen mitbestimmen können
(s.u.).

MAßNAHMEN UND INSTRUMENTE ZUR ANTIZIPATION UND MANAGEMENT
VON RESTRUKTURIERUNGSPROZESSEN

Kündigungsrecht

Österreich besitzt zwar ein so genanntes freies Kündigungsrecht, dieses ist aber durch eine
Reihe rechtlicher und kollektivvertraglicher Regelungen beschränkt. Auf der einen Seite gelten
für verschiedene Beschäftigtengruppen (ArbeiterInnen, Angestellte) unterschiedliche rechtliche
und auch kollektivvertragliche Bestimmungen etwa zu Kündigungsfristen. Wichtig ist auch die
Verpflichtung des Unternehmens, den Betriebsrat über Kündigungen rechtzeitig in Kenntnis zu
setzen. Auf der anderen Seite gibt es unterschiedliche Formen der Beendigung von Beschäfti-
gungsverhältnissen, die bei Restrukturierungen wichtig sind. Die Kündigung mit
Wiedereinstellungszusage wie auch die Änderungskündigung sind Formen der (temporären)
Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses, die in Restrukturierungen angewandt werden.

Entwicklung des Humankapitals

Mehr als 62% der Ausgaben des AMS für aktive Arbeitsmarktpolitik werden für Qualifizierung
aufgewendet. Von mehr als 411.000 im Rahmen der Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik
geförderter Personen kamen 71% in den Genuss von Qualifizierungsmaßnahmen.

Neben einer Vielzahl von Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslosen bietet das AMS in den
letzten Jahren zunehmend fachorientierte Qualifizierungsangebote an. Diese sollen sicherstel-
len, dass für den österreichischen Arbeitsmarkt ein ausreichendes Fachkräftepotential zur
Verfügung steht. Mit der Fachkräfteoffensive wurden 2008 diese Aktivitäten noch verstärkt.
Seit Mitte 2008 wird außerdem ein regionales Fachkräfteprogramm durchgeführt, welches sich
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auf Aus- und Weiterbildungsangebote konzentriert, die über das Regelprogramm hinausgehen
und die auf regionalen Bedarfsplanungen beruhen.

� Fallbeispiel Qualifizierungsverbund

Ein Qualifizierungsverbund ist ein Netzwerk mehrer Betriebe, die das primäre Ziel verfolgen
gemeinsam Qualifizierungsmaßnahmen für ihre MitarbeiterInnen zu planen und
durchzuführen. Wert wird dabei insbesondere auf einen „Productive Ageing-Ansatze“ gelegt.

Kollektivverträge

Aus Perspektive von Restrukturierungsprozessen ist die Kollektivvertragsebene wichtig, weil hier
nicht nur Löhne verhandelt werden, sondern auch über die Regeln im Arbeitsrecht hinausge-
hende Bestimmungen zu Kündigungen, Öffnungsklauseln in Bezug auf Entgelt und mögliche
Flexibilisierungen der Arbeitszeit, die sich in Restrukturierungsprozessen auf Unternehmens-
ebene als sehr wichtig erweisen können. Diese Entwicklungen stehen im Kontext der
Auseinandersetzungen um eine Verbetrieblichung des Verhandlungssystems, die in den letzten
Jahren forciert wurden. Die Diskussionen sind daher geprägt von Forderungen der Unternehmen,
das KV-System verstärkt den veränderten Anforderungen anzupassen und mehr Differenzierun-
gen zu zulassen, damit es nicht zu Abwanderungen von Unternehmen kommt.

Regionale Initiativen

Bei Territoriale Beschäftigungspakten (TEPs) handelt es sich um vertraglich verankerte regio-
nale Partnerschaften, die auf eine Verknüpfung der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik mit
anderen Politikbereichen abzielen. Durch die Zusammenarbeit einer Vielzahl relevanter Akteu-
rInnen soll die Wirksamkeit- und Effizienz des Mitteleinsatzes gesteigert und eine verbesserte
Betreuung bestimmter Zielgruppen erreicht werden. Ziel ist die Erhaltung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen und die Sicherung von Fördermitteln für die Region, um eine nachhaltige Erhaltung
des Lebensraumes zu gewährleisten. Die österreichischen Pakte gelten im internationalen Ver-
gleich als einigermaßen erfolgreich. So wird hervorgehoben, dass es den Partnerschaften gelang,
eine verstärkte Akzeptanz arbeitsmarktpolitischer Fragestellungen zu erreichen.

Maßnahmen gegen die Krise

Die von der österreichischen Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung der
Krise konzentrieren sich einerseits auf wirtschaftsfördernde, andererseits auf arbeitsmarktför-
dernde Maßnahmen. Der Hauptfokus der österreichischen beschäftigungs- und
wachstumsstabilisierenden Maßnahmen liegt auf der Stützung privater Einkommen, der Vermei-
dung von Entlassungen, der Verbesserung von Berufsqualifikationen durch
Qualifizierungsprogramme und der Schaffung von Investitionsanreizen sowie der Unterstützung
der Automobilindustrie. Es geht also einerseits um den Schutz der Arbeitsplätze und anderer-
seits um eine Stabilisierung der Wirtschaft. Die von der Regierung beschlossenen Maßnahmen
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zur Belebung des Arbeitsmarktes, die die Konjunkturpakete flankieren, zielen zum einen auf die
Erhaltung von Arbeitsplätzen z.B. durch die Verbesserung der Kurzarbeit und zum anderen auf
eine Erhöhung der Produktivität der Arbeitskräfte etwa durch die Einführung der Kombinations-
möglichkeit von Kurzarbeit und Qualifizierung. Wesentlicher Bestandteil der in den
Arbeitsmarktpaketen enthaltenden Maßnahmen ist eine Erhöhung des Budgets für aktive Ar-
beitsmarktpolitik um 400 Millionen Euro auf ein Budget von 1.315 Milliarden Euro. Der Fokus
der Maßnahmen im Rahmen des Arbeitsmarktpaketes I liegt auf der Erhaltung von Arbeitsplät-
zen durch den Ausbau der Kurzarbeit und der verbesserten Förderung von Stiftungen für Arbeit.
Die im Arbeitsmarktpaket II vorgesehenen Maßnahmen zielen hingegen eher auf eine Erhöhung
der Produktivität (Qualifizierung). Außerdem wurde durch die Einführung der Jugendstiftung ein
Schwerpunkt auf die Reduktion des drohenden Anstiegs der Arbeitslosigkeit von Jugendlichen
gesetzt.

In der Krise hat sich eine Reihe von Regelungen zum Personalabbau als sehr wichtig erwiesen.
Diese sollen sicherstellen, dass alle Seiten dazu beitragen, dass Beschäftigungsabbau möglichst
sozialverträglich gestaltet wird, wenn dieser sich als unausweichlich erweist. Diese Regelungen
stellen sicher, dass öffentliche Institutionen wie das AMS darauf vorbereitet sind, adäquate Um-
schulungsmaßnahmen oder andere Programme für gekündigte MitarbeiterInnen zu Verfügung
zu stellen.

� Fallbeispiel Frühwarnsystem

Kommt es in einem Unternehmen zur Kündigung einer größeren Zahl von Personen
(Massenkündigung), so ist je nach Betriebsgröße die jeweils zuständige Regionalstelle des
AMS zu informieren, damit dieses rechtzeitig Maßnahmen gegen den Personalabbau
ergreifen bzw. versuchen kann, diesen abzumildern und geeignete arbeitsmarktpolitische
Programme zur Verfügung zu stellen. Im Rahmen des Frühwarnsystems müssen weiters eine
Information und Beratung mit dem Betriebsrat – sofern vorhanden – über den geplanten
Beschäftigungsabbau und eine schriftliche Benachrichtigung aller betroffenen Arbeitskräfte
erfolgen.

Bei einer Massenkündigung können Sozialpläne erstellt werden. Diese dienen der Verhinderung,
Beseitigung oder Milderung der Folgen von Kündigungen bzw. Betriebsänderungen, die der Be-
legschaft oder zumindest großen Teilen davon erhebliche Nachteile bringen. Ein Sozialplan
kann zwar auf Basis eines KVs für eine ganze Branche abgeschlossen werden, in der Regel ist er
aber auf ein Unternehmen beschränkt und wird auf Basis einer Betriebsvereinbarung
abgeschlossen.

� Fallbeispiel: Bildungskarenz

Bei der Bildungskarenz handelt es sich um eine spezifische Form der temporären
Unterbrechung, bei der das Beschäftigungsverhältnis formal aufrechterhalten wird. Der
Arbeitnehmer erhält aber kein Entgelt mehr und schuldet dem Arbeitgeber keine
Arbeitsleistung. In der Zeit der Bildungskarenz muss der/die ArbeitnehmerIn eine Aus- oder
Weiterbildungsmaßnahme im Ausmaß von 20 Wochenstunden (bei Betreuungspflichten 16
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h) absolvieren. Bei der so genannten. Bildungskarenz plus wird die von karenzierten
ArbeitnehmerInnen absolvierte Ausbildung durch das jeweilige Bundesland mit 25%-50%
der Kurskosten subventioniert.

� Fallbeispiel Kurzarbeit

In der Wirtschaftskrise seit 2008 wurde die Kurzarbeit (KUA) zu einem zentralen
arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischen Instrument zur Bewältigung wirtschaftlicher
Probleme. Es handelt sich bei dieser Maßnahme daher um eine wichtige Strategie, um
krisenbedingte Restrukturierungen zu managen. Die zentrale Voraussetzung für die
Einführung von KUA sind temporäre ökonomische Schwierigkeiten, die nicht saisonal
bedingt sind und aus einem nachweisbaren Mangel an Aufträgen resultieren.

Kurzarbeit ermöglicht eine befristete Herabsetzung der Normalarbeitszeit auf Grundlage
einer arbeits- und lohnrechtlichen, vertraglich fixierten Vereinbarung zwischen den
Sozialpartnern (Unternehmen – Betriebsrat). Die zwischen den Sozialpartnern zu treffende
Betriebsvereinbarung zielt auf die Sicherung von Arbeitsplätzen und die Kompensation des
entfallenden Verdienstes durch die Kurzarbeitsbeihilfe sowie auf die Beihilfe zur
Qualifizierung. Durch die Beihilfe zur Qualifizierung sollen Kurzzeitbeschäftigte einen
finanziellen Anreiz erhalten, um in der ausfallenden Arbeitszeit Qualifizierungsmaßnahmen
zum Vorteil des Betriebes zu tätigen.

� Fallbeispiel: Arbeitsstiftungen

Unter den Maßnahmen zur Bewältigung krisenbedingter Restrukturierungen, die in der Krise
an Bedeutung gewonnen haben, zählen die so genannten Arbeitsstiftungen nicht zuletzt
aufgrund der vergleichsweise hohen Qualität und Nachhaltigkeit der angebotenen
Qualifizierungs-, Weiterbildungs- und Umschulungsangebote zu den wichtigsten.

Einerseits ermöglichen Arbeitsstiftungen eine Bewältigung krisenbedingten Personalabbaus,
der das Stigma der Arbeitslosigkeit weitgehend vermeiden hilft, andererseits weisen
Arbeitsstiftungen u.E. aufgrund des Fokus auf Qualifizierungen eine stark antizipative
Orientierung auf. Ein Charakteristikum dieses arbeitsmarktpolitischen Instrumentes ist daher
die intensive Beteiligung der Sozialpartner auf regionaler und betrieblicher Ebene, wobei z.B.
vom AMS insbesondere auf die Einbindung der ArbeitgeberInnenseite in die Verantwortung
für den Verbleib gekündigter Arbeitskräfte verwiesen wird. Dies gilt insbesondere für die
Beteiligung der Unternehmen an der Finanzierung dieser Maßnahmen.

Grundsätzlich wird bei den Stiftungen zwischen Outplacementstiftungen und
Implacementstiftungen unterschieden. Erstere werden bei drohendem Personalabbau
eingesetzt, zweitere zur Bewältigung spezieller Personalengpässe durch die Entwicklung
adäquater Qualifizierungsmaßnahmen mit Beschäftigungseinstieg nach Ende der Maßnahme
für Arbeitslose. Zu den Outplacementstiftungen zählen Unternehmens- (Arbeitsstiftung eines
Unternehmens), Insolvenz- (Stiftung einer Gebietskörperschaft oder einer anderen
juristischen Person bei Insolvenz eines Unternehmens) und Regionalstiftungen
(Arbeitstiftungen mehrerer Unternehmen in einer Region).
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Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit

Ein wichtiger Bereich der Bewältigung wirtschaftlicher Krisen auf dem Arbeitsmarkt sind die Be-
kämpfung von Jugendarbeitslosigkeit und die Sicherung einer adäquaten Ausbildung junger
Arbeitskräfte. Die krisenhaften Entwicklungen 2009 haben das existierende System arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen zur Bewältigung der allgemeinen Probleme des dualen System auf
eine massive Probe gestellt.

Bereits im Jahr 2008 war im Rahmen des Jugendbeschäftigungspakets eine Ausbildungsgaran-
tie für junge Menschen bis 18 Jahre eingeführt worden, um allen Jugendlichen eine Ausbildung
oder einen Ausbildungsplatz zu garantieren. Kombiniert wurde die Einführung der Ausbildungs-
garantie mit dem Ausbau von Unterstützungsmaßnahmen für betriebliche und überbetriebliche
Lehrlingsausbildungsstätten sowie der Verbesserung der betrieblichen Lehrstellenförderung. In-
zwischen gibt es nach Angaben des BMASK keine Lehrstelle in Österreich, die nicht durch
öffentliche Förderungen gestützt wäre (Basisförderung für alle Unternehmen plus qualitäts- und
arbeitmarktbezogene Förderungen).

Diese so genannte Jugendbeschäftigungsoffensive stützt sich einerseits auf die Ausbildungsga-
rantie und andererseits auf die Aktion Zukunft Jugend. Diese hat das Ziel, jedem/r Jugendlichen
zwischen 19 und 24 Jahren binnen sechs Monaten einen neuen Job, eine geförderte Beschäfti-
gung oder eine Weiterbildung zu vermitteln. Außerdem wurden neue Jobs im öffentlichen Sektor
(Polizei, Gesundheits- und Sozialdienst) geschaffen. Für Jugendliche zwischen 19 und 24 Jah-
ren, die vorher bei Klein- und Mittelbetrieben oder Arbeitskräfteüberlassern beschäftigt waren,
wurde die so genannte Jugendstiftung eingeführt, die sich am bereits etablierten Modell der Ar-
beitsstiftungen orientiert.

� Fallbeispiel: Ausbildungsgarantie und Förderungen

Das primäre Ziel der Ausbildungsgarantie ist es, sicherzustellen, dass in überbetrieblichen
Lehrwerkstätten Jugendliche die gesamte Maßnahme bis zum Lehrabschluss absolvieren
können. Es sollen jedoch die Bemühungen zur Vermittlung auf eine betriebliche Lehrstelle
aufrechterhalten werden. Die Ausbildungsgarantie bedeutet, dass „allen Jugendlichen ein
Ausbildungsplatz in einer Schule, einem Unternehmen oder einer Ausbildungseinrichtung
mit dem Ziel des Lehrabschlusses garantiert wird.”1 Entlang des „weiterhin prioritären
betrieblichen Lehrstellenangebotes“ wurde daher die überbetriebliche Lehrausbildung im
Rahmen der Ausbildungsgarantie für Jugendliche bis 18 Jahren ausgebaut „und als
gleichwertiger und regulärer Bestandteil der dualen Berufsausbildung“ installiert.2

Die Analyse österreichischer Maßnahmen und Strategien zur Antizipation und Management von
Restrukturierungen hat die Bedeutung der sozialpartnerschaftlichen Tradition industrieller Be-
ziehungen gezeigt. Außerdem wurde auch auf die Relevanz adäquater wirtschaftspolitischer und
arbeitsmarktpolitischer Institutionen auf nationaler und regionaler Ebene, die fähig sind eng mit
den Sozialpartnern zusammenzuarbeiten, verwiesen. Die konkrete Umsetzung der

13

Zusammenfassung

1 http://www.biwi.at/newsletter/nr_18/jugendbeschaeftigung_infodokument.pdf, Download Februar 2010
2 Ebenda



beschriebenen Maßnahmen und Strategien auf Ebene der Unternehmen oder auch auf regiona-
ler Ebene bedarf daher in der Regel einer Einigung zwischen den VertreterInnen der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer. Die konsensuale Orientierung bedeutet, dass die sichtbar gewordenen Pro-
bleme und Defizite immer auch Gegenstand der Gespräche und Verhandlungen auf
unterschiedlicher Ebene sind.
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1.1 Internationalisierung der österreichischen Wirtschaft

Die österreichische Wirtschaft war spätestens seit Beginn der 90er Jahre mit einer weit reichen-
den Transformation der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen konfrontiert (Peneder et al.
2006: 126). Anfang der 1980er Jahre war auch in Österreich die Nachkriegsprosperität an ihr
Ende gekommen, was zu einem Wachstum der Arbeitslosigkeit (Atzmüller 2009), niedrigeren
Wachstumsraten, einer Krise der verstaatlichten Industrie sowie wachsender Staatsverschul-
dung in den Folgejahren führte. Diese Krisenerscheinungen des österreichischen Modells der
Nachkriegsentwicklung waren verbunden mit einem grundlegenden Wandel der vorherrschen-
den wirtschaftspolitischen Orientierungen, der sich als Abkehr vom Austrokeynesianismus Mitte
der 1980er Jahre manifestierte (Hermann/Atzmüller 2009). Seitdem dominieren Fragen der
Budgetkonsolidierung, der Reduktion der Steuern und Abgaben sowie der Privatisierung der ver-
staatlichen Industrie und der öffentlichen Dienstleistungen die wirtschaftspolitischen
Strategien. Zur Sicherung des EU-Beitritts 1995 und der damit verbundenen Öffnung der öster-
reichischen Märkte setzten aufeinander folgende Regierungen auf einen forcierten
Strukturwandel und die Internationalisierung der österreichischen Wirtschaft. In den letzten 10
Jahren verlief die zyklische Entwicklung der österreichischen Wirtschaft mehr oder weniger par-
allel zu den Entwicklungen der EU. In der ersten Hälfte des neuen Jahrzehnts verlief die
österreichische Wachstumsdynamik eher schlechter als jene der EU 15 bzw. EU 27. Dieser
Trend hat sich in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts umgekehrt, wobei der krisenbedingte Ein-
bruch der österreichischen Wirtschaft im Jahr 2009 in etwa dem europäischen Durchschnitt
entspricht.

Grafik 1.1: Wirtschaftswachstum in Österreich

Quelle: (European Commission 2009b), Eurostat
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Wesentlich für die oben skizzierten Entwicklungen seit Anfang der 1990er Jahre waren die
Ost-Öffnung, der Beitritt Österreichs zur EU und die Vertiefung der europäischen Integration, die
nicht zuletzt durch die Einführung der gemeinsamen Währung vorangetrieben wurde. Durch die
teilweise Verlagerung der „Entscheidungsverhältnisse in der Wirtschaftspolitik“ (z.B. in der
Geldpolitik) auf die EU-Ebene musste sich die öster-reichische Wirtschaftspolitik weitgehend
reorientieren. Sie konzentriert sich nunmehr hauptsächlich auf die fiskalische Stabilität und ver-
sucht durch Struktur-, Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik im Sinne der europäischen
Lissabon-Strategie zum Wirtschaftswachstum beizutragen (Handler/Schratzenstaller 2006: 8).

Die Osterweiterung der EU führte zu einer Intensivierung der Handelsbeziehungen mit den
neuen Beitrittsländern, wodurch die außenwirtschaftliche Integration und Internationalisierung
weiter vorangetrieben wurden (Peneder et al. 2006: 25). Die wirtschaftlichen Verflechtungen
und Handelsbeziehungen (Import/Export) mit den MOEL-Staaten sind seitdem massiv gewach-
sen und führten zur Substitution vormals national produzierter (intermediärer) Produkte und
Güter durch Importe in vielen Branchen. Umgekehrt hat die österreichische Wirtschaft in gro-
ßem Ausmaß versucht, in den MOEL-Staaten neue Anlagemöglichkeiten und Märkte zu
erschließen. Die ausländischen Direktinvestitionen österreichischer Unternehmen in
MOEL-Staaten erreichten in den Jahren seit 2000 fast das Ausmaß der Investitionen österreichi-
scher Unternehmen in den EU 14 Staaten (Onaran 2007: 28).

„While Austria’s trade with the CEEC19 countries almost tripled as a share of GDP
during 1991-2005 (albeit from a very low base), there was a more than eightfold
increase in the GDP share of net foreign direct investment (FDI) flows to the region
(though starting from an even lower base). As a result Austria’s stock of FDI in the
CEEC19 showed a notable increase over the same period, rising from 1% to 7% of GDP.”
(OECD 2007: 55)

Nach Angaben der Wirtschaftskammer (WKO) kontrollierten österreichische Unternehmen
4.287 ausländische im Jahr 2007. Im Jahresdurchschnitt 2007 waren in ausländischen Unter-
nehmen, die aus Österreich kontrolliert werden, 759.378 Personen beschäftigt. Vor allem in
osteuropäischen Ländern ist die Zahl der in diesen Unternehmen Beschäftigten groß, allen voran
in Rumänien, Ungarn und der Tschechischen Republik mit jeweils rund 80.000 Personen. Das
sind jeweils rund 11 % der Beschäftigten der von Österreich kontrollierten ausländischen Unter-
nehmen insgesamt.

Alles in allem stellen österreichische Unternehmen einen relativ hohen Anteil der ausländischen
Direktinvestitionen in den MOEL-Staaten, wobei insbesondere an den Investitionen in Slowe-
nien und der Slowakei extrem hohe Anteile von bis zu 30% aller FDIs zu verzeichnen sind.
Insgesamt liegt die Entwicklung der Direktinvestitionen österreichischer Unternehmen in Osteu-
ropa teilweise weit über vergleichbaren Entwicklungen in anderen europäischen Staaten
(Onaran 2007: 29).
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Abbildung 1.1: Österreichische Direktinvestitionen in MOEL-Staaten

Quelle: (OECD 2007: 58)

Auch wenn das starke Engagement österreichischer Unternehmen in Mittel- und Osteuropa
mehrheitlich marktorientiert und nur zum Teil kostenorientiert war, gab es doch Tendenzen zur
Verlagerung von Produktionsaktivitäten – etwa der Montage in der Elektronikindustrie (Her-
mann/Flecker 2009: 29) – die zu Betriebsschließungen in Österreich führten. Die Unternehmen
nutzten die erheblichen Unterschiede in den Arbeitskosten zwischen Österreich und den
MOEL-Staaten aber durch Verlagerung nicht nur von Produktionsarbeit, sondern in zunehmen-
dem Maße auch von Angestelltentätigkeiten wie etwa Softwareentwicklung (ebenda:31).

Wie eine von FORBA durchgeführte Unternehmensbefragung zu Auswirkungen der Internationa-
lisierung auf die Beschäftigungsbedingungen ergab, versuch(t)en österreichische
Großunternehmen, die Investitionsmöglichkeiten in den MOEL-Staaten v.a. zu einer Verbesse-
rung und Stärkung ihrer ökonomischen Position und Verbesserung ihrer Ertragslage zu nutzen
(Eichmann et al. 2008; Eichmann/Bauernfeind 2009). Die Strategie der Markterweiterung
durch Internationalisierung führte dabei nach Angaben der Großunternehmen häufiger (43%
der Unternehmen) zu einer Ausweitung der Beschäftigung als zu einer Reduktion (23%) (Eich-
mann et al. 2008: 2). Großunternehmen, die nicht auf Internationalisierung gesetzt haben oder
setzen konnten, schnitten demgegenüber nicht zuletzt in Bezug auf die Entwicklung des Be-
schäftigtenstandes eher unterdurchschnittlich ab. Eichmann und Flecker (2008) weisen jedoch
darauf hin, dass die positiven Effekte der Internationalisierung, wie sie von Großunternehmen
genutzt werden können, natürlich noch keine Einschätzung über die Auswirkungen auf andere
Unternehmenssegmente wie etwa Zulieferbetriebe ermöglichen. Auch gibt es unter den Be-
schäftigten in den Großunternehmen Gewinner- (Hochqualifizierte, Führungskräfte) und
VerliererInnen (Niedrigqualifizierte, Un- und Angelernte). Daher ist in Bezug auf die Frage der
Auswirkung der Beschäftigung auf die österreichische Wirtschaft auch auf die Ergebnisse ma-
kroökonomischer Untersuchungen zu verweisen. Die österreichische Wirtschaft kann zwar auf
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der einen Seite vom Außenhandel und dem seit Anfang der 1990er Jahre wachsende Export –
insbesondere in Schwellen- und Entwicklungsländer – in erheblichem Ausmaß profitieren, pro-
blematisch sind aber die Auswirkungen österreichischer Direktinvestitionen insbesondere in
Osteuropa auf die nationale Beschäftigungssituation. Dies gilt im Besonderen für Bereiche, die
verstärkter Importkonkurrenz ausgesetzt sind bzw. für niedrig qualifizierte Arbeitskräfte (Onaran
2007). So diagnostizierte Marin (2004) für den Zeitraum von 1990 bis 2001 einen Verlust von
22.000 Arbeitsplätzen in Österreich aufgrund von Direktinvestitionen in MOEL-Staaten. Falk
und Wolfmayr (2008) errechneten, dass Outsourcing von Dienstleistungen in Niedriglohnländer
zwischen 1995 und 2000 zu einem jährlichen Beschäftigungsverlust von 0,2% führte. Onaran
(2008) zeigt, dass für zwei durch österreichische Direktinvestitionen im Ausland geschaffene
Jobs ein Beschäftigungsverhältnis in Österreich verloren geht. Insbesondere der Beschäfti-
gungsabbau in der verarbeitenden Industrie, der in einzelnen Fällen, wie etwa bei Semperit oder
Philips, die Stilllegung ganzer Betriebsstätten einschloss, erklärt sich demnach v.a. aus der Ver-
lagerung nach Mittel- und Osteuropa, da sich die Intermediärgüterimporte aus dieser Region
negativ auf die Beschäftigungssituation in diesem Bereich auswirken.

Dies betrifft in der Industrie nicht nur Niedrigqualifikationsbranchen sondern im wachsenden
Maße auch die industriellen Kernbranchen, wie etwa Chemie, metallverarbeitende Industrie,
Maschinenbau, Automobilteile, Elektromechanik. Der von Onaran (2007) errechnete Beschäfti-
gungsverlust durch Direktinvestitionen nach Osteuropa betrug zwischen 1990 und 2005 etwa
13.700 Beschäftigte pro Jahr, was nach ihren Berechnungen auch durch den Außenhandel
nicht ausgeglichen werden kann.

Den angeführten Untersuchungen zu eher ungünstigen Auswirkungen der Internationalisierung
auf die heimische Beschäftigung stehen aber andere Analysen gegenüber, die zu zeigen versu-
chen, dass die Internationalisierung der österreichischen Wirtschaft und insbesondere die
Ostöffnung seit 1989 und Österreichs EU-Mitgliedschaft 1995 zu einem zusätzlichen jährli-
chen Wirtschaftswachstum von 0,5% bis 1% beigetragen haben. Dies habe demnach die
Beschäftigung in Österreich um 100.000 bis 150.000 Jobs erhöht (Breuss 2006). Untersu-
chungen über Fusionen und Übernahmen zeigen außerdem, dass österreichische Firmen, die
von multinationalen Konzernen übernommen werden, häufig Headquarter-Funktionen übertra-
gen bekommen (Altzinger/Landesmann 2008). Als Fazit der Verlagerungs-Diskussion der letzten
Jahre schätzen daher Altzinger und Landesmann (2008) die bisherigen Beschäftigungswirkun-
gen von Internationalisierungsaktivitäten als nicht gravierend ein.

Kritische Analysen der vorliegenden Untersuchungen zu den Effekten des EU-Beitritts und der
Ostöffnung auf die österreichische Wirtschaft und die Entwicklung der Beschäftigung (Stoc-
khammer 2005) verweisen aber darauf, dass in den ökonomischen Einschätzungen unklar
bleibt, inwieweit die Kausalzusammenhänge zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung und der
fortschreitenden Internationalisierung adäquat gefasst werden. Außerdem betont Stockhammer
(2005), dass die tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung und die Prognosen über die Auswir-
kungen des EU-Beitritts erheblich differenzieren.

„Im Vergleich zu den tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklungen können die
Schätzungen aber nur bedingt überzeugen. Tatsächlich haben sich praktisch alle
realen volkswirtschaftlichen Kennzahlen seit dem EU-Beitritt verschlechtert (im
Vergleich zu den Jahren vor dem Beitritt). Die Wachstumsraten des BIP fiel(en) ebenso
wie die der Arbeitsproduktivität. Die Arbeitslosigkeit stieg. Die nominellen Kennzahlen
verbesserten sich jedoch. Die Inflation fiel ebenso wie die Zinssätze. Das ist nicht, was
die Studien zum EU-Beitritt prognostiziert(e) hatten.“ (Stockhammer 2005: 350)



1.2 Sektorale Verschiebungen in der österreichischen Wirtschaft

Die österreichische Wirtschaft hat in den letzten Jahren und Jahrzehnten einen massiven Tertia-
risierungsschub erlebt, der zu einer erheblichen Reduktion der Beschäftigten in der Industrie
führte und sich v.a. in den städtischen Ballungsräumen und den urbanen Agglomerationen kon-
zentriert (Mayerhofer 2007a; 2007b).

Trotzdem geht z.B. das WIFO davon aus, dass die Dynamik im Dienstleistungssektor vergleichs-
weise gering war, sodass auch die Beschäftigungsdynamik in Österreich in den letzten Jahren eher
gering war (Biffl 2006). Letzteres korrespondiert mit einer vergleichsweise geringen Dynamik der
Frauenerwerbsbeteiligung, die daraus resultiert, dass Frauen, gemäß der Logik so genannter kon-
servativer Wohlfahrtssysteme, sich bei der Übernahme von familiären Verpflichtungen längerfristig
aus dem Erwerbsleben zurückziehen oder einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen.

Dass sich die Entwicklung zugunsten des Dienstleistungssektors im wesentlichen bis in die Ge-
genwart fortsetzt, wird aus der Darstellung in Tabelle 1.1, die die Prozentanteile der drei
Wirtschaftssektoren an der Gesamtbeschäftigung von 1974 bis 2004 in Zehnjahresabständen –
sowie ab 2004 in jährlichem Abstand – zeigt, ersichtlich.

Tabelle 1.1: Prozentanteil der Wirtschaftssektoren an der Gesamtbeschäftigung

1974 1984 1994 2004 2005 2006 2007 2008
Landwirtschaft Gesamt 12,6 9,5 6,6 5,0 5,5 5,5 5,7 5,6

Landwirtschaft Männer 10,5 8,6 6,0 4,8 5,5 5,4 5,6 5,6

Landwirtschaft Frauen 16,0 10,9 7,4 5,3 5,6 5,6 5,9 5,6

Industrie Gesamt 42,1 38,5 33,0 27,7 27,5 28,2 27,3 26,0

Industrie Männer 51,2 48,9 44,1 39,5 39,6 40,4 39,1 37,4

Industrie Frauen 27,9 22,4 17,5 13,2 12,9 13,4 12,9 12,4

Dienstleistungen gesamt 45,3 52,0 60,4 67,3 66,9 66,3 67,0 68,4

Dienstleistungen Männer 38,3 42,5 49,9 55,7 54,9 54,2 55,3 57,0

Dienstleistungen Frauen 56,1 66,6 75,1 81,5 81,5 81,0 81,2 82,0

Quelle: Eichmann u.a. (2010): Überblick über Arbeitsbedingungen in Österreich, interner Projektbericht, FORBA,
Statistik Austria, eigene Berechnungen. Gesamtbeschäftigung 1974 und 1984 ohne Kategorie „unbekannt“; Werte
für 2008 nach ÖNACE 2003

Demnach lagen die Anteile der Beschäftigten im Dienstleistungssektor und in der Industrie im
Jahr 1974 noch annähernd gleichauf (45,3 bzw. 42,1% Beschäftigungsanteil). Bereits in den
1990er Jahr war der Anteil der Beschäftigten im Dienstleistungssektor auf über 60% gestiegen.
Dieser Anstieg hat sich auch in den Folgejahren fortgesetzt, sodass nach dem Jahr 2000 der An-
teil des Dienstleistungssektors bereits auf zwei Drittel der Beschäftigten gestiegen ist, während
sich der Anteil des industriellen Sektors mittlerweile auf 26% reduziert hat. Der Anteil der Land-
wirtschaft hat sich seit 1974 von 12,6 auf 5,6% mehr als halbiert.

Im europäischen Vergleich liegt Österreich mit 68,4% Dienstleistungsanteil knapp unterhalb
des EU-15-Mittelwerts von 70,8% und knapp über jenem der EU 27 von 67,4%.
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Die Entwicklung der Beschäftigungsanteile des Industrie- und des Dienstleistungssektors kann
aber ohne Bezugnahme auf ihren vergeschlechtlichten Charakter nicht adäquat erfasst werden.
Während in den 1970er Jahren noch etwa 28% der berufstätigen Frauen in der Industrie be-
schäftigt waren, hat sich dieser Anteil bis 2008 auf 12,4% reduziert. Umgekehrt verlief die
Entwicklung im Dienstleistungssektor, in dem zwar bereits Mitte der 1970er Jahre die Mehrheit
der berufstätigen Frauen (56,1%) beschäftigt war. Bis 2008 ist der Anteil von Frauen im tertiä-
ren Sektor allerdings auf 82% angewachsen. Die Verschiebung der Beschäftigungsanteile
männlicher Arbeitskräfte von der Industrie in den Dienstleistungsbereich war im selben Zeit-
raum zwar auch erheblich, wenn auch nicht ganz so ausgeprägt – der Anteil der in der Industrie
beschäftigten Männer reduzierte sich von Mitte der 1970er Jahre bis 2008 um 14%. 2008 sind
aber immerhin noch 37,4% der Männer in der Industrie beschäftigt. Die geschlechtsspezifische
Segregierung setzt sich auch auf der Branchen- bzw. Berufsebene fort. D.h., die Verteilung von
Männern und Frauen auf Berufe und Branchen ist sehr ungleichmäßig.

Das angedeutete Wachstum des Dienstleistungssektors und insbesondere der Niedergang der
Sachgüterproduktion verlief aber nicht in allen Branchen gleich, wie die detaillierten Untersu-
chungen von Mesch (2007) zeigen. Der Einbruch in der Sachgüterproduktion war demnach in
der Bekleidungs- und Lederbranche sowie in der Textilindustrie besonders ausgeprägt, zwei
Branchen, die stark mit billigen Importen aus Schwellen- und Entwicklungsländern kämpfen
mussten (Mesch 2007: 28f) und in denen 40 bis 50% der Beschäftigungsverhältnisse verloren
gingen. Eine positive Beschäftigungsentwicklung gab es im genannten Zeitraum hingegen z.B.
im Fahrzeugbau, im Maschinenbau und in der Metallerzeugung und --bearbeitung.

Auf der anderen Seite verlief auch die skizzierte dynamische Entwicklung des Dienstleistungs-
sektors nicht in allen Branchen gleich. Mesch (2007: 24) zeigt, dass das Wachstum der
Beschäftigung besonders in den produktionsbezogenen (+47,23%) und den sozialen Dienstlei-
stungen (+31,8%) prononciert war (Abbildung 1.2). Aber auch in den konsumorientierten
Dienstleistungen betrug das Wachstum mehr als 16% und lag damit über der Gesamtentwic-
klung der Beschäftigung im tertiären Sektor, die im Zeitraum von 1995 bis 2006 um etwa
14,7% gewachsen ist. Besonders ausgeprägt fiel das Wachstum im Dienstleistungssektor v.a.
im Bereich Datenverarbeitung (+212%), unternehmensbezogene Dienstleistungen (+95,90%)
und Forschung und Entwicklung (+75,46%) aus (Mesch 2007: 31).

20

Nationales Seminar – Österreich
Antizipation & Bewältigung von Restrukturierung



Abbildung 1.2: Berufstätige nach Wirtschaftsbereichen in Österreich
Veränderungen 1991 – 2001 in Prozent

Quelle:  (Mesch 2007: 24)

Die Verschiebungen zwischen den Sektoren und die unterschiedliche Wachstumsdynamik der Be-
schäftigung verschiedener Branchen weisen aber nicht nur auf eine fortschreitende Tertiarisierung
der österreichischen Wirtschaft hin, sondern können auch als Verschiebung hin zu wissensintensi-
ven Branchen und Tätigkeiten interpretiert werden (Mesch 2007; Mesch 2005). Dies gilt nach
Mesch (2007) auch für jene Branchen der Sachgüterproduktion, die entgegen dem allgemeinen
Trend im sekundären Sektor in den letzten Jahren ein Beschäftigungswachstum erfahren haben.
Aus beschäftigungspolitischer Perspektive bedeutet dies, dass es zu einem Abbau wenig wissens-
intensiver, einfacher Tätigkeiten – v. a. im industriellen Bereich – kommt, was als ein wesentlicher
Faktor der Arbeitsmarktprobleme niedrigqualifizierter Personen angesehen wird. Diese Einschät-
zung wird auch durch die Ergebnisse des European Working Conditions Survey in der Tendenz
bestätigt.

1.3 Restrukturierungsdynamiken der österreichischen
Wirtschaft – einige Streiflichter

Wie aus den bisherigen Ausführungen klar geworden sein dürfte, durchlief die österreichische
Wirtschaft in den letzten Jahren tief greifende Restrukturierungsprozesse, die teilweise erhebli-
che Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation hatten. Diese Entwicklungen haben sich in
der Krise seit 2008 noch beschleunigt.
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Einen Hinweis auf die Dynamik der Entwicklung geben die Daten des European Restructuring
Monitors.3 Grafik 1.2 zeigt auf der einen Seite, dass das Ausmaß des restrukturierungsbeding-
ten Personalabbaus in Österreich seit 2005 kontinuierlich angestiegen ist. Angesichts der
sektoral sehr unterschiedlichen Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt ist es notwendig
festzuhalten, dass der Großteil des Anstiegs des gesamten restrukturierungsbedingten Personal-
abbaus seit 2008 auf die massiven Auswirkungen der Rezession auf die Sachgüterproduktion in
Österreich zurückzuführen ist.

Auf der einen Seite erscheinen die Auswirkungen der Krise auf die Beschäftigungssituation aus
dieser Perspektive daher als eine Fortschreibung bereits länger existierender Trends. Auf der an-
deren Seite zeigen die Daten aber auch, dass im Krisenjahr 2009 Unternehmenserweiterungen
und andere Formen der Schaffung von Arbeitsplätzen soweit zurückgegangen sind, dass sie vom
ERM nicht mehr erfasst werden. Weiters zeigt sich, dass nach Angaben der Unternehmen v.a. in-
terne Restrukturierungsmaßnahmen bzw. in der Krise auch Unternehmensschließungen und
Konkurse zu umfangreichem Beschäftigungsabbau führen. Die Verlagerung von Beschäftigung
etwa in MOEL-Länder wird von den Unternehmen hingegen nur vergleichsweise selten als Grund
für den Abbau von Beschäftigung angegeben. Dies änderte sich auch in der Krise nicht.

Grafik 1.2: Restrukturierung und Auswirkungen auf die Beschäftigung

Quelle: European Restructuring Monitor
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3 Der European Restructuring Monitor (http://www.eurofound.europa.eu/emcc/erm/info.htm) sammelt und analysiert
Restrukturierungsprozesse in Unternehmen, die zumindest ein EU-Mitgliedsland betreffen. Er soll angekündigte
oder durchgeführte Beschäftigungsreduktionen, die zumindest 100 Beschäftigte betreffen oder aber
Unternehmensstandorte mit mehr als 250 Beschäftigten, an denen zumindest 10% der Belegschaft betroffen
sind, erfassen. Ebenfalls in die Analysen des ERM aufgenommen werden Fälle, in denen zumindest 100 neue
Arbeitsplätze geschaffen werden. Unternehmensrestrukturierungen und ihre Auswirkungen auf die Beschäftigung
werden auf Basis von Medienanalysen (Zeitung, Wirtschaftspresse, Onlinequellen) in den 27 EU-Mitgliedsstaaten
durchgeführt. Die Sammlung und Aufbereitung der Daten wird durch ein KorrespondentInnenetzwerk in allen
Mitgliedsstaaten durchgeführt. Die Erfassung der Restrukturierungsfälle ist standardisiert, um die Sammlung
vergleichbarer und statistisch auswertbarer Daten zu ermöglichen.



Die oben dargestellte Dynamik der tertiären Restrukturierung der österreichischen Wirtschaft
bedingt natürlich auch eine erhebliche Volatilität von zumindest Teilen der Unternehmen. Ins-
gesamt werden nach Angaben der Wirtschaftskammer Österreichs jährlich etwa 29.000 bis
30.000 Unternehmen gegründet, wobei im Krisenjahr 2009 die Zahl der Neugründungen um
fast 2.000 Unternehmen im Vergleich zum bisherigen Höchststand im Jahr 2005, der bei
31.000 lag, zurückgegangen ist. Insgesamt ist aber von einer Zunahme der Unternehmensgrün-
dungen in den letzten ein bis zwei Jahrzehnten auszugehen, auch wenn genaue Zahlen nicht zur
Verfügung stehen, da die Zählung der Unternehmen zwischen einerseits den Daten der Wirt-
schaftskammer (Kammermitglieder) und andererseits den Daten des Hauptverbandes der
SV-Träger oder der Statistik Austria erheblich differenzieren.

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Anstieg insbesondere in den Jahren nach 2001 sehr ausge-
prägt war, gleichzeitig hat sich aber auch die Zahl der Schließungen erhöht. Zwar wird allgemein
die Zunahme an Unternehmensgründungen als positiv für die Beschäftigungsentwicklung in Ös-
terreich eingeschätzt. Hölzl u.a. (2006) weisen aber auch darauf hin, dass dieser
Zusammenhang in der Literatur nicht so eindeutig ist, da es auch sein kann, dass aufgrund des
besonders hohen Schließungsrisikos neu gegründeter Unternehmen und des mit Gründungen
verbundenen Wettbewerbsprozesses in älteren, bestehenden Unternehmen mehr Arbeitsplätze
abgebaut als in den neuen geschaffen werden (Hölzl et al. 2006: 2).

Für den Zeitraum von 2000 bis 2005 gehen Hölzl u.a. (2006: 23) davon aus, dass von insge-
samt fast 750.000 neuen Arbeitsplätzen 434.000 in neu gegründeten Unternehmen
entstanden sind. Im selben Zeitraum wurden 723.000 Arbeitsplätze vernichtet, 464.000 allein
durch Unternehmensschließungen. Hinsichtlich der Dynamik der Entwicklungen am Arbeits-
markt bedeutet dies, dass diese „stark durch Gründungen und Schließungen, sowie durch
wenige dynamische Unternehmen getrieben wird“ (Hölzl et al. 2006: 22). Ein Manko dieser
Entwicklung ist aber, dass „ein großer Teil der Arbeitsplatzdynamik durch Gründungen (...) nicht
zu Nettoveränderungen in der Beschäftigung“ (Hölzl et al. 2006: 23) führt, da diese auf Märk-
ten stattfinden werden, deren Nachfrage exogen vorgegeben ist (z.B. nur lokal handelbare
Dienstleistungen) und daher „die Gründung eines neuen Unternehmens vor allem dazu führt
(...), dass die selbe Nachfrage (der selbe Umsatz) auf mehr Unternehmen verteilt wird“ (Hölzl et
al. 2006: 23). Die Konsequenzen daraus sind Schließungen von „alteingessenen“ Unterneh-
men, die mit produktiveren, neu gegründeten Unternehmen nicht konkurrieren können.

Für den Zeitraum von 2004 bis 2007 weist Statistik Austria (Tabelle 1.2) eine Erhöhung der
Zahl der Unternehmen in Österreich um etwa 9000 aus. Die Zahl jährlicher Neugründungen –
nach der Berechnungsmethode von Statistik Austria – liegt in diesem Zeitraum mehr oder weni-
ger konstant bei 18.000 bis 19.000, was einem Anteil von etwa 8% an der Gesamtzahl
österreichischer Unternehmen entsprich.

In den Neugründungen wurden jährlich etwa 50.000 Arbeitsplätze für unselbständig Beschäftigte
geschaffen. Die durchschnittliche Zahl aller Beschäftigten (selbständige und unselbständige) in
Neugründungen liegt in den meisten untersuchten Jahren über 3,5. Mehr als 80% der im Jahr
2004 gegründeten Unternehmen waren auch 2005 noch aktiv, 2007 betrug der Anteil immerhin
noch 62%. Die jährliche Schließungsrate liegt insgesamt zwischen 7% und 8%, sie ist aber in den
Jahren 2006 und 2007 angestiegen.

Die Neugründungsrate von Unternehmen ist sektoral sehr unterschiedlich. So liegt im produzie-
renden Bereich die Neugründungsrate bei 6,8% und damit unter dem Schnitt, im
Dienstleistungsbereich hingegen bei 8,9%. Die Detailergebnisse von Statistik Austria zeigen au-
ßerdem, dass die höchste Neugründungsrate Wirtschaftsbereiche des Dienstleistungssektors,
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nämlich das „Kredit- und Versicherungswesen“ (12,1%), der Bereich „Realitätenwesen, Unter-
nehmensdienstleistungen“ (11,3%) und das „Unterrichtswesen“ (10,8%), aufweisen.

Auch die Ergebnisse bezüglich der Schließung von Unternehmen liegen im Dienstleistungssektor
überdurchschnittlich hoch bei 9% (im produzierenden Bereich liegen sie bei 6,9%). Über dem
Durchschnitt liegen insbesondere folgende Wirtschaftsbereiche des Dienstleistungssektors: „Beher-
bergungs- und Gaststättenwesen“ (10,6%), „Realitätenwesen, Unternehmensdienstleistungen“
(10,2%) und „Unterrichtswesen“ (10,0%). Der durchschnittliche Beschäftigungsstand bei Unter-
nehmensschließungen liegt leicht unter dem Stand bei Gründungen.

Tabelle 1.2: Demographie österreichischer Unternehmen

2004 2005 2006 2007
Aktive Unternehmen 220.465 223.872 226.707 229.387

Unternehmensneugründungen 19.498 18.617 18.301 19.461

Neugründungsrate in Prozent 8,8 8,3 8,1 8,5

Beschäftigte bei neu gegründeten Unternehmen 70.023 70.267 65.271 68.561

darunter unselbstständig Beschäftigte 51.394 53.586 49.218 51.881

Beschäftigte pro Neugründung 3,6 3,8 3,6 3,5

Unternehmensschließungen 15.387 17.140 18.081 19.724

Schließungsrate in Prozent 7,0 7,7 8,0 8,6

Beschäftigte bei geschlossenen Unternehmen 54.646 62.270 59.817 62.824

Beschäftigte pro Schließung 3,6 3,6 3,3 3,2

Quelle: Statistik Austria

1.4 Auf dem Weg zur wissensbasierten Ökonomie

Österreich konnte in den letzten 15 Jahren seine Position im Bereich der Technologien und In-
novationen „kontinuierlich verbessern“ und liegt nach Einschätzung von Leo u.a. „mittlerweile
im EU Mittelfeld bzw. teilweise sogar im Spitzenfeld“ (Leo et al. 2006: 1). Diese Entwicklung
spiegelt sich auch in den erhöhten F&E Ausgaben in Prozent des BIP wider, die sich seit dem
EU-Beitritt Österreichs 1995 von 1,55% auf 2,73% des BIP im Jahr 2009 erhöht haben, wobei
der Anstieg des Anteils der F&E Ausgaben gemessen am BIP aus „verstärkte(n) F&E Aktivitäten
der hoch- und spitzentechnologischen Segmente in der Sachgütererzeugung und der wissensin-
tensiven Dienstleistungen“ resultiert (Leo et al. 2006: 23).

Im Hintergrund der forcierten Strategie zur Erhöhung der F&E Ausgaben und damit zur Verbes-
serung der Innovationsaktivitäten steht die Annahme, dass die Entwicklung neuer Technologien
in Produkten und Prozessen eine wesentliche Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum und
die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit offener Ökonomien im Internationalisierungsprozess
darstellt, wofür die notwendigen Investitionen und qualifizierten Arbeitskräfte gesichert werden
müssen (Leo et al. 2006: 2). Wirtschaftswissenschaftliche Thinktanks, wie etwa das WIFO,
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empfehlen daher weitere Beschleunigung des Strukturwandels hin zu wissensbasierten Bran-
chen, um einen weiteren Anstieg der F&E Quote und somit von Wachstum und Beschäftigung zu
erzielen (Leo et al. 2006: 11).

Der forcierte Umstieg auf wissensintensive Branchen und die Förderung von Innovationsaktivitä-
ten erfordern auf der einen Seite einen Umbau und insbesondere Ausbau der tertiären
Bildungssysteme, damit auch eine adäquate Zahl an AbsolventInnen zur Verfügung steht, die v.a
über jene technisch-naturwissenschaftlichen Qualifikationen verfügen, die als Voraussetzung
für die Adaption an die wissensbasierte Ökonomie angesehen werden. Die niedrige Akademike-
rInnenquote Österreichs und die vergleichsweise niedrige Zahl von AbsolventInnen der
technischen und naturwissenschaftlichen Studienrichtungen wird daher als Schwachstelle des
Wirtschaftsstandortes Österreich im Restrukturierungsprozess angesehen (exemplarisch Leo et
al. 2006: 5; OECD 2009; OECD 2007).

Auf der anderen Seite bringt der Strukturwandel einen Rückgang von Arbeitsplätzen mit „einfa-
chen Tätigkeiten“, was zu wachsenden Problemen niedrigqualifizierter Arbeitskräfte am
österreichischen Arbeitsmarkt führt (Bock-Schappelwein et al. 2006: 2). Die Beschäftigungs-
quote niedrig qualifizierter Arbeitskräfte ist in Österreich mit 55% wesentlich niedriger als in
anderen Industriestaaten und in vergleichbaren europäischen Kleinstaaten (OECD 2009: 49).
Zwar ist aufgrund des steigenden Bildungsgrades der Bevölkerung von einer weiteren Reduktion
der Zahl der Personen, die nur über einen Pflichtschulabschluss verfügen, auszugehen. Dies be-
deutet aber auch, dass unter den Personen mit niedrigen Qualifikationen die älteren
Arbeitskräfte überrepräsentiert sind. Unter den 55-64-Jährigen zählen etwa 30% zu den Nied-
rigqualifizierten, während in der Kohorte der 25-34-Jährigen dieser Anteil nur noch bei 13%
liegt (OECD 2009: 49). Außerdem ist ein hoher Teil der Arbeitskräfte mit Migrationshintergrund
– Österreich hat nach Luxemburg den zweithöchsten an der Gesamtbeschäftigung – niedrigqua-
lifiziert. Dies hängt mit der Bildungssituation in den wichtigsten Herkunftsländern der
MigrantInnen zusammen. Auch der Anteil der Frauen an den niedrigqualifizierten Arbeitskräften
liegt mit 60% über deren durchschnittlicher Beschäftigungsquote, und unter so genannten aty-
pischen bzw. prekären Beschäftigungsformen sind niedrigqualifizierte Arbeitskräfte ebenfalls
überrepräsentiert. Während insgesamt 17% der Arbeitskräfte in Österreich niedrig qualifiziert
sind, beträgt ihr Anteil in Leiharbeitsfirmen 26%, bei befristeter Beschäftigung sogar 50%. Ihr
Anteil an den Arbeitslosen liegt bei 45%.

1.5 Regionale Entwicklungen: das Beispiel Wien

Die skizzierten wirtschaftlichen Entwicklungen (Internationalisierung, EU-Beitritt der
MOEL-Länder, Tertiarisierung) haben insbesondere die städtischen Agglomerationen Öster-
reichs zu weit reichenden Adaptierungsprozessen gezwungen, da diese den
Internationalisierungsprozessen besonders stark ausgesetzt sind. Dies gilt in besonderem Maße
für die Hauptstadt Wien bzw. die Ostregion Österreichs, sodass mitunter für diese Regionen von
einem wirtschaftspolitischen Pfadwechsel gesprochen wird. Wien ist heute das Zentrum der
wirtschaftlich stärksten Agglomeration Österreichs – der Ostregion. In dieser Region werden
45% des BIP produziert, 27% allein in Wien.



Der Fall des Eisernen Vorhangs und der Beitritt Österreichs zur EU zwang Wien spätestens An-
fang der 1990er Jahre, die wirtschaftliche Binnenorientierung aufzugeben und sich an der sich
internationalisierenden Ökonomie zu orientieren. Dieser Prozess wurde in den Folgejahren durch
die weiteren Schritte der EU-Erweiterung zusätzlich forciert, was den Wettbewerbsdruck auf den
Wirtschaftsraum Wien erhöhte. Diese Entwicklungen beschleunigten den Niedergang der Sach-
güterproduktion und führten zu einer Phase intensiver wirtschaftlicher Restrukturierungen
((Meißl 1999), die v.a. vom Dienstleistungssektor angetrieben wurde. Die Entwicklungen im
Dienstleistungssektor Wiens waren darüber hinaus durch Konzentrationsprozesse, Fusionen und
Übernahmen geprägt, was v.a. die Entwicklungen im Handel bzw. in der Banken- und Versiche-
rungsbranche bestimmte. Die Tertiarisierung der städtischen Ökonomie führte zusammen mit
einem massiven Anwachsen des Arbeitskräftepotenzials durch den Anstieg der Frauenerwerbs-
quote und v.a. durch Migration zu wachsenden Problemen am städtischen Arbeitsmarkt. Seit
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre ist die Arbeitslosenrate in Wien stärker gestiegen als im na-
tionalen Durchschnitt (Mayerhofer 2007a; 2007b).

Mayerhofer (2007a; 2007b) betont, dass Wien heute nicht mehr als eine stagnierende wirt-
schaftliche Region gesehen werden kann, die von alten Industrien und Dienstleistungssektoren
geprägt ist. Vielmehr ist die Entwicklung in Wien von einer dynamischen Restrukturierung aller
wirtschaftlichen Bereiche geprägt (Mayerhofer 2007a; 2007b). Die Wachstumsraten Wiens lie-
gen daher im nationalen Durchschnitt – was nach dem Krieg über Jahrzehnte nicht der Fall war
–, die Entwicklung der Produktivität liegt sogar weit über dem nationalen Durchschnitt. Letzte-
res schlägt sich aber in Arbeitsmarktproblemen nieder. Die wirtschaftliche Dynamik führt sogar
zu einer wachsenden Divergenz zwischen der international ausgerichteten Großstadt Wien und
den meisten anderen Regionen Österreichs.

Die Dynamik der wirtschaftlichen Entwicklung Wiens führt natürlich zu massiven Veränderungen
am Arbeitsmarkt. Mayerhofer schätzt, dass jährlich zwischen 9% und 14% der Arbeitsplätze in
Wien neu geschaffen werden (von etwa 800.000), ungefähr die gleiche Zahl geht jährlich verlo-
ren. Im Jahr 2007 waren nur 17,6% der Arbeitskräfte in Wien in der Sachgüterproduktion tätig,
währen der Dienstleistungssektor bereits 82,1% aller Arbeitskräfte beschäftigte.

Der Tertiarisierungsschub der Wiener Wirtschaft wird v.a. durch wissensintensive Branchen ge-
prägt, die eine große Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften aufweisen. Branchen mit
niedriger Wissensintensität befinden sich dagegen im Niedergang, was zu den Arbeitsmarktpro-
blemen niedrig qualifizierter Arbeitskräfte im Wiener Raum beiträgt. Die Arbeitslosenquote von
Männern und Frauen, die nur über einen Pflichtschulabschluss verfügen, liegt in Wien weit über
dem regionalen Durchschnitt (Grafik 1.3). Zwischen 2004 und 2007 lag die Arbeitslosenrate
von Männern ohne Pflichtschulabschluss bei mehr als 30%, von Frauen dieser Bildungskatego-
rie bei mehr als 20%, wobei davon auszugehen ist, dass die nationale Berechnungsmethode die
Arbeitslosenrate dieser Gruppe unterschätzt. Interessant ist aber, dass sich bislang die Krise auf
den Arbeitsmarkt in Wien weniger stark ausgewirkt hat als im Bundesschnitt, was nicht zuletzt
auf den hohen Anteil des Dienstleistungssektors und auf ein umfangreiches Konjunkturpaket
der Stadtregierung zurückzuführen ist.
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Grafik 1.3: Arbeitslosigkeit in Wien

Quelle: AMDB

1.6 Arbeitslosigkeit in Österreich

1.6.1 ENTWICKLUNGEN SEIT ENDE DER 1990ER JAHRE UND IN DER KRISE

Trotz der relativ guten internationalen Position ist die Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Öster-
reich seit Anfang der 1980er Jahre durch ein kontinuierliches, von zyklischen Schwankungen
unterbrochenes Anwachsen geprägt (Atzmüller 2009). Im Jahr 2009 betrug die Arbeitslosen-
quote in Österreich nach nationaler Definition 7,2%. Sie hat damit zwar noch nicht den bislang
höchsten Wert des Jahres 2005 erreicht, krisenbedingte Anstieg seit 2008 ist aber doch erheb-
lich. Im Jahresdurchschnitt hat sich die Arbeitslosigkeit um etwa 48.000 Personen auf
260.000 erhöht.
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Grafik 1.4: Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Österreich seit 1998

Quelle: (European Commission 2009a), Employment in Europe, Eurostat, Statistik Austria

Wie Grafik 1.4 zeigt, ist die Arbeitslosenrate im internationalen Vergleich (auf Basis des Labour
Force Survey) in Österreich aber auch in der Krise relativ niedrig und erreichte im Jahr 2009 ei-
nen Wert von 5,5%, was einem Anstieg von etwa 1,7% entspricht. Damit fällt der Anstieg etwas
geringer aus als im EU-Schnitt. In den EU 15 Staaten ist im Jahr 2009 die Arbeitslosigkeit um
2% auf 9,1% gestiegen, in den EU 27 um 1,9% auf 8,9%.

Tabelle 1.3: Regionale Entwicklung der Arbeitslosigkeit in der Krise

Arbeitslosigkeit 2009 Veränderung seit 2008
Burgenland 8,4 +13,9

Kärnten 9,3 +29,3

Niederösterreich 7,3 +24,3

Oberösterreich 4,9 +42,9

Salzburg 5,1 +30,5

Steiermark 7,7 +27,3

Tirol 6,3 +22,4

Vorarlberg 7,2 +31,7

Wien 8,5 +9,9

Quelle: AMDB

Vom Anstieg der Arbeitslosigkeit sind aber nicht alle Bundesländer gleich betroffen (Tabelle 1.3
Regionale Entwicklung). Während der Anstieg der Arbeitslosigkeit in Wien im Jahr 2009 knapp
10% betrug, verzeichnete das stärker industriell geprägte Oberösterreich einen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit von fast 43%. Auch in Vorarlberg (+31,7%), Salzburg (+30,5%) und Kärnten
(+29,3%) stieg die Arbeitslosigkeit um fast ein Drittel. Dies ist v.a. auf das starke Wachstum der
Arbeitslosigkeit in der Sachgüterproduktion zurückzuführen. Die Arbeitslosigkeit im Sektor Er-
zeugung von Waren erhöhte sich um mehr als 61% im Bundesschnitt, da in diesen Branchen der
Personalabbau mehr als doppelt so ausgeprägt war wie in anderen, die ebenfalls überdurch-
schnittlich von der Krise betroffen waren, wie etwa Verkehr und Lagerei oder sonstige
wirtschaftliche Dienstleistungen mit je etwa 29% (Tabelle 1.4 Branchen).
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Tabelle 1.4: Entwicklung der Arbeitslosigkeit nach Branchen

Arbeitslosigkeit
2009

Veränderung seit
2008

Land- und Forstwirtschaft; Fischerei 9,2 +16,8

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 11,4 -3

Herstellung von Waren 5,7 +61,6

Energieversorgung 1 +2,5

Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und
Beseitigung von Umweltverschmutzungen

6,1 +24,3

Bau 11 +23,3

Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen 7,1 +19,3

Verkehr und Lagerei 6,9 +29,1

Beherbergung und Gastronomie 15,4 +12,4

Information und Kommunikation 5,3 +17,7

Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 2,4 +21,1

Grundstücks- und Wohnungswesen 6,1 +11,1

Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und
technischen Dienstleistungen

5,7 +23,9

Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 21,7 +29,4

Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung 1,4 +7,4

Erziehung und Unterricht 3,8 +13,9

Gesundheits- und Sozialwesen 5,8 +5,6

Kunst, Unterhaltung und Erholung 10,3 +13,5

Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 6,8 +9,4

Private Haushalte mit Hauspersonal; Herstellung von Waren
und Erbringung von Dienstleistungen durch private Haushalte
für den Eigenbedarf ohne ausgeprägten Schwerpunkt

8,6 +1,7

Exterritoriale Organisationen und Körperschaften 7 -0,6

Sonstige 9,1 +9,7

Quelle: AMDB

1.6.2 ENTWICKLUNG DER ARBEITSLOSIGKEIT BESTIMMTER GRUPPEN AM
ARBEITSMARKT

Das Risiko der Arbeitslosigkeit ist natürlich auch in Österreich nicht auf alle Gruppen von Be-
schäftigten gleich verteilt. Einige Personengruppen sind in überdurchschnittlichem Maß von
immer wiederkehrender Arbeitslosigkeit und unsicheren Beschäftigungsverhältnissen oder auch
von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen. Die Probleme am Arbeitsmarkt verbinden sich mit der Zu-
nahme atypischer und prekärer Beschäftigungsverhältnisse und führen zu einer weit reichenden
Fragmentierung der Beschäftigungsverhältnisse und einer Destabilisierung des so genannten
Normalarbeitsverhältnisses (Fink 2003), die sich parallel zu den skizzierten Internationalisie-
rungs- und Restrukturierungsprozessen der Wirtschaft entwickelt.
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Seit 2000 liegt die Arbeitslosenrate von Männern nach der nationalen Definition (Registerquote)
um fast einen Prozentpunkt über der Arbeitslosenrate von Frauen, was das letzte Mal Anfang der
1980er Jahre der Fall war.4 Mehrere Ursachen können für diese Entwicklungen angeführt wer-
den. Zum einen ist die Frauenerwerbsquote aufgrund des raschen Wachstums der
Teilzeitbeschäftigung stärker gestiegen als jene der Männer. Außerdem wird das Arbeitskräfte-
potenzial, das der Berechnung der Arbeitslosigkeit zugrunde liegt, durch die überwiegend
weiblichen BezieherInnen des Kinderbetreuungsgeldes erhöht (etwa 170.000 Personen im Jahr
2007). Das Kinderbetreuungsgeld wurde im Jahr 2002 von der Koalitionsregierung aus ÖVP und
FPÖ eingeführt und löste das Karenzgeld ab. Da Letzteres als Versicherungsleistung organisiert
war und daher nur unselbständig Beschäftigte erfasste und da der neue Sozialtransfer außerdem
eine Verlängerung des Leistungsanspruchs auf „30 + 6 Monate“ brachte (30 Monate für einen
Elternteil, weitere sechs Monate, wenn auch der/die andere in Karenz geht), führte die Einfüh-
rung des Kinderbetreuungsgeldes zu einer Ausdehnung des BezieherInnenkreises, der nunmehr
in das Arbeitskräftepotenzial eingerechnet wird.

Julia Bock-Schappelwein (Bock-Schappelwein 2005) vom Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO)
führt auf der anderen Seite den Anstieg der Arbeitslosenrate von Männern auf den beschleunig-
ten Rückgang der Beschäftigung im sekundären Sektor seit den 1990er Jahren zurück. Dieser
setzte sich seit 2000 fort, verband sich aber gleichzeitig mit einer Reduktion des Beschäfti-
gungswachstums im tertiären Sektor in diesen Jahren. Für arbeitslose Männer, die keine
Beschäftigung mehr im sekundären Sektor finden konnten, wurde es daher schwieriger, im ter-
tiären Sektor unterzukommen. Grafik 1.5 zeigt, dass der wirtschaftliche Strukturwandel in
Österreich in den letzten 10 Jahren insbesondere in Phasen des wirtschaftlichen Abschwungs zu
einem stärkeren Anstieg der Arbeitslosigkeit bei Männern führt. Dies wurde auch in der Entwic-
klung der Arbeitslosigkeit in der Krise seit 2008 erkennbar. Die Arbeitslosigkeit von Männern ist
im Jahr 2009 um etwa 1,8% gestiegen, währen der Anstieg der Arbeitslosigkeit der Frauen in
der ersten Phase der Krise erst bei etwa 0,7% liegt.

Grafik 1.5: Arbeitslosenrate Männer – Frauen
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4 In der Arbeitskräfteerhebung der Statistik Austria wird die Arbeitslosenrate nach dem international
vergleichbaren Labour-Force-Concept erhoben. Nach diesem Maß liegt die Arbeitslosenrate von Frauen seit 1996
mit Ausnahme der Jahre 2002 und 2003 über jener der Männer.



Quelle: AMDB

Eine weitere Differenzierungsachse des österreichischen Arbeitsmarktes kann an den Unterschie-
den in der Arbeitslosenrate zwischen Arbeitskräften inländischer und solcher ausländischer
Herkunft sichtbar gemacht werden. Ausländische Arbeitskräfte sind stärker von Arbeitslosigkeit
betroffen als inländische. Ja mehr noch: Seit dem Jahr 2000 scheint die Entwicklung der Arbeits-
losigkeit in- und ausländischer Arbeitskräfte immer stärker zu divergieren. Während die
Entwicklung der Arbeitslosigkeit inländischer Arbeitskräfte auf hohem Niveau und zyklusabhängig
seit Mitte der 1990er Jahre stabil zu bleiben scheint, erhöht sich der Anteil arbeitsloser MigrantIn-
nen v. a. seit dem Jahr 2000 insbesondere in wirtschaftlichen Krisenphasen.

„However, due to the employment concentration of migrant workers upon cyclically sensitive
industries, the rise of unemployment rates of foreign workers has been more pronounced,
i.e., by 3.1 percentage points to 10.6 percent in the recession.“ (Biffl 2007: 75f)

Diese Entwicklung hat sich auch in der jüngsten Krise fortgesetzt (Grafik 1.6). Die Arbeitslosig-
keit von MigrantInnen ist im Jahr 2009 stärker gestiegen als jene österreichischer
StaatsbürgerInnen.

Grafik 1.6: Arbeitslosigkeit InländerInnen/AusländerInnen

Quelle: AMDB

Ein weiteres Kriterium der Strukturierung von Arbeitslosigkeit in Österreich ist das Alter. Tabelle
1.5 zeigt, dass einerseits Personen im Alter von 50-59 Jahren und 60-64 Jahren, andererseits
Personen im Alter von 20-24 Jahren überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen sind.
Besonders auffällig ist der Anstieg der Arbeitslosigkeit in der Altersgruppe der 60-64-Jährigen in
den letzten Jahren. Das hat mit den Pensionsreformen der Jahre 2002 und 2003 zu tun, die
eine Einschränkung und schließlich schrittweise Abschaffung der Frühpension und anderer
Möglichkeiten des vorzeitigen Eintritts in die Alterspension gebracht haben. Während jedoch die
Arbeitslosenrate der 19-24-Jährigen in der Krise um etwa 2,2% gewachsen ist, hat sich die Ar-
beitslosenrate älterer Personengruppen im Krisenjahr 2009 um weniger als 1% erhöht. Auch die
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Arbeitslosigkeit der Altersgruppen der 25-29-Jährigen und der 30-34-Jährigen ist in der Krise
um mehr als 1,5% gestiegen. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitskräfte dürfte daher
zwar ein längerfristiges, aber weniger konjunktursensitives Phänomen sein.

Vergleichsweise niedrig ist die Arbeitslosenrate jüngerer Arbeitskräfte. Die nach der nationalen
Kalkulation berechnete Arbeitslosenrate der Beschäftigtengruppe bis 19 Jahre lag in den letzten
Jahren klar unter der Durchschnittsrate. Auch der Anstieg der Arbeitslosenrate dieser Alters-
gruppe in der Krise fiel mit etwa 0,8% eher moderat aus. Dies spricht dafür, dass zum
gegenwärtigen Zeitpunkt einerseits die Maßnahmen zur Vermeidung von Jugendarbeitslosigkeit
und zur Unterstützung des dualen Systems der Ausbildung etwa durch die Ausbildungsplatzga-
rantie greifen. Dies hat jedoch eine Kehrseite. Der überdurchschnittliche Anstieg der
Arbeitslosigkeit der 20-24-Jährigen deutet nämlich andererseits darauf hin, dass die Probleme
des Einstiegs in ein dauerhaftes Anstellungsverhältnis an der zweiten Schwelle auftreten und
sich in der Krise verstärken. Interessant ist außerdem, dass die nationale Berechnungsmethode
der Arbeitslosigkeit für die Gruppe der 15-24-Jährigen zu niedrigeren Zahlen kommt als Euros-
tat. Nach Eurostat-Berechnung lag die Jugendarbeitslosigkeit 2009 bei mehr als 12%, was
einem Anstieg seit 2008 von etwa 2,8% entspricht.

Tabelle 1.5: Arbeitslosigkeit nach Alter

2000 2001 2002 2003 2004

bis 19 Jahre 3,8 4,2 4,9 5,1 5

20 - 24 Jahre 6,2 6,9 8,2 8,7 8,5

25 - 29 Jahre 5,5 5,9 6,7 6,8 7,1

30 - 34 Jahre 5,5 5,8 6,5 6,7 7

35 - 39 Jahre 5,3 5,6 6,3 6,4 6,8

40 - 44 Jahre 5 5,3 6 6,2 6,5

45 - 49 Jahre 5,4 5,5 6,1 6,1 6,4

50 - 54 Jahre 7,8 7,4 7,7 7,5 7

55 - 59 Jahre 11,4 10,5 11,2 11,1 9,8

60 - 64 Jahre 8 11,7 13 13,5 13,6

65 Jahre und älter 4,6 4,4 4,8 5,1 4,4

2005 2006 2007 2008 2009

bis 19 Jahre 5,2 4,7 4,3 4,3 5,1

20 - 24 Jahre 9,1 8,4 7,6 7,3 9,5

25 - 29 Jahre 7,4 6,9 6,4 5,9 7,6

30 - 34 Jahre 7,2 6,8 6,3 5,8 7,3

35 - 39 Jahre 7 6,6 6,1 5,6 6,8

40 - 44 Jahre 6,7 6,4 5,9 5,4 6,6

45 - 49 Jahre 6,6 6,3 5,6 5,3 6,5

50 - 54 Jahre 7 6,6 6 5,8 6,8

55 - 59 Jahre 9 8,4 7,6 7,4 8,3

60 - 64 Jahre 12,5 10,1 8,9 9,1 9,7

65 Jahre und älter 4,1 3,4 2,8 2,4 2,2

Quelle: AMDB
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Tabelle 1.6: Arbeitslosigkeit nach Bildungsgrad

Pflichtschule Lehre Berufsbildende
mittlere Schule

Allgemein- und
berufsbildende höhere Schule

Universität

2001 6,3 3,4 2,8 2,5 1,5

2002 6,9 3,9 2,9 2,8 2,1

2003 8,2 3,8 2,9 3,4 2,1

2004 9,5 4,2 3,7 4,4 3,0

2005 10,2 4,3 3,7 4,6 3,1

2006 9,6 4,1 3,3 4,0 2,7

2007 8,8 3,4 3,5 3,8 2,8

2008 8,2 3,2 2,6 3,2 1,9

Quelle: Statistik Austria

Aber nicht nur das Alter gibt wichtige Hinweise auf Unterschiede in der Betroffenheit von Ar-
beitslosigkeit, sondern auch der Bildungsgrad. Wie bereits oben festgestellt, stellen eine
besondere Problemgruppe am Arbeitsmarkt jene Personen dar, die nur über einen Pflichtschul-
abschluss verfügen (OECD 2009; OECD 2007). Während nach den Ergebnissen der
Arbeitskräfteerhebung 2008 (Labour Force Survey) (Statistik Austria 2009a) die Arbeitslosen-
quote für alle Beschäftigtengruppen, die zumindest über einen Lehrabschluss verfügen, unter
dem Durchschnitt liegt, erreicht die Arbeitslosigkeit bei Arbeitskräften, die nur den Pflichtschul-
abschluss erreicht haben, weit über dem Durchschnitt liegende Quoten. Diese Gruppe von
Arbeitskräften ist auch von der zyklischen Arbeitsmarktentwicklung in besonderem Ausmaß be-
troffen, wie der Anstieg der Arbeitslosenquote in der Krise zeigt. So stieg die Arbeitslosigkeit von
Personen, die nur über einen Pflichtschulabschluss verfügen, im dritten Quartal 2009 um 3,5%
im Vergleich zum dritten Quartal 2008. Der durchschnittliche Anstieg aller anderen Beschäftig-
tengruppen betrug zwischen den beiden Quartalen nur 1,4% (Statistik Austria 2009b).

1.6.3 KRISE UND LEIHARBEIT

Besonders betroffen von der Krise waren LeiharbeiterInnen (Synthesis 2009). Laut Synthesis agie-
ren etwa 590 Überlassungsbetriebe (von insgesamt 1.430) dauerhaft am „offenen“ Markt und
versorgen etwa 2.900 Betriebe, viele davon mit mehr als 250 Beschäftigten, mit Leiharbeitskräften
– v.a. in der Warenerzeugung, dem Handel und dem Bauwesen. Die nachfragenden Unternehmen
decken mit Leiharbeitskräften etwa 9,4% des Beschäftigtenpotenzials. Die kommerziell ausgerich-
teten Überlassungsunternehmen mit Marktorientierung sind die bei weitem größte Gruppe und
beschäftigten im Jahr 2008 fast 126.000 Arbeitskräfte (80% der Gesamtbeschäftigung bei Über-
lassern). Etwa 80% der Beschäftigten in Überlassungsunternehmen sind ArbeiterInnen. Etwa 40%
verfügen nur über einen Pflichtschulabschluss und weitere 40% über einen Lehrabschluss.

Bis Mitte 2009 wurde in den Unternehmen der Beschäftigtenstand von LeiharbeiterInnen um
29% reduziert. Siegfried Pichler von der Arbeiterkammer hebt hervor, dass viele Unternehmen auf
Leiharbeit zurückgreifen, da sie flexibler, aber nicht not-wendigerweise kostengünstiger einsetzbar
ist5. In Zeiten der Krise ersparen sich die Unternehmen aber das Frühwarnsystem des AMS, die In-
formation des Betriebsrates bei Personalabbau etc. Bemerkenswert ist, dass sich in diesem Jahr

5 http://derstandard.at/1265852233766/Zeitarbeiter-als-Sachkosten-Leiharbeiter-statt-richtige-Arbeitskraefte,
Download Februar 2010
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Meldungen häufen, dass in einigen Branchen, in denen sich eine erste Erholung der wirtschaftli-
chen Situation abzeichnet, nun wieder vermehrt Leiharbeitskräfte aufgenommen werden.

Abschließend ist festzuhalten, dass die durchschnittliche Arbeitslosenquote der einzelnen Be-
schäftigtengruppen noch wenig über die Dynamik und Flexibilität des österreichischen
Arbeitsmarktes, über das absolute Ausmaß der jährlich von Arbeitslosigkeit betroffenen Perso-
nen und die daraus resultierenden Erfordernisse und Probleme für die Arbeitsmarktpolitik
aussagt. Diese hängt aber eng mit den oben skizzierten Restrukturierungstendenzen der öster-
reichischen Wirtschaft zusammen. Insgesamt waren im Krisenjahr 2009 mehr als 850.000
Personen von Arbeitslosigkeit betroffen, mehr als 497.000 davon Männer (zum Vergleich: Die
Zahl der unselbständig Beschäftigten liegt bei etwa 3,3 Millionen).

Insgesamt werden in Österreich jährlich etwa 1,5 Millionen unselbständige Beschäftigungsver-
hältnisse beendet bzw. wieder aufgenommen (BMWA 2007b; 2007a). Etwa 320.000 Personen
gelingt der direkte Übergang in ein anderes Beschäftigungsverhältnis. In Bezug auf die Dynamik
des österreichischen Arbeitsmarkts im internationalen Vergleich kommt das WIFO-Weißbuch zu
„Beschäftigung durch Wachstum auf Basis von Innovation und Qualifikation“ zum Schluss:

„Insgesamt dürfte (...) die Arbeitsmarktflexibilität in Österreich eher über dem
EU-Durchschnitt liegen.“ (Guger/Thomas 2006: 10)

Die „Flexibilität“ des österreichischen Arbeitsmarktes dürfte sich jedoch stark auf bestimmte
Personengruppen konzentrieren. Die durchschnittliche Dauer der Beschäftigungsverhältnisse
ist für Personen im Haupterwerbsalter nämlich kaum gesunken, instabile Beschäftigungsver-
hältnisse sind eher auf Personen unter 25, kleine Betriebe und bestimmte Wirtschaftszweige
konzentriert (Guger/Thomas 2006).

1.7 Das österreichisches System der industriellen Beziehungen

Das österreichische System der industriellen Beziehungen kann als duales Mitbestimmungsmo-
dell bezeichnet werden. Die Gewerkschaften (und auch die Arbeiterkammer) sind auf der
kollektivvertraglichen und im Rahmen der Sozialpartnerschaft gesamtwirtschaftlichen Ebene
aktiv. Auf Ebene der Unternehmen können die Interessen der Belegschaft von gewählten Be-
triebsrätInnen wahrgenommen werden. Formell ist das Kollektivvertragssystem völlig
unabhängig von der betrieblichen Mitbestimmung (Guger et al. 2001: 90). Wie Hermann und
Flecker (Flecker/Hermann 2009; Hermann/Flecker 2009) betonen, haben aber Betriebsräte
und Gewerkschaften weiterhin enge Beziehungen, da etwa 87% der Betriebsratsmitglieder
gleichzeitig Mitglieder des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) sind; dies gilt v.a. für
die unteren Hierarchieebenen.

Die soziale und wirtschaftliche Entwicklung Österreichs seit 1945 war wesentlich von der Institu-
tionalisierung sozialpartnerschaftlicher Aushandlungs- und Entscheidungsfindungsmuster
geprägt. Neben den freiwilligen Interessensvertretungen wie Gewerkschaften oder Industriellen-
vereinigung ist hier auf ein österreichisches Spezifikum zu verweisen: das Kammersystem. Jede/r
ArbeitnehmerIn (Ausnahme: Beamte) ist Mitglieder der Arbeiterkammer, jede/r UnternehmerIn



Mitglied der Wirtschaftskammer. Aufgrund des damit verbundenen hohen Konzentrations- und
Zentralisierungsgrades der Interessensvertretungen der ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen
blieb die österreichische Sozialpartnerschaft nicht nur auf die Ebene des Kollektivvertragssystems
beschränkt. Die Sozialpartner sind vielmehr aufgrund ihrer engen Verflechtung mit den Großpar-
teien sowie der Installierung von Beiräten („Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen“) in den
Gesetzgebungsprozess eingebunden. Außerdem sind die Sozialpartner in den Selbstverwaltungs-
organen der Sozialversicherung, der Österreichischen Nationalbank und seit 1994 auch in den
leitenden Gremien des Arbeitsmarktservices involviert (siehe 1.7.2). Es existiert daher ein dichtes
Netz vertikaler Verbindungen mit den Parteien wie auch horizontaler Verbindungen zwischen den
Interessensvertretungen zur Koordination wirtschaftspolitischer Aktivitäten.

Seit den 1990er Jahren ist die Sozialpartnerschaft in Österreich aber einem erheblichen Anpas-
sungsdruck ausgesetzt. Dies hängt auf der einen Seite eng mit den veränderten
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen seit den 1990er Jahren zusammen, die den bis
dato hohen Grad an Konsensualität der Entscheidungsfindung und der Kooperation der Interes-
sensvertretungen mit den Parteien und der Regierung brüchig werden ließen. Die
Zurückdrängung des Einflusses der Sozialpartner – insbesondere der Gewerkschaften – auf Re-
gierungsebene fand ihren bisherigen Höhepunkt in den Jahren 2000 bis 2006 zu Zeiten der
Koalitionsregierung zwischen der konservativen ÖVP und der rechten FPÖ.

Mit der Wiedererrichtung einer Großen Koalition zwischen der sozialdemokratischen SPÖ und
der konservativen ÖVP kam es auf der anderen Seite in gewisser Weise zu einem Comeback der
Sozialpartnerschaft auf Regierungsebene. Durch den Anspruch, wirtschafts- und arbeitsmarkt-
politische Probleme wieder stärker sozialpartnerschaftlich zu regeln, konnten in der Rezession
seit 2008 wichtige Maßnahmen zur Linderung der Auswirkungen der Rezession auf die Beschäf-
tigungs- und Einkommenssituation ausverhandelt werden (s.u.).

1.7.1 DIE BETRIEBLICHE INTERESSENVERTRETUNG

Nach der heute gültigen Betriebsverfassung haben ArbeitnehmerInnen in Betrieben mit fünf
und mehr Beschäftigten das Recht, einen Betriebsrat zu wählen (zum Folgenden: Guger et al.
2001). Die Zahl der Betriebsratsmitglieder und die mögliche Freistellung von BetriebsräteInnen
ist abhängig von der Zahl der ArbeitnehmerInnen des jeweiligen Betriebes. Betriebsräte besitzen
in der Zeit der Ausübung ihres Amtes einen ausgeprägten Kündigungs- und Entlassungsschutz.
Angestellte und ArbeiterInnen können einen gemeinsamen oder jeweils eigene Betriebsräte
wählen (was dazu führen kann, dass im selben Betrieb die ArbeiterInnen durch einen Betriebsrat
vertreten werden, die Angestellten aber nicht oder umgekehrt). Die in der Betriebsverfassung ge-
währten Mitbestimmungsrechte der betrieblichen Interessensvertretung gehen deutlich über die
Informations- und Konsultationsrechte der EU-Richtlinie zur Unterrichtung und Anhörung der
ArbeitnehmerInnen in der Europäischen Union hinaus.6

Guger u.a. (2001: 102ff) fassen die Rechte der Betriebsräte in folgenden fünf Punkten zusam-
men: Beratungs-, Informations- und Interventionsrechte, Mitbestimmung in sozialen
Angelegenheiten, Mitbestimmung in personellen Angelegenheiten, Mitbestimmung in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und unternehmensbezogene Mitbestimmung. Insbesondere die
Mitbestimmungsrechte in personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten sind im
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Restrukturierungsprozess der Unternehmen von Bedeutung. Sie berühren Fraugen der Einbezie-
hung der Interessensvertretung der ArbeitnehmerInnen in Fragen des Personalabbaus,
betrieblich bedingter Änderungen und möglicher Sozialpläne.

Beratungs-, Informations- und Interventionsrechte: Das Unternehmen hat die Pflicht, den Be-
triebsrat zumindest vierteljährlich über Angelegenheiten zu informieren, die für die Belegschaft
wichtig sind. Unabhängig davon kann der Betriebsrat auch in allen ArbeitnehmerInnen betref-
fenden Angelegenheiten bei der Betriebsleitung vorsprechen und entsprechende Maßnahmen
beantragen bzw. die Beseitigung von Mängeln fordern.

Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten: Die Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten
der Belegschaft erstreckt sich auf den Abschluss fakultativer oder erzwingbarer Betriebsverein-
barungen. Das Feld von Betriebsvereinbarungen in sozialen Angelegenheiten ist sehr weit
gefasst, aber nur für die im Gesetz vorgesehen Materien möglich und reicht von den Arbeitsbe-
dingungen über die Lage der Arbeitszeit bis zu Sachleistungen und monetären Zusatzleistungen.

Mitbestimmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten: Der Betriebsrat hat das Recht, periodisch
über die wirtschaftliche Situation des Betriebes bzw. des Unternehmens informiert zu werden
und er kann darüber hinaus Aussprachen zur wirtschaftlichen Situation verlangen. Die Betriebs-
leitung ist insbesondere verpflichtet, den Betriebsrat über Veränderungen zu informieren, die
massive Auswirkungen auf die Beschäftigten haben (Kündigungen).

Mitbestimmung in personellen Angelegenheiten: Aus Perspektive der Antizipation und des Mana-
gements von Restrukturierung bedeutsamer ist die Mitbestimmung in personellen
Angelegenheiten (Versetzung, Änderungen, Kündigungen), wobei Betriebsräte hier v.a. ein Infor-
mations- und Anhörungsrecht haben und nur in bestimmten Fällen mitbestimmen können (s.u.).

1.7.2 VON DER ARBEITSMARKTVERWALTUNG ZUM
ARBEITSMARKTSERVICE

Im Jahr 1994 wurde die damalige Arbeitsmarktverwaltung aus dem Sozialministerium ausge-
gliedert und als „modernes Dienstleistungsunternehmen des öffentlichen Rechts mit eigener
Rechtspersönlichkeit definiert“ (Feurstein 1997: 516), dem die Durchführung der Arbeits-
marktpolitik des Bundes obliegt. Die Regierung bzw. das jeweils zuständige Ministerium sind
weiterhin für die Formulierung der Ziele der Arbeitsmarktpolitik zuständig und haben ein Auf-
sichtsrecht über das AMS. Durch die Ausgliederung wurde eine dezentralisierte Struktur
geschaffen, die sich in eine Bundes-, neun Landes- und 99 Regionalorganisationen des AMS
gliedert. Eine wesentliche Neuerung der Reform des AMS war die Einbeziehung der Sozialpart-
ner auf all diesen Ebenen (VertreterInnen der Wirtschaftskammer, der Bundeskammer für
Arbeiter und Angestellte, des Österreichischer Gewerkschaftsbundes und der Vereinigung der
österreichischen Industrie). Diese wirken daher auf jeder Organisationsebene maßgeblich an der
Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik (Arbeitsprogramme der Länder) mit. Auf Bundesebene agiert
der Verwaltungsrat. Durch die enge Verbindung der Sozialpartner mit den Großparteien ist darü-
ber auch eine Verflechtung mit den regionalen und lokalen Verwaltungen und damit die
Zusammenarbeit mit den dezentralen staatliche Ebenen (Bundesländer, Bezirke etc.)
sichergestellt.
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1.7.3 REGIONALE INSTITUTIONEN

Die dezentrale Struktur des AMS erlaubt eine regional abgestimmte Reaktion auf Probleme des
Arbeitsmarktes und der Bewältigung von Arbeitslosigkeit. Für viele Probleme ist hier auf die Ko-
operationsbeziehungen mit den regionalen (Bundesländer) und lokalen (Bezirke, Gemeinden)
Verwaltungen zu verweisen. Letztere beteiligen sich bspw. an der Finanzierung von Programmen
und Maßnahmen zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit etc. Eine Besonderheit derartiger regio-
naler Institutionen stellt der WAFF (Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds) dar, der von
der Stadt Wien zur Organisation regional spezifischer arbeitsmarktpolitischer Programme, die
das Angebot des AMS ergänzen sollen, Mitte der 1990er Jahre errichtet wurde. Der Vorstand des
WAFF ist sozialpartnerschaftlich und gemäß der Mehrheitsverhältnisse im Stadtparlament be-
setzt. Der Hauptfokus der Aktivitäten des WAFF sind einerseits Beratungs-, andererseits
vielfältige Qualifizierungs-, Weiterbildungs- und Umschulungsangebote für verschiedene Grup-
pen von Beschäftigten, Arbeitslosen und Unternehmen. Der WAFF ist auch in die Abwicklung
europäischer sozial- und beschäftigungspolitischer Programme involviert. Viele der angebotenen
Programme und Maßnahmen werden in Kooperation mit dem regionalen AMS organisiert
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2.1 Prognoseinstrumente

Eine Reihe von Instituten führt im Auftrag des AMS, der zuständigen Ministerien oder auch Bun-
desländer (z.B. Wien) Prognosen über möglichen Entwicklungen der Wirtschaft und des
Arbeitsmarktes durch.

2.1.1 MITTELFRISTIGE BESCHÄFTIGUNGSPROGNOSE FÜR ÖSTERREICH
UND DIE BUNDESLÄNDER

Das WIFO führt (in Zusammenarbeit mit dem Joanneum Research) im Auftrag des AMS eine mit-
telfristige Beschäftigungsprognose durch, die die zu erwartenden beruflichen und sektoralen
Veränderungen auf nationaler Ebene, wie auch für die einzelnen Bundesländer in jeweiligen
Länderberichten erfassen soll (Fritz et al. 2008). Diese Prognose beruht auf dem Einsatz einer
Kombination aus Prognoseinstrumenten, die die Zusammenhänge zwischen wirtschaftlichen
Restrukturierungen und Veränderungen der beruflichen Struktur des Arbeitsmarktes erfassen
können. Der Prognosezeitraum soll weit genug in der Zukunft liegen, damit Reaktionen auf Ent-
wicklungen möglich sind. Basierend auf der Einschätzung der nationalen und regionalen
wirtschaftlichen Dynamik und ihrer Auswirkungen auf Beschäftigung, die die Entwicklungen in
32 Branchen erfassen kann, wird eine Prognose der Entwicklung der unterschiedlichen Berufs-
gruppen (insgesamt 56) durchgeführt, die auch auf geschlechtsspezifische Unterschiede
eingeht. Die VerfasserInnen der oben genannten Studie verweisen darauf, dass vergleichbare
Methoden für die Branchen- und Berufsprognose (adaptiert für die jeweilige Datenverfügbarkeit)
beispielsweise in den USA (Bureau of Labor Statistics (BLS)) in Großbritannien (Institute for
Employment Research (IER)), Deutschland (Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung
(IAB)) und den Niederlanden (Research Centre for Education and the Labour Market) angewandt
werden. Die Berufsprognose erfolgt nach der internationalen Standardklassifikation für Berufe
(ISCO) und erlaubt die Unterscheidung von 4 Ebenen der Ausbildungsanforderungen (Skill-Le-
vel). Die 56 Berufsgruppen werden in 10 Berufshauptgruppen zusammengefasst. Dieses
Instrument, ist für mittelfristige Prognose gut geeignet. Da es aber auf Daten der Vergangenheit
beruht, kann es nur schwer oder gar nicht neue Entwicklungen abbilden.

2.1.2 QUALIFIKATIONSBAROMETER

Das AMS bietet seit 2003 ein sogenanntes Qualifikationsbarometer, das von zwei mit Bildungs-
und Qualifikationsfragen beschäftigten Forschungsinstituten entwickelt wurde und online zu-
gänglich ist. Seit 2004 werden die wesentlichen Ergebnisse dieses Prognoseinstrumentes im
Qualifikationsstrukturbericht des AMS veröffentlicht, der sowohl für Österreich als auch für die
einzelnen Bundesländer angefertigt wird (Arbeitsmarktservice (AMS) 2009). Dieses

39

Beschreibung von Massnahmen und
Instrumenten zur Antizipation von
Veränderungen und zum Management von
RestrukturierungsProzessen 2



Prognoseinstrument soll Aussagen über den aktuellen und v.a. auch über den zu erwartenden
Qualifikationsbedarf sammeln, strukturiert aufbereiten und der Öffentlichkeit über das Internet
zugänglich machen. Neben der sekundärstatistischen Auswertung von Daten des Hauptverban-
des der Sozialversicherungsträger, der Statistik Austria und des AMS, sowie Studien zur
Entwicklung des Qualifikationsbedarfes und des Arbeitsmarktes in Österreich, wie die oben ge-
nannte mittelfristige Beschäftigungsprognose, stützt sich das Qualifikationsbarometer
hauptsächlich auf Analysen von Stelleninseraten in den wichtigsten österreichischen Printme-
dien (Auswertung von 84 Titel) und ExpertInneninterviews mit Personalverantwortlichen in
Unternehmen, LeiterInnen von Ausbildungsinstitutionen und VertreterInnen von Berufsverbän-
den und Berufsorganisationen. Die Diskussionen am Workshop haben gezeigt, dass die
Schwierigkeiten dieses Prognoseinstruments darin bestehen, dass es sich um ein kurzfristiges
Instrument handelt, dass aufgrund von Verzerrungen dazu führen kann, dass bestimmte Entwic-
klungen überschätzt werden.

2.1.3 MIKOVORSCHAU AUF BESCHÄFTIGUNG UND ARBEITSLOSIGKEIT

Das AMS, aber auch regionale arbeitsmarktpolitische Institutionen wie der WAFF veröffentli-
chen regelmäßig einen Ausblick auf Beschäftigung und Arbeitslosigkeit (Alteneder et al. 2009)
bzw. eine regionale Arbeitsmarktprognose zur Einschätzung zukünftiger Entwicklungen (Alten-
eder et al. 2008). Das durchführende Institut (Synthesis) nutzt dafür seinen Datenkörper
Synthesis-Betrieb und das Modell der Mikroprognose. Die Analyse erlaubt eine monatliche Ab-
gleichung mit den laufenden Veröffentlichen des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger
und des AMS

2.2 Institutionelle Regelungen zum Personalabbau

Grundsätzlich wird in Österreich von einem „freien Kündigungsrecht“ ausgegangen (Lösch-
nigg/Melzer-Azodanloo 2008: 210). Das heißt, es bedarf im Allgemeinen keines besonderen
Grundes für die Vertragspartner, um unter Einhaltung gewisser Termine und Fristen ein Dienst-
verhältnis zu beenden. Tatsächlich kommt es aber, wie Löschnigg und Melzer-Azodanloo (2008:
210) betonen, zu Beschränkungen der Kündigungsfreiheit aufgrund von Diskriminierungsverbo-
ten und gesetzlich angeordneten Interessensabwägungen. Es ist daher die Frage aufzuwerfen,
inwieweit die wirtschaftliche Situation des Unternehmens im Falle von Kündigungen durch die
rechtlichen Regelungen berücksichtigt wird.

Wir werden uns in den folgenden Darstellungen v.a. auf verschiedenen Formen der Beendigung von
Dienstverhältnissen eines/r oder mehrerer MitarbeiterInnen, die in Krisenzeiten zum Einsatz kommen,
konzentrieren. Zuvor müssen aber noch ein paar wesentliche Dimensionen des österreichischen Kün-
digungsrechtes hervorgehoben werden. Wollen Unternehmen durch Kündigungen Personal abbauen,
sind sie an bestimmte Kündigungsfristen gebunden. Die Kündigungsfristen divergieren erheblich zwi-
schen verschiedenen Gruppen von ArbeitnehmerInnen und ergeben sich nicht nur aus rechtlichen
Bestimmungen, sondern auch aus Kollektivverträgen, Betriebsvereinbarungen oder Arbeitsverträgen
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(Löschnigg/Melzer-Azodanloo 2008: 211). Auch hier gilt, dass insbesondere Kollektivverträge günsti-
gere Regeln als im Arbeitsrecht vorgesehen ermöglichen können.

Wesentlich in diesem Kontext ist die in Österreich immer noch vorhandene Unterscheidung zwi-
schen Angestellten und ArbeiterInnen.7

2.2.1 KÜNDIGUNG ANGESTELLTE

Im Falle einer ArbeitgeberInnenkündigung sieht das österreichische Arbeitrecht bei Angestell-
ten eine nach Dienstjahren gestaffelte Kündigungsfrist vor.

Tabelle 2.1: Kündigungsfristen

Beschäftigungsdauer Kündigungsfrist

0 bis 2 Jahre 6 Wochen

2 bis 5 Jahre 2 Monate

5 bis 15 Jahre 3 Monate

15 bis 25 Jahre 4 Monate

>25 Jahre 5 Monate

Neben der einzuhaltenden Kündigungsfrist ist der/die ArbeitgeberIn auch an bestimmte Kündi-
gungstermine gebunden. Eine Kündigung durch den/die ArbeitgeberIn ist nur mit Ablauf eines
Kalendervierteljahres möglich (Löschnigg/Melzer-Azodanloo 2008: 213). Dabei gilt, dass Kol-
lektivverträge aus dispositiven gesetzlichen Vereinbarungen zwingende machen, so dass Einzel-
oder Betriebsvereinbarungen die Quartalskündigung nicht aufheben können.

2.2.2 KÜNDIGUNG ARBEITER

Im Kündigungsrecht wird die schlechtere arbeitsrechtliche Stellung von ArbeiterInnen deutlich.
Die Kündigungsfrist beträgt hier für beide Seiten des Arbeitsvertrages nur 14 Tage. Durch den
Kollektivvertrag, eine Betriebsvereinbarung oder den Arbeitsvertrag ist diese Regelung sogar zur
Gänze abdingbar (Löschnigg/Melzer-Azodanloo 2008: 213f). Es sind auch keine Kündigungs-
termine festgelegt. In einigen Kollektivverträgen ist es aber gelungen, Regelungen zu
Kündigungsfristen und Kündigungsterminen einzuführen, wobei in den meisten Branchen – mit
Ausnahme des KVs der MetallarbeiterInnen – die Regelungen trotzdem weit hinter den Bestim-
mungen für Angestellte zurückbleiben.
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7 Löschnigg und Melzer-Azodanloo fassen die Unterscheidung zwischen diesen Gruppen von ArbeitnehmerInnen
folgendermaßen zusammen:
„Erstere üben kaufmännische Tätigkeiten, höhere nicht-kaufmännische Tätigkeiten oder Kanzlei- bzw.
Büroarbeiten aus, zweitere überwiegend manuelle Tätigkeiten.“ (2008: 211)



2.2.3 KÜNDIGUNGSSCHUTZ

Der Betriebsrat muss vom Arbeitgeber mindestens fünf Tage vor einer Kündigung informiert wer-
den. Wird diese Frist nicht eingehalten, gilt die Kündigung als nicht ausgesprochen und ist
daher ungültig. Gibt es keinen Betriebsrat, entfällt die Pflicht einer termingerechten Benach-
richtigung. Außerdem hat der BR die Möglichkeit, vom/von der ArbeitgeberIn eine Beratung zu
verlangen, um die Kündigung eventuell abzuwenden. Der Betriebsrat hat die Möglichkeit, einer
Kündigung zu widersprechen, was ihm ermöglicht, im Namen des Arbeitnehmers die Kündigung
gerichtlich anzufechten. Diese Möglichkeit steht dem/der ArbeitnehmerIn zwar immer offen, die
Chancen sind jedoch besser, wenn eine Klage vom Betriebsrat unterstützt wird.

ArbeitnehmerInnen in betriebsratspflichtigen Betrieben (5 Beschäftigte) genießen einen allgemei-
nen Kündigungsschutz, der ihnen theoretisch ermöglicht, eine Kündigung, die aus verpönten
Motiven erfolgt oder sozialwidrig ist, anzufechten. ArbeitnehmerInnen in Betrieben mit weniger als 5
Beschäftigten haben diese Möglichkeit nicht. In betriebsratspflichtigen Betrieben ohne Betriebsrat
besteht der allgemeine Kündigungsschutz nur eingeschränkt, da es sich um ein Mitwirkungsrecht
der Belegschaft handelt. Die mögliche Sozialwidrigkeit einer Kündigung erfordert die Bedacht-
nahme darauf, ob eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses die ArbeitnehmerInneninteressen
erheblich und für zukünftige Beschäftigungschancen beeinträchtigt.

Für den vorliegenden Kontext ist wesentlich, dass ein Unternehmen eine sozialwidrige Kündi-
gung auch mit betrieblichen Erfordernissen begründen kann, die einer Weiterbeschäftigung
des/der ArbeitnehmerIn entgegenstehen (Löschnigg/Melzer-Azodanloo 2008: 227). Auf welche
Maßnahmen das Unternehmen bei wirtschaftlichen Problemen setzt, liegt ganz in seiner Ent-
scheidungskompetenz und kann auch nicht gerichtlich überprüft werden. Der/die ArbeitgeberIn
kann also nicht gezwungen werden, unwirtschaftliche Arbeitsplätze zu erhalten. Es existiert aber
eine so genannte soziale Gestaltungspflicht für das Unternehmen, das angehalten ist, alle Mög-
lichkeiten einer Weiterbeschäftigung des/der ArbeitnehmerIn auszuschöpfen.

2.2.4 BETRIEBSÄNDERUNGEN

Das Unternehmen hat im Falle von gravierenden Betriebsänderungen eine Reihe von Regelun-
gen zu befolgen. So ist der/die BetriebsinhaberIn verpflichtet, den Betriebsrat, das AMS und
andere Behörden über Restrukturierungsmaßnahmen zu informieren und sich teilweise auch mit
diesen zu beraten. Zu den Betriebsänderungen, die diese Verpflichtungen in Kraft treten lassen,
gehören nach Löschnigg und Melzer-Azodanloo (2008) die „Einschränkung, Verlegung oder
Stilllegung des ganzen Betriebs oder einzelner Betriebsteile“, die meldepflichtige Auflösung von
Arbeitsverhältnissen („Massenkündigung“, s.u.), der Zusammenschluss mit anderen Betrieben,
die „Änderung des Betriebszwecks, der Betriebsanlagen, der Arbeits- und Betriebsorganisation
sowie der Filialorganisation“, die „Einführung neuer Arbeitsmethoden“ und von „Rationalisie-
rungs- und Automatisierungsmaßnahmen von erheblicher Bedeutung“ sowie die „Änderung der
Rechtsform oder der Eigentumsverhältnisse“ (Löschnigg/Melzer-Azodanloo 2008: 236).

Bei Kündigungen im Zuge derartiger Veränderungen sind gemäß der rechtlichen Vorschriften der
Betriebsrat und ab einer gewissen Zahl das AMS und andere zuständige Behörden zu informie-
ren. Bringt die geplante Änderung erhebliche Nachteile für die Belegschaft oder Teile davon,
kann ein Sozialplan abgeschlossen werden.
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2.2.5 DIE „LÖSENDE AUSSETZUNG“ (KÜNDIGUNG MIT
WIEDEREINSTELLUNGSZUSAGE)

Einen besonderen Fall der Kündigung stellt die „lösende Aussetzung“ (Gruber 2009: 143f) dar.
Durch diese werden Arbeitsverhältnisse für zwei bis drei Monate beendet und die Arbeitnehme-
rInnen werden arbeitslos gemeldet. Sie erhalten aber eine Wiedereinstellungszusage. Diese
Maßnahme wurde auch im Krisenjahr 2009 vermehrt angewendet. Insbesondere Unternehmen,
die mit den Bestimmungen zur Kurzarbeit und anderen Maßnahmen zur Krisenbewältigung un-
zufrieden sind, greifen auf diese Strategie zurück.8 Die ArbeitnehmerInnenvertretungen sind
dieser Strategie gegenüber kritisch eingestellt aufgrund ihrer negativen Auswirkungen auf so-
zialrechtliche Ansprüche der ArbeitnehmerInnen, die teilweise auch von den Unternehmen
gezwungen werden, auf Urlaubsansprüche zu verzichten oder in das neue Abfertigungssystem
umzusteigen, was bei langen Dienstzeiten zu erheblichen Einbußen führen kann. Außerdem kri-
tisieren sie auch die Umwälzung der Kosten auf die Sozialkassen.

2.3 Änderungskündigung

Die Änderungskündigung wird in der Diskussion über Maßnahmen zur Krisenbewältigung als be-
sonderer Fall der Verringerung oder Änderung von Leistungen zur Kostenreduktion durch den/die
ArbeitgeberIn betrachtet. Als Änderungskündigung wird eine Kündigung verstanden, die mit ei-
nem Veränderungsangebot verknüpft ist (Gruber 2009: 140). Nimmt der/die ArbeitnehmerIn die
angebotene Veränderung des Arbeitsvertrages nicht an, endet das Arbeitsverhältnis – d.h. es gel-
ten die Regeln des Kündigungsrechtes und die ArbeitnehmerInnen können die Kündigung
anfechten. Die Änderung muss aber zumutbar und angemessen sein. Als Möglichkeit wird auch
die Befristung von Änderungen genannt, die bspw. bei temporären Reduktionen des Einkom-
mens zum Tragen kommen kann. Der Betriebsrat ist von Veränderungen zu informieren.
Änderungskündigungen sind aus Perspektive der Unternehmen vorteilhaft, um Kosten senken
und die betroffenen ArbeitnehmerInnen einsetzen zu können. Das Ziel ist also nicht die Auflö-
sung des Dienstverhältnisses, sondern die Vereinbarung über eine Verschlechterung der
vertraglichen Bedingungen.
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� Fallbeispiel: Frühwarnsystem

Kommt es in einem Unternehmen zur Kündigung einer größeren Zahl von Personen, so ist je nach Be-
triebsgröße die jeweils zuständige Regionalstelle des AMS zu informieren, damit diese rechtzeitig
Maßnahmen gegen den Personalabbau ergreifen bzw. versuchen kann, diesen abzumildern und geeig-
nete arbeitsmarktpolitische Programme zur Verfügung zu stellen.

Die Anzeige beim AMS muss schriftlich erfolgen. Die schriftliche Anzeige muss Angaben zur Zahl und
Verwendung der regelmäßigen Beschäftigten und eine Bekanntgabe der Zahl und Aufspaltung der be-
troffenen ArbeitnehmerInnen nach Verwendung, Qualifikation, Alter, Geschlecht und
Beschäftigungsdauer enthalten. Außerdem sind Hinweise auf weitere maßgebliche Auswahlkriterien
und eine Angabe der Gründe für den beabsichtigten Stellenabbau sowie Informationen über bereits er-
griffene soziale Maßnahmen anzuführen.9 Die Anzeige an das AMS hat 30 Tage vor der Auflösung der
Arbeitsverhältnisse zu erfolgen. Diese Frist kann durch den KV verlängert werden.

Im Rahmen des Frühwarnsystems müssen weiters eine Information und Beratung mit dem Betriebsrat – so-
fern vorhanden – über den geplanten Beschäftigungsabbau und eine schriftliche Benachrichtigung aller
betroffenen Arbeitskräfte erfolgen.10 Werden diese Bestimmungen nicht eingehalten, sind die Kündigungen
ungültig. Für das Inkrafttreten des Frühwarnsystems spielt das Ausmaß der Beschäftigung der betroffenen
ArbeitnehmerInnen (z.B. wöchentliche Arbeitsstunden, geringfügige Beschäftigung) keine Rolle.

Das Frühwarnsystem existiert seit 1976 und wurde als Reaktion auf die wirtschaftlichen Probleme im
Kontext der Ölkrise auf Basis von Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern und der Regierung be-
schlossen. Das Frühwarnsystem fungiert als Zeitmanagementpuffer für das AMS, damit dieses
rechtzeitig Maßnahmen ergreifen kann. Für die Inanspruchnahme dieser Maßnahme in der gegenwärti-
gen Krise ist auf die Verbesserung der Koordinationsmöglichkeiten des unternehmensinternen
Personalmanagements mit dem AMS im Bezug auf Arbeitsförderungspolitiken zur Erhaltung eines mög-
lichst hohen Anstellungslevels und auf die rechtzeitige Information der betroffenen Arbeitskräfte und
die Unterstützung dieser bei der zukünftigen Arbeitsstellensuche zu verweisen. Die Unterstützungs-
maßnahmen umfassen Hilfestellungen bei der Beantragung von Arbeitslosenunterstützung,
Beratungen, die Schaffung von Trainingsjobs sowie finanzielle Unterstützung.

Prinzipiell besteht für folgende Unternehmen Anzeigepflicht bei der drohenden Auflösung von Arbeits-
verhältnissen:11

• Betriebe mit mindestens fünf betroffenen ArbeitnehmerInnen und mehr als 20 und weniger als 100
Beschäftigten

• Betriebe mit mindestens fünf betroffenen Arbeitskräften je 100 ArbeitnehmerInnen mit einem Ge-
samtbeschäftigungsausmaß von 100 bis 600 Angestellten

• Betriebe mit mindestens 30 betroffenen Arbeitskräften mit mehr als 600 Beschäftigten oder

• Betriebe mit mindestens fünf betroffenen über 50-jährigen Arbeitskräften (mit Ausnahme von Sai-
sonbetrieben)

Als die Krise im letzten Viertel des Jahres 2008 am österreichischen Arbeitsmarkt langsam spürbar wurde,
berichtete das AMS12 in einer Presseaussendung, dass bis Ende Oktober 2008 29.433 Kündigungen via
Frühwarnsystem gemeldet seien. Das Frühwarnsystem erlaubt den Vergleich mit Vergleichsmonaten ver-
gangener Jahre. Die Aussendung erhielt daher auch die Zahlen des Oktobers 2007, als insgesamt 22.350
Kündigungen angemeldet worden waren. Das Frühwarnsystem ist daher ein Antizipationsinstrument für
größere betriebliche Restrukturierungen. Da dieses Instrument aber erst zur Anwendung kommt, wenn Be-
triebe bereits Beschäftigung abbauen, wird die Effektivität dieses Instrumentes eher kritisch gesehen –
auch wenn der „Kommunikationszwang“ für die Unternehmen gelobt wird –, da das AMS und andere ar-
beitsmarktpolitische Institutionen erst sehr spät eingebunden werden

9 Vgl. http://ams.at/sfu/14079.html, Download Februar 2010
10 Vgl. dazu auch http://ams.at/sfu/14079.html, Download Februar 2010
11 Vgl. http://ams.at/sfu/14079.html, Download Februar 2010
12 Siehe http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20081118_OTS0287, Download Februar 201



2.3 Maßnahmen zur Erhöhung der Produktivität der
Unternehmen und der Entwicklung des Humankapitals

2.3.1  QUALIFIKATIONSSTRATEGIEN DES AMS

Mehr als 62% der Ausgaben des AMS für aktive Arbeitsmarktpolitik werden für Qualifizierung
aufgewendet. Von mehr als 411.000 im Rahmen der Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik
geförderten Personen kamen 71% in den Genuss von Qualifizierungsmaßnahmen.

Wie im Geschäftsbericht des AMS für das Jahr 2009 angeführt, wurde auf Vorschlag des Verwal-
tungsrates ein „Standing Committee“ zu Qualifikationsbedarf und Weiterbildung in Form einer
Gesprächsplattform von Schlüsselbetrieben und AMS zum künftigen Qualifikations- und Weiter-
bildungsbedarf eingerichtet. Dieser Plattform gehören Personal- bzw. Bildungsverantwortliche
aus Schlüsselunternehmen, VertreterInnen des AMS und des BMASK, der Sozialpartner, der
großen Weiterbildungsträger sowie Forschungseinrichtungen an (Arbeitsmarktservice (AMS)
2010) an. Diese Committee beschäftigt sich mit der Frage, welche Qualifikationen und welche
Weiterbildung für künftige Innovationsbereiche in den verschiedenen Berufen benötigt werden,
um möglichst rasch arbeitsplatznahe Qualifizierungsmaßnahmen durch das AMS anbieten zu
können

Neben einer Vielzahl von Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslose bietet das AMS in den letz-
ten Jahren zunehmend fachorientierte Qualifizierungsangebote an. Diese sollen sicherstellen,
dass für den österreichischen Arbeitsmarkt ein ausreichendes Fachkräftepotential zur Verfügung
steht. Mit der Fachkräfteoffensive wurden 2008 diese Aktivitäten noch verstärkt. Seit Mitte
2008 wird außerdem ein regionales Fachkräfteprogramm durchgeführt, welches sich auf Aus-
und Weiterbildungsangebote konzentriert, die über das Regelprogramm hinausgehen und die
auf regionalen Bedarfsplanungen beruhen. Nach Angaben des AMS wurde 2009 diese arbeits-
marktpolitische Maßnahme mit 6.422 Personen fortgeführt. 64 Prozent davon waren Frauen. Im
Jahr 2010 werden über 10.000 gering qualifizierte arbeitslose Personen entsprechend ihren Fä-
higkeiten, Bedürfnissen und den regionalen Arbeitschancen zu Fachkräften qualifiziert, wofür
ein Budget von € 57 Mio zur Verfügung steht.

Mit dem mehrjährigen Programm “FIT – Frauen in Handwerk und Technik” werden seit dem Jahr
2006 Frauen motiviert, sich in traditionell männlich dominierten handwerklich-technischen Be-
rufen ausbilden zu lassen. Dieses Programm soll Frauen bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt
mit höheren Einkommensmöglichkeiten eröffnen. Das Programm beinhaltet vorbereitende Maß-
nahmen, die zum Ergreifen eines nicht-traditionellen Berufes ermutigen sollen oder dem Erwerb
von Basisqualifikationen dienen. Eine vollständige Ausbildung in einem handwerklich-techni-
schen Beruf mit Lehrabschluss ist ebenso möglich. 2009 nahmen mehr als 2.000 Frauen an
technisch-handwerklichen Basisqualifizierungen teil. Davon absolvierten rund 740 Teilnehme-
rinnen eine vollständige Ausbildung (Lehrabschluss). Im Kontext der Diskussionen über die
Tertiarisierung der österreichischen Wirtschaft, wie sie am National Seminar geführt wurden, be-
tonte der anwesende Experte der Arbeiterkammer, dass die Sinnhaftigkeit dieses Programms
aber zu hinterfragen sei, da in der Industrie und Sachgüterproduktion die Zahl der angebotenen
Arbeitskräfte weiter zurückgehen und sich daher die Arbeitsmarktchancen in diesen Bereichen
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generell nicht verbessern wird, sodass es für die im Rahmen von FIT ausgebildeten Frauen nicht
gerade leicht sein wird, eine Anstellung zu finden.

Vor dem Hintergrund eines wachsenden Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften in den Gesund-
heits- und Pflegeberufen setzt das AMS einen entsprechenden arbeitsmarktpolitischen
Schwerpunkt. Ein entsprechendes Programm dient einerseits der Ausbildung von Arbeitslosen.
Andererseits zielt es auf die Höherqualifizierung von bereits Beschäftigten ab. Bis Ende 2009
werden sich voraussichtlich 4.000 Menschen durch das AMS in diesem Bereich aus- oder wei-
tergebildet haben. Pflege- und Gesundheitsberufe erweisen sich auch in den aktuell
wirtschaftlich schwierigen Zeiten als zukunftssicher, weshalb dieser Schwerpunkt noch weiter
ausgebaut werden soll.

2.3.2  FALLBEISPIEL

� Qualifizierungsverbünde/Qualifizierungsberatung

Qualifizierungsverbünde sind ein interessantes Beispiel einer Strategie zur Steigerung des Qualifi-
kationsniveaus der Arbeitskräfte und damit des Humankapitals der österreichischen Wirtschaft, da
sie zugleich die Vernetzung verschiedener Unternehmen erforderlich machen. Ein Qualifizierungs-
verbund ist ein Netzwerk mehrer Betriebe, die das primäre Ziel verfolgen, gemeinsam
Qualifizierungsmaßnahmen für ihre MitarbeiterInnen zu planen und durchzuführen. Wert wird da-
bei insbesondere auf einen  „Productive Ageing-Ansatz“ gelegt

Der Aufbau von Qualifizierungsverbünden soll durch die vom AMS und dem europäischen Sozial-
fonds finanzierte Qualifizierungsberatung forciert werden. Interessierte Unternehmen können die
Beratung kostenlos nutzen. Ziel ist es, den Erfahrungsaustausch zwischen Betrieben zu verbessern
und ihnen die Durchführung von lebenszyklusorientierten Qualifizierungsmaßnahmen zu erleich-
tern, damit Arbeitsplätze gesichert werden können. Um einen Qualifizierungsverbund aufzubauen,
müssen sich mindestens drei Betriebe zusammenschließen, wobei der Anteil an KMUs bei minde-
stens 50% liegen soll. Die maximale Beratungsdauer beträgt fünf Tage und erhöht sich auf sechs,
wenn es sich bei mehr als 50% der beteiligten Unternehmen um Kleinstbetriebe handelt. Die Bera-
tung soll den beteiligten beim Aufbau eines adäquaten Netzwerkmanagements helfen, in das jede/r
beteiligte ArbeitgeberIn eine/n Vertreter/in entsendet sowie bei der Festsetzung von Verbundstatu-
ten zur Regelung der Ziele, der Verantwortung und der Koordination im Netzwerkmanagement.
Grundsätzlich steht die Teilnahme an den im Rahmen eines Qualifizierungsverbundes geplanten
Weiterbildungsaktivitäten allen Beschäftigten der beteiligten Betriebe offen (Ausnahme Lehr-
linge), es gibt aber regionale Unterschiede, da in einigen Bundesländern die Teilnahme auf
bestimmte Beschäftigtengruppen (z.B. ältere ArbeitnehmerInnen) beschränkt wird. Die mögliche
Förderhöhe je TeilnehmerIn liegt bei € 10.000 in 1,5 Jahren.

Die Hauptanliegen von Qualifizierungsverbünden sind folgende:

• Unterstützung für Unternehmen, vor allem Kleinstbetriebe, bei der Personalentwicklungspla-
nung

• Vermittlung notwendiger beruflicher Skills für arbeitsmarktpolitisch relevante Zielgruppen zu
überbetrieblich der verholfen

• Erhöhung der Partizipation von arbeitsmarktpolitischen relevanten Zielgruppen an Qualifizie-
rungsmaßnahmen

• Reduktion individueller Arbeitslosigkeitsrisiken und Verkürzung von Arbeitslosigkeitsphasen
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• Förderung des altersgerechten Arbeitens und einer lebenszyklusorientierten Qualifizierung
(Productive Ageing)

Ein besonderes Augenmerk soll daher im Rahmen eines Qualifizierungsverbundes auf die Beteili-
gung älterer Arbeitskräfte gelegt werden. Die Qualifizierungsberatung legt daher besonderen Wert
auf die Anwendung eines Productive Ageing Konzeptes. Dazu wird eine Altersstrukturanalyse der
jeweiligen Unternehmen sowie eine Evaluierung lern- und alterskritischer Arbeitsplätze vorgenom-
men und daraufhin ein Bildungsplan erstellt. Ziel ist es die Arbeitsgestaltung zu optimieren, um die
Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten zu erhalten und alternsgerechte Schulungen zu entwickeln

Insgesamt wird diese Maßnahme als sehr erfolgreich angesehen. Im Rahmen einer Unternehmens-
befragung wurden 234 Betriebe, die zwischen 2004 und 2006 an Qualifizierungsverbünden
teilgenommen haben, nach dem betrieblichen Nutzen durch die Qualifizierungen befragt und 69%
davon sahen einen sehr hohen oder hohen betrieblichen Nutzen.13 Insbesondere der Erfahrungs-
austausch, die Nutzung von Synergien zur Optimierung von Kosten und die erhöhte,
bedarfsgerechtere sowie kostengünstigere Weiterbildungsmöglichkeit können als Vorteile eines
Qualifizierungsverbundes angesehen werden.

2.3.3  ALTERSTEILZEIT

Die Altersteilzeit zielt darauf ab, älteren MitarbeiterInnen die Möglichkeit zu gewähren, ihre Ar-
beitszeit zu reduzieren, ohne dabei auf Pensionsbezüge, Arbeitslosenansprüche und Ansprüche
von der Krankenkasse verzichten zu müssen. Das AMS stellt ein Altersteilzeitgeld14 für jene Be-
triebe zur Verfügung, die mit ihren MitarbeiterInnen eine Vereinbarung zur Ausübung von
Altersteilzeitarbeit abschließen. Das Altersteilzeitgeld wird aus der Arbeitslosenversicherung fi-
nanziert. Die Sozialversicherungsanteile für Pensions-, Arbeitslosen- und Krankenversicherung
werden in der bisherigen Höhe vom AMS bezahlt.

Wie viel bekommen Altersteilzeitbeschäftigte?

Verringerung der
Arbeitszeit um (%)

Einkommen aufgrund der
Arbeitszeit AMS Zuschuss

Gesamteinkommen
(in % des früheren

Einkommens)
40 Prozent 60 Prozent 20 Prozent 80 Prozent

50 Prozent 50 Prozent 25 Prozent 75 Prozent

60 Prozent 40 Prozent 30 Prozent 70 Prozent

Von der Altersteilzeitregelung sind Arbeitnehmer/innen, die eine Leistung aus der Pensionsversi-
cherung (außer Witwen-, Witwerpension), Sonderruhegeld gemäß dem
Nachtschwerarbeitsgesetz oder einen Ruhegenuss aus einem Dienstverhältnis zu einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft beziehen oder zumindest die Anspruchsvoraussetzungen für eine
dieser Leistungen erfüllen, ausgeschlossen. 15

Sofern alle Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, wird durch das Altersteilzeitgeld grundsätz-
lich die Hälfte der finanziellen Aufwendungen, die für den Dienstgeber durch den Übertritt eines
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Dienstnehmers bzw. einer Dienstnehmerin in die Altersteilzeit über die tatsächlich geleistete Ar-
beitszeit hinaus zusätzlich anfallen, ersetzt.

2008 konnten Frauen ab 52,5 und Männer ab 57,5 Jahren ihre Arbeitszeit auf 40-60 % redu-
zieren und erhielten durch einen Zuschuss des AMS (Altersteilzeitgeld) zwischen 70 und 80%
ihres bisherigen Einkommens. Das Zugangsalter wird sich bis 2013 für Frauen auf 55 Jahre und
für Männer auf 60 Jahre erhöhen, wie in der Pensionsreform des Jahres 2004 bestimmt worden
war. Diese Änderungen stehen im Kontext der Einschränkung und Abschaffung der Frühpension
(Mairhuber 2005)

Die Zahl der AltersteilzeitgeldbezieherInnen sank von Jänner bis Juni 2009 kontinuierlich und
betrug im Juni laut Zahlen des AMS 18.457 Personen. Im Februar 2009 waren etwa 23.000
Personen in Altersteilzeit. Vor fünf Jahren waren beinahe doppelt so viele Personen in Altersteil-
zeit.16 Den kontinuierlichen Rückgang der Altersteilzeitbeschäftigten sieht das AMS darin
begründet, dass mit Anfang 2004 die Voraussetzungen der Inanspruchnahme deutlich ver-
schärft wurden, um ein „Blocken“ des Ausmaßes der zeitlichen Reduktion der Arbeitszeit zu
vermeiden. Daher wurde ein Anreiz für jene Unternehmen geschaffen, die nicht blocken lassen
um ihre MitarbeiterInnen früher in Pension zu schicken: Blockt der Mitarbeiter bzw. die Mitar-
beiterin werden nur 55 Prozent der Mehrkosten durch das Unternehmen ersetzt, „gleitet“ der
Mitarbeiter bzw. die Mitarbeiterin in die Pension werden 90% der Kosten refundiert. Das Blo-
cken wurde auch mit der Verpflichtung zur Einstellung einer Ersatzkraft erschwert.

Die Zahl der Altersteilzeitbeschäftigten dürfte aufgrund der neuen Regelungen, die im Septem-
ber 2009 in Kraft traten, wieder steigen. Im Rahmen des Arbeitsmarktpaketes I wurde das
Modell für Unternehmen attraktiver gestaltet: Ab 1. September 2009 müssen die Unternehmen
keine Ersatzkraft mehr einstellen – auch nicht dann, wenn der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitneh-
merin die Altersteilzeit „blockt“, also zweieinhalb Jahre lang arbeitet und dann zweieinhalb
Jahre Freizeit konsumiert. Dies bedeutet de facto, dass die betreffenden Personen früher in Pen-
sion gehen. Etwa drei Viertel der Altersteilzeitgeld-BezieherInnen wählten 2009 diese Variante.

Eine weitere Erleichterung im Bezug auf die Inanspruchnahme der Altersteilzeit wurde durch die
Einfrierung des Mindestalters der Altersteilzeit für Frauen bei 53 Jahren und für Männer bei 58
Jahren erzielt.17

2.3.4  AUSLÄNDISCHE SCHLÜSSELKRÄFTE IN ÖSTERREICH

Die Regelungen zu ausländischen Schlüsselkräften in Österreich stellen ein spezifisches Instru-
mentarium zur Regelung von Arbeitsmigration nach Österreich dar, das den Unternehmen den
flexiblen Einsatz von nicht-österreichischen Arbeitskräften (oder diesen im Rahmen der EU
gleichgestellten) für spezifische Aufgaben oder mit besonderen Fähigkeiten ermöglichen soll.
Neben den Fähigkeiten und Qualifikationen ist insbesondere die den Arbeitskräften von den Un-
ternehmen gebotene Einkommenshöhe für die Beantragung des Status als Schlüsselkraft
ausschlaggebend. Prinzipiell sind die Niederlassungsbewilligungen für Schlüsselkräfte limitiert.
Der Antrag auf Niederlassung ist beim AMS, das eine Prüfung binnen drei Wochen durchführen
muss, zu stellen. Sofern ein positives Gutachten einlangt, wird die beantragte
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Niederlassungsbewilligung für die jeweilige Schlüsselkraft für 18 Monate ausgestellt. Eine Nie-
derlassungsbewilligung inkludiert eine Arbeitsgenehmigung und gilt nur für den angegebenen
Arbeitgeber und den angeführten Arbeitsplatz. Prinzipiell kann die Schlüsselkraft nach Ablauf
der 18 Monate eine unbeschränkte Niederlassungsbewilligung beantragen, wobei die Bewilli-
gung dann für ein Jahr augestellt wird. Damit geht das Recht einher, eine unselbständige
Erwerbstätigkeit in ganz Österreich aufzunehmen, ohne eine weitere Bewilligung beantragen zu
müssen.

Als Besondere Schlüsselkräfte gelten Personen, die ein Gehalt von mindestens € 4.932 brutto
pro Monat (2010) beziehen, die eine leitende Position auf der Vorstands- oder Geschäftslei-
tungsebene in international tätigen Konzernen oder Unternehmen besetzen oder international
anerkannte Forschende sind und deren Beschäftigung der Erschließung oder dem Ausbau nach-
haltiger Wirtschaftsbeziehungen oder der Schaffung oder Sicherung qualifizierter Arbeitsplätze
im Bundesgebiet dient. Geregelt wird das Beschäftigungsverhältnis solcher Personen im Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), sofern die betreffende Person eine
Aufenthaltsgenehmigung für Österreich benötigt.

Selbständige Schlüsselkräfte hingegen benötigen zwar keine Beschäftigungsbewilligung, jedoch
eine Aufenthaltsgenehmigung – sofern sie nicht Schweizer- oder EWR BürgerInnen sind.

Als unselbständige Schlüsselkräfte gelten jene, die über eine spezielle, am Inlandsarbeitsmarkt
nachgefragte Ausbildung oder über besondere Kenntnisse und Fertigkeiten mit entsprechender
Berufserfahrung verfügen und ein monatliches Bruttogehalt von mindestens € 2.466 beziehen.

Schlüsselkräfte aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten

Prinzipiell haben neue EU-BürgerInnen das Recht sich in Österreich aufzuhalten und niederzu-
lassen, jedoch muss für eine unselbständige Erwerbstätigkeit eine „Beschäftigungsbewilligung“
beantragt werden, wobei die Voraussetzungen jenen der unselbständigen Schlüsselkräfte ent-
sprechen und eine Beschäftigungsbewilligung maximal für ein Jahr ausgestellt wird. Allerdings
kann im Anschluss eine so genannte „Freizügigkeitsbestätigung“ beantragt werden.

2.4 Kollektivverträge

Das Kollektivvertragsverhandlungssystem ist die wichtigste Ebene im österreichischen System
industrieller Beziehungen, auf der v.a. Löhne und Gehälter von den Interessensorganisationen
der ArbeitnehmerInnen (Gewerkschaften) und ArbeitgeberInnen (Bundeswirtschaftskammer,
Industriellenvereinigung etc) auf sektoraler Ebene verhandelt werden. Die Pflichtmitgliedschaft
der Unternehmen in der Wirtschaftskammer sichert einen sehr hohen Deckungsgrad des Kollek-
tivvertragssystems (Hermann/Flecker 2009). Aus Perspektive von Restrukturierungsprozessen
ist die Kollektivvertragsebene wichtig, weil hier nicht nur Löhne verhandelt werden, sondern
auch über die Regeln im Arbeitsrecht hinausgehende Bestimmungen zu Kündigungen, Öff-
nungsklauseln in Bezug auf Entgelt und mögliche Flexibilisierungen der Arbeitszeit, die sich in
Restrukturierungsprozessen auf Unternehmensebene als sehr wichtig erweisen können. Diese
Entwicklungen stehen im Kontext der Auseinandersetzungen um eine Verbetrieblichung des
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Verhandlungssystems, die in den letzten Jahren forciert wurden. Die Diskussionen sind daher
geprägt von Forderungen der Unternehmen, das KV-System verstärkt den veränderten Anforde-
rungen anzupassen und mehr Differenzierungen zu zulassen, damit es nicht zu Abwanderungen
von Unternehmen kommt.

Im Kontext der Analyse von Maßnahmen und Strategien zur Bewältigung und Antizipation von
Restrukturierung ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass einerseits ArbeitgeberInnen- und Ar-
beitnehmerInnenvertreter nicht nur auf Ebene der Gesetzgebung sondern auch auf Ebene des
AMS oder anderer regionaler Institutionen und Initiativen eingebunden sind. Andererseits erfor-
dern die meisten der weiter unten ausführlicher dargestellten Maßnahmen zur Bewältigung von
Restrukturierungen und Krisen eine Übereinkunft zwischen der Gewerkschaft bzw. der betriebli-
chen Interessensvertretung der ArbeitnehmerInnen und dem Unternehmen bzw. den
Organisationen der ArbeitgeberInnen.

2.5 Territoriale und regionale Maßnahmen und Strategien

2.5.1 TERRITORIALE BESCHÄFTIGUNGSPAKTE

Territoriale Beschäftigungspakte (TEPs), die auf eine EU-Initiative zurückgehen, gibt es in Ös-
terreich seit 1997. Bei TEPs handelt es sich um vertraglich verankerte regionale
Partnerschaften, die auf eine Verknüpfung der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik mit an-
deren Politikbereichen abzielen. Durch die Zusammenarbeit einer Vielzahl relevanter
AkteurInnen soll die Wirksamkeit- und Effizienz des Mitteleinsatzes gesteigert und eine verbes-
serte Betreuung bestimmter Zielgruppen erreicht werden. Ziel ist die Erhaltung und Schaffung
von Arbeitsplätzen und die Sicherung von Fördermitteln für die Region, um eine nachhaltige Er-
haltung des Lebensraumes zu gewährleisten.

Konkret können die Wirkungsziele von TEPs folgendermaßen zusammengefasst werden:

� Verbesserung der Betreuung bestimmter Zielgruppen

� Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen

� Erhöhung der Wirksamkeit

� Effizienz des Mitteleinsatzes

� Sicherung von Fördermitteln für die Region und die nachhaltige Sicherung des
Lebensraumes

Zu den PartnerInnen von TEPs zählen die Bundesländer, Bundessozialämter, Sozialpartner und
das AMS. Jährlich werden neue Inhalte für die TEPs in den einzelnen Bundesländern festgelegt.
2010 liegt der Schwerpunkt der TEP im Rahmen des europäischen Jahres zur Bekämpfung von
Armut und sozialer Ausgrenzung auf der Armutsbekämpfung.18

50

Nationales Seminar – Österreich
Antizipation & Bewältigung von Restrukturierung

18 Vgl. dazu http://www.pakte.at/themenmail/armut.html



Die österreichischen Pakte gelten im internationalen Vergleich als einigermaßen erfolgreich. So
wird hervorgehoben, dass es den Partnerschaften gelang, eine verstärkte Akzeptanz arbeits-
marktpolitischer Fragestellungen zu erreichen. Als Beispiele werden die Nutzung der
Auftragsvergabe des Landes genannt, die als Mittel zur saisonalen Stabilisierung der Beschäfti-
gung (Bauwirtschaft) eingesetzt wird. Auch die explizite Einbeziehung von Weiterbildungspolitik
in wirtschaftspolitische Strategien (Cluster-Support-Programme) ist hier zu nennen (Geschäfts-
stelle der österreichischen Raumordnungskonferenz (ÖROK) 2009)).

Jedes Bundesland hat eigene Schwerpunkte, die sich insgesamt mit der gesamten Bandbreite
arbeitsmarktpolitischer Fragestellungen beschäftigen. Dazu zählt auch die Entwicklung von
Strategien und Maßnahmen zur Antizipation und Bewältigung von Restrukturierungen, wie an
der folgenden thematischen Zusammenfassung erkennbar wird:

TEP Maßnahmenbereiche Hauptpartner

OÖ - Ausbildung lehrstellensuchender Jugendlicher

- Lehrausbildung behinderter Jugendliche

- Unternehmensgründungsberatung

Land, AMS, WKO, AK, ÖGB, IV,

Gender Mainstreaming Beauftragte,
Landesschulrat

NÖ - Umsetzung gemeinnütziger
Beschäftigungsprojekte

- Umsetzung sozialökonomischer Betriebe

- Umsetzung von Beratungs- und
Betreuungseinrichtungen

- Qualifizierungsmaßnahmen

- Arbeitsstiftungen und
Kinderbetreuungsprojekte

- Initiierung von Maßnahmen, die
strukturpolitische und arbeitsmarktpolitische
Zielsetzungen verbinden

Land Niederösterreich, AMS,
Bundessozialamt, WKO, AK, ÖGB, IV, Gender
Mainstreaming Beauftragte,
Gemeindevertreter/innenverbände der SPÖ
und ÖVP

Burgenland - Sensibilisierung

- Orientierung

- Qualifizierung

- Förderung der Anpassungsfähigkeit an den
strukturellen Wandel

- Neue Beschäftigungschancen

- Integration von Menschen mit Behinderung
und von benachteiligten Personen

- Verbesserung des Zugangs zu Wissen und
Weiterbildung

- 2010 Maßnahmen vor allem für:

- Frauen, arbeitsmarktferne Personen und
Jugendliche

Land, AMS, Bundessozialamt, WKO, AK,
ÖGB, IV, LWK, Landesschulrat,
Wirtschaftsservice Burgenland AG,
Gemeindebund, sozialdemokratischer
GemeindevertreterInnen, Gender
Mainstreaming Beauftragte des Landes
Burgenland

STMK - Aus- und Weiterbildung von Fachkräften

- Ausbildungs- und Berufswahl und die Nutzung
von Potenzialen bestimmter Zielgruppen
(Jugendliche, Frauen, Ältere, arbeitsmarktferne
Personen

Land Steiermark (Sozial-, Bildungs- und
Wirtschaftsressort), AMS, Bundessozialamt,
WKO, AK, ÖGB, IV, Regionale Pakete, Gender
Mainstreaming Beauftragte, NGO-Vertretung
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TEP Maßnahmenbereiche Hauptpartner

Kärnten - Zielgruppenspezifische Eingliederungsbeihilfen
z.B. für MaturantInnen und AkademikerInnen

- Qualifizierungsförderung für Beschäftigte in
einem vereinbarten Komplementärprogramm

- Bildungsmaßnahmen

- Gemeinnützige Beschäftigungsprojekte

- Sozialökonomische Betriebe

- Sonderprogramm Gemeinde

- Kinderbetreuungseinrichtungen

- Arbeitsstiftungen

- Bildungsmaßnahmen des Vereins der Kärntner
Arbeitsstiftungen

- Beratungs-, Beschäftigungs- und
Ausbildungsprojekte für ältere
Arbeitssuchende, Jugendliche bis 25 Jahren
Frauen und Mädchen sowie
langzeitbeschäftigungslose Personen

Land Kärnten (Abteilung Arbeitsmarktpolitik
und Bildung, Abteilung Soziales und
Jugendwohlfahrt, Abteilung
Landesplanung/Programmverwaltung Leader
und Abteilung Verwaltungsmanagement),
AMS, Bundessozialamt, WKO, AK, ÖGB, IV,
Frauenbeauftragte des Landes Kärnten

Vorarlberg - Schwerpunkt: Jugendliche am Übergang von
der Schule in den Arbeitsmarkt

Land Vorarlberg, AMS, Bundessozialamt,
WKO, AK, ÖGB, IV, Vorarlberger
Gemeindeverband

Salzburg - Qualifizierung (Implacementstiftungen,
Qualifizierungsmaßnahmen)

- Gesundheit

- Erhalt und Förderung der Arbeitsfähigkeit
(sozialökonomische Beschäftigungsprojekte,
spezifische Projekte für einzelne
Zielgruppen/Integrationsprojekte für
benachteiligte Personen/Personen mit
Behinderungen)

- Altersgerechtes Arbeiten

- Zielgruppen: Frauen und Mädchen, Menschen
mit Behinderungen/Beeinträchtigungen,
langzeitarbeitslose Menschen und
SozialhilfeempfängerInnen und Menschen mit
Migrationshintergrund

Land Salzburg (Abteilung Soziales und
Abteilung Wirtschaft, Tourismus, Energie),
AMS, Bundessozialamt, WKO, AK, ÖGB, IV,
LWK, Landarbeiterkammer, Gender
Mainstreaming Beauftragte, Regionale
Koordination (reKos), Regionalmanagements

Tirol - Arbeitsstiftungen

- Gemeinnützige Beschäftigungsprojekte

- Sozialökonomische Betriebe

- Sensibilisierung für Qualifikationserfordernisse

- Integration arbeitsmarktferner Personen in den
Arbeitsmarkt

- Weiterentwicklung der Projektbewertung

- Zielgruppen: Ältere Beschäftigte und
Arbeitslose, Jugendliche und Menschen mit
besonderen Bedürfnissen

Land, AMS, Bundessozialamt, WKO, AK,
ÖGB, IV, Landarbeiterkammer, LWK,
Gemeindverband, Österreichischer
Städtebund, Tiroler Bildungsinstitut Grillhof,
Tiroler Arbeitsmarktförderungsgesellschaft
mbH (amg-tirol), Gender Mainstreaming
Beauftragte
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TEP Maßnahmenbereiche Hauptpartner

Wien - Arbeitsstiftungen

- Maßnahmen nach dem
Berufsausbildungsgesetz

- Überbetriebliche Lehrausbildung und
integrative Berufsausbildung

- Programme für WiedereinsteigerInnen

- Beratungs- und Förderprogramme für
Berufstätige z.B. Aktion 4000

- Zielgruppen: Personen, die von strukturellen
wirtschaftlichen Änderungen betroffen sind,
Jugendliche, Frauen, Ältere,
(Langzeit)beschäftigungslose, von
Langzeitarbeitslosigkeit bedrohte,
MigrantInnen, Personen mit
Qualifikationsdefiziten bzw.
Weiterbildungsinteresse

- Personen mit besonderen Bedürfnissen

- Unternehmen

- In den Bezirken werden zu Themen wir
Lehrausbildung, Berufsorientierung, LLL,
Wiedereinstieg und Diversität Veranstaltungen
und Workshops angeboten

Land Wien, Wiener ArbeitnehmerInnen
Förderungsfonds (waff), AMS,
Bundessozialamt- Landesstelle Wien, AK
Wien, WK Wien, IV, ÖGB

Quelle: Eigene Darstellung

2.5.2  BEISPIELE FÜR REGIONALE INITIATIVEN

2.5.2.1 Das "Cluster Support Programm" bzw. der Personalfinder

Das Cluster Support Programm (CSP) des Wiener Arbeitnehmerinnen Förderungsfonds (waff)
bietet Unternehmen in Wien die Möglichkeit, durch adäquat angepasste Ausbildungen (auf län-
gere Sicht) zu geeignetem Personal zu kommen und für Arbeitslose die Jobsuche zu erleichtern.
Der Personalfinder kann von Unternehmen genutzt werden, die über die Angebote des AMS
keine geeigneten Mitarbeiter finden konnten, da dieser Maßnahme ein besonders intensiver
Auswahlprozess der StellenbewerberInnen zugrunde liegt. Gelingt es trotzdem nicht geeignetes
Personal zu finden, wird über das CSP ein punktgenaues, den Bedürfnissen des Unternehmens
angepasstes Qualifizierungsprogramm angeboten. Die Ausbildung erfolgt on the job im Unter-
nehmen aber auch in externen Ausbildungseinrichtungen. Das Unternehmen übernimmt in der
Qualifizierungsphase nur einen Teil des Lohnes, außerdem werden 50% der Kurskosten vom
WAFF gefördert

2.5.2.2 Innovationsassistenz

Ein anderes Beispiel ist das Programm „Innovationsassistent“ des WAFF. Diese Maßnahme bie-
tet kleinen und mittleren Betrieben in Wien, die innovative Projekte durchführen (insbesondere
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in den Bereichen Forschung und Entwicklung, Organisation sowie Kommunikation und Informa-
tionsmanagement), finanzielle Unterstützung bei den Lohnkosten für eine neue Arbeitskraft und
bei den durch die Innovation notwendigen Weiterbildungsmaßnahmen. Der Lohnkostenzuschuss
beträgt 50% des Bruttoentgeltes (insgesamt höchstens € 47.000), ebenso werden 50% der an-
fallenden Kurskosten (insgesamt höchstens € 7.300) finanziert. Der Förderzeitraum kann bis zu
18 Monate betragen. Nach Angaben des WAFF haben im Zeitraum Jänner 2002 bis Juni 2007
insgesamt 240 Personen (171 Männer und 69 Frauen) in 144 Betrieben eine »Innovationsassi-
stenz« beendet. Die Evaluation dieser Maßnahme hat gezeigt, dass das Programm Unternehmen
die Möglichkeit bietet, Beschäftigte langfristig an das Unternehmen zu binden und sie auch
nach Ablauf der Förderung weiter zu beschäftigen. Die im Betrieb durchgeführten bzw. ange-
strebten Innovationen resultieren jedoch nicht automatisch« in steigenden
Beschäftigtenständen (Gregoritsch et al. 2009). Die Beschäftigungssituation von Personen die
eine „Innovationsassistenz“ durchgeführt haben, verbessert sich darüber hinaus erheblich (sta-
bile Integration in das Erwerbssystem, höhere Entlohnung).

2.6 Herausforderungen und gelernte Lektionen

Der forcierte Strukturwandel der letzten Jahrzehnte stellt eine der wesentlichen Herausforderun-
gen für die österreichische Wirtschaft dar, da viele Arbeitsplätze in der Sachgüterproduktion
verloren gehen. Dies betrifft insbesondere Arbeitsplätze für niedrig qualifizierte Arbeitskräfte.
Auf diese Entwicklungen ist die österreichische Wirtschaftspolitik, aber auch das System der
konsensualen Sozialpartnerschaft, so die verbreitete Ansicht, eher reaktiv als proaktiv eingegan-
gen. Zur besseren Bewältigung möglicher Veränderungen ist eine kontinuierliche Verbesserung
der Qualität der Prognoseinstrumente notwendig, damit auch Wandlungen in den Berufsprofilen
besser antizipiert werden können. Durch die Internationalisierung der Ökonomie wurde gleich-
zeitig die lokale Ebene aufgewertet. Österreich scheint aufgrund der eher föderalen Strukturen
der Verwaltung – trotz der Diskussionen um eine Reform dieser Struktur - wie auch der Tradition
der Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern auf allen Ebenen der Wirtschaftspolitik fähig
zu sein, konsensuale Veränderungsstrategien zu entwickeln und umzusetzen, in denen der wirt-
schaftliche Strukturwandel und der soziale Zusammenhalt berücksichtigt werden.
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3.1 Maßnahmen gegen die Krise in Österreich und
Diskussionen der Sozialpartner

3.1.1  DIE DISKUSSIONEN DER SOZIALPARTNER ZUR KRISE UND
GEFORDERTE MAßNAHMEN

In den Diskussionen um die Krise und den zu ihrer Bewältigung notwendigen Strategien und
Maßnahmen werden durchaus unterschiedliche Schwerpunktsetzungen zwischen den Vertre-
tungen der ArbeitnehmerInnen und der ArbeitgeberInnen sichtbar. Beide Seiten setzen aber
weiterhin auf die sozialpartnerschaftliche Zusammenarbeit, die auch von der gegenwärtigen Re-
gierungskonstellation – der Großen Koalition aus SPÖ und ÖVP – wieder eher gestärkt wird.

Die WKO begreift die Krise als Chance um notwendige Reformen zu realisieren, die bereits vor-
her hätten durchgeführt werden sollen. Genannt werden insbesondere Reformen im Bereich der
Verwaltung und des Bildungssystems. Die Umsetzung von konjunkturfördernden Maßnahmen
wird von der ArbeitgeberInnenvertretung als essentiell für die Ankurbelung des Wirtschafts-
wachstums erachtet. Für sie stehen primär die Finanzierungsmöglichkeiten für die heimischen
Unternehmen sowie eine Erhöhung der Exportrate bei gleichzeitiger Stimulierung der Inlands-
nachfrage im Vordergrund.

Eine etwas andere, stärker auf die Interessen einer bestimmten Gruppe von Unternehmen aus-
gerichtete Position nimmt die Vertretung der österreichischen Industrie, die
Industriellenvereinigung (IV), ein. Sie spricht sich im Kontext der Krise primär für eine Unter-
stützung von so genannten Leitbetrieben19 aus, da nur über diese ein Wiederaufschwung und
die Erhaltung der „internationalen Konkurrenzfähigkeit des Standortes“ durch die „Sicherstel-
lung der besten Köpfe und Hände“ für innovative Unternehmen möglich seien. Um die
österreichische Wirtschaft wieder anzukurbeln, bedarf es laut IV einer grundlegenden Stärkung
der 150 international agierenden Leitbetriebe,20 die direkt 240.000 und indirekt 537.000 Ar-
beitnehmerInnen beschäftigen. Um eine Soforthilfe zu garantieren, sollen im Rahmen des
Unternehmensliquiditätsstärkungsgesetzes zehn Mrd. Euro aufgewendet werden.21 Im Rahmen
ihres so genannten Masterplans22 fordert die IV eine höhere Arbeitszeit- und weitere Kostenflexi-
bilisierung zur Stärkung von Leitbetrieben und zur Anziehung neuer Leitbetriebe. Eine
wesentliche Rolle bei der Forcierung der Prosperität spricht die IV den Schlüsselkräften zu, da
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19 Definition Leitbetriebe: Unternehmen, die regional impulsgebend und damit wirtschaftlich wichtig für die Region
bzw. den Ort sind (Arbeitsplätze, Wertschöpfung), die als Betrieb wirtschaftlich stark, innovativ und für andere
Unternehmen beispielgebend sind.
Vgl. http://www.wirtschaftsfoerderung.at/fs_foerderungen.htm, Download Februar 201

20 Laut einer Studie der IV bewirken die 150 Leitetriebe eine Wertschöpfung von etwa 44,5 Mrd. Euro. Dies
entspricht 18% der gesamten Bruttowertschöpfung Österreichs. Im schlimmsten Fall könnten durch die Krise
rund neun Milliarden Euro an Wertschöpfung verloren gehen.
Vgl. http://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/512048/index.do, Download Februar 201

21 Vgl. Artikel die Presse vom 30.9.2009 http://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/512048/print.do,
Download Februar 2010

22 Für nähere Informationen zu dem Masterplan der IV, siehe http://www.voei.at/newsletter/nl_
beitrag.php?id=68&PHPSESSID=4b97719dc94d8415ba580eb97aee5971, Download Februar 2010



„durch die Beschäftigung von Schlüsselkräften kein Risiko für den heimischen Arbeitsmarkt
entsteht“, sondern „vielmehr kann wegen der Bedeutung dieser Mitarbeiter ein starker Vorteil
für den Arbeitsmarkt in Österreich gesehen werden“.23 Reformbedarf ortet die IV darüber hinaus
im Bereich des Bildungssystems und der Zuwanderungspolitik in Österreich. Gerade diese Be-
reiche können bei entsprechenden Reformen das Wirtschaftswachstum und den Wohlstand in
Österreich garantieren.24

Im Unterschied zur ArbeitgeberInnenvertretung versteht der Österreichische Gewerkschafts-
bund (ÖGB) die Finanzkrise nicht als einen „Betriebsunfall“, sondern vielmehr als einen
„Systemfehler des Marktfundamentalismus“.25 Zur Bewältigung der Krise und der Erarbeitung
einer gemeinsamen Handlungsstrategie setzt der Gewerkschaftsbund auf den Einbezug aller So-
zialpartnervorschläge beim Kampf gegen die Rezession. Dabei geht es dem ÖGB um die
Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit, ohne dass dabei „die soziale Gerechtigkeit aus dem Ru-
der läuft“ und dass nicht auf „die Menschen vergessen“ werde.26 Für die Gewerkschaft besteht
darin die Relevanz der Sozialpartnerschaft.27 Der ÖGB plädiert daher, dass es 2010 zu einem
weiteren Ausbau der Maßnahmen zur Verhinderung von Armut und Arbeitslosigkeit kommt und
dass die Möglichkeiten verbessert werden, insolvente Betriebe aufzufangen.28 Den Arbeits-
markt- und Konjunkturpaketen ebenso wie den Steuersenkungen wird daher vom ÖGB ein
zentraler Stellenwert unter den Maßnahmen zur Ankurbelung des Wachstums beigemessen.

Eine etwas kritischere Position in Bezug auf die in Österreich entwickelten Strategien zur Bewäl-
tigung der Krise nimmt die Arbeiterkammer ein, die nicht direkt in die Verhandlungen zur
Umsetzung einzelner Maßnahmen auf Unternehmensebene involviert ist. Kritisiert wird seitens
der AK vor allem die fehlende Kooperation der Industrie im Bereich der Arbeitsmarktpolitik zur
Durchsetzung von Strategien zur Bewältigung der Krise. So wurden in der Industrie die Ausbil-
dungsplätze um 40% reduziert.

Sowohl der ÖGB, die AK, als auch die WKO plädieren für eine „effiziente und effektive Regulie-
rung der Finanzmärkte“ etwa in Form der Einführung einer Finanztransaktionssteuer.29

Einigkeit herrscht bei den Sozialpartnern außerdem darüber, dass auch im Jahr 2010 die Kon-
junktur und die Beschäftigung durch gemeinsame gezielte Maßnahmen angekurbelt werden
müssen. In einer gemeinsamen Pressaussendung der Sozialpartner wird das Jahr 2010 als „ein
Jahr voller Herausforderungen, was Budget, Arbeitsmarkt und Wirtschaftswachstum betrifft“,
bezeichnet. Es wird aber auch betont, dass die Zusammenarbeit bewirkt hat, dass „Österreich
nun besser und zuversichtlicher da steht, als andere Nachbarstaaten“.30 Die zwei Konjunktur-
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23 Newsletter der IV Niederösterreich, http://www.iv-niederoesterreich.at/newsletter/nl_beitrag.php?id=
10&PHPSESSID=97809bf6d1517acb5d35c3d1325fa38e, Download Februar 2010

24 Vgl. dazu http://www.iv-net.at/b2046, Download Februar 2010
25 Artikel der Standard vom 5.10.2009 http://derstandard.at/1254310559027/Irgendwann-kommt-das-Sparpaket,

Download Februar 2010
26 Artikel der Standard vom 5.10.2009 http://derstandard.at/1254310559027/Irgendwann-kommt-das-Sparpaket,

APA Pressemeldung vom 6.10.2009, http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20091006_OTS0188, Download
Februar 2010

27 APA Presseaussendung vom 16.10. 2009, http://www.ots.at/presseaussendung/OBS_20091016_OBS0029,
Download Februar 2010

28 Artikel der Standard vom 5.10.2009, http://derstandard.at/1254310559027/Irgendwann-kommt-das-Sparpaket,
Download Februar 2010

29 APA Presseaussendung vom 16.10. 2009, http://www.ots.at/presseaussendung/OBS_20091016_OBS0029,
Download Februar 2010

30 http://www.voltimum.at/news/2781/cm/sozialpartner-wollen-auch-2010-konjunktur-und-beschaftigung-ankurbeln.ht
ml, Download Februar 2010



und Arbeitsmarktpakete und einzelne Maßnahmen insbesondere für die KMU Betriebe werden
sowohl von den ArbeitnehmerInnen- als auch von den ArbeitgeberInnenvertretungen im Hinblick
auf die Ankurbelung der Wirtschaft und der Beschäftigung als positiv eingeschätzt.

3.2  Die Bedeutsamkeit der Regelungen zum Personalabbau
in der Krise

In der Krise haben sich eine Reihe von Regelungen zum Personalabbau als sehr wichtig erwie-
sen. Diese sollen sicherstellen, dass alle Seiten dazu beitragen, dass Beschäftigungsabbau
möglichst sozialverträglich gestaltet wird, wenn dieser sich als unausweichlich erweist. Im be-
sonderen stellen diese Regelungen auch sicher, dass öffentliche Institutionen wie das AMS
darauf vorbereitet sind, adequate Umschulungsmaßnahmen oder andere Programme für gekün-
digte MitarbeiterInnen zu Verfügung zu stellen. Dazu zählen auch Maßnahmen, die
Kündigungen vermeiden helfen sollen, indem sie den Unternehmen wie auch Beschäftigten eine
temporäre Unterbrechung des Beschäftigungsverhältnisses (z.B. Bildungskarenz) ermöglichen,
die aber an Weiterbildung gebunden ist.

3.2.1 SOZIALPLAN

Sozialpläne dienen der Verhinderung, Beseitigung oder Milderung der Folgen von Kündigungen
bzw. Betriebsänderungen (Löschnigg/Melzer-Azodanloo 2008: 240), die der Belegschaft oder
zumindest großen Teilen davon erhebliche Nachteile bringen. Als Nachteile werden der Verlust
des Arbeitsplatzes, die Reduktion des Entgeltes, der Abbau freiwilliger Sozialleistungen und die
Verlängerung des Arbeitsweges genannt.

Ein Sozialplan kann zwar auf Basis eines KVs für eine ganze Branche abgeschlossen werden, in
der Regel ist er aber auf ein Unternehmen beschränkt und wird auf Basis einer Betriebsvereinba-
rung abgeschlossen. Der Betrieb muss mindestens 20 Personen beschäftigen. Ein Sozialplan
kann auch gegen den Willen einer/s ArbeitgeberIn durch Anrufung der gesetzlich einzurichten-
den Schlichtungsstelle erzwungen werden. Der Inhalt des Sozialplanes ist abhängig von der
jeweiligen betrieblichen Situation. Maßnahmen können monetärer Natur sein, betriebliche So-
zialleistungen (Werkswohnungen) umfassen oder auch Unterstützungen für
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen betreffen (Umschulungen etc.).

57

Resultate der Massnahmen und Instrumente zur Antizipation
von Veränderungen und zum Management von

Restrukturierungsprozessen
3



3.2.2 FALLBEISPIEL

� Bildungskarenz (Plus) – Weiterbildungsgeld

Bei der Bildungskarenz handelt es sich um eine spezifische Form der temporären Unterbrechung, bei
der das Beschäftigungsverhältnis formal aufrechterhalten wird (zum Folgenden: Gruber 2009: 104ff).
Der Arbeitnehmer erhält aber kein Entgelt mehr und schuldet dem Arbeitgeber keine Arbeitsleistung. In
der Zeit der Bildungskarenz muss der/die ArbeitnehmerIn eine Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme im
Ausmaß von 20 Wochenstunden (bei Betreuungspflichten 16h) absolvieren. Damit der/die Arbeitneh-
merIn eine Bildungskarenz antreten kann, muss mit dem/der ArbeitgeberIn eine Vereinbarung
geschlossen werden, in die der Betriebsrat nicht eingebunden ist, was von Teilen der Arbeitnehmerseite
als problematisch angesehen wird, da so Steuerungspotzenziale dieser Maßnahme nicht genutzt wür-
den. Die Bildungskarenz ist vom/von der ArbeitnehmerIn beim AMS zu beantragen.

Der Dauer der Bildungskarenz beträgt zwischen zwei und zwölf Monaten und kann auch für Gruppen
von ArbeitnehmerInnen angewendet werden. Die karenzierten ArbeitnehmerInnen erhalten das so ge-
nannte Weiterbildungsgeld im Ausmaß des Arbeitslosenentgeltes oder aber zumindest in der Höhe von
€ 14,53/Tag.

Bei der so genannten Bildungskarenz Plus übernehmen die Bundesländer 25%-50% der Kurskosten,
in der Regel bis zu einem gewissen Höchstbetrag. Dieser variiert je nach Bundesland zwischen € 1.250
und € 3.000. Das jeweilige Bundesland trägt 50% der Kurskosten. In einigen Bundesländern ist der
Maximalbetrag/Unternehmen gedeckelt. Die Bildungskarenzzeiten werden in der Pensionsermittlung
als Ersatzzeiten berücksichtigt, das AMS zahlt die Beiträge für die Abfertigung neu. Der/die Arbeitneh-
merIn hat keinen Anspruch auf Urlaub und Sonderzahlungen. Eine Kündigung durch den/die
ArbeitgeberIn, die wegen oder während einer Bildungskarenz ausgesprochen wird, kann der/die Arbeit-
nehmerIn bei Gericht anfechten

Ein Arbeitnehmer kann eine Bildungskarenz in Anspruch nehmen, wenn das Arbeitsverhältnis minde-
stens ein Jahr ununterbrochen gedauert hat. Innerhalb von vier Jahren kann Bildungskarenz aber nur
einmal im Ausmaß von zwei bis zwölf Monaten (wenn diese zwischen 1.8.2009 und 31.12.2011 abge-
schlossen wurde beansprucht werden. Ansonsten beträgt die Mindestdauer 3 Monate.

Insgesamt ist die Inanspruchnahme der Bildungskarenz unter den Erwartungen geblieben,31 auch wenn
im Krisenjahr 2009 doch ein erheblicher Anstieg zu verzeichnen war. In der Krise nutzen aber andere
Personengruppen die Bildungskarenz als bislang (mehr männliche und jüngere Arbeitskräfte). Als
Gründe für die geringe Attraktivität führen die ArbeitgeberInnen an, dass eine Bildungskarenz in die be-
trieblichen Abläufe integrierbar sein muss. ArbeitnehmerInnen verweisen darauf, dass der Nutzen einer
Bildungskarenz oft nicht klar ist, da in den Betrieben die horizontale und vertikale Mobilität gering ist
und die Weiterbildungskosten bis zu den jüngsten Reformen (Bildungskarenz Plus) selbst getragen wer-
den mussten. Für arbeitsmarktrelevante Kenntnisse werden eher betriebliche Weiterbildungen genutzt,
für überbetrieblich verwertbare Qualifikationen gibt es andere Förderungen vom AMS, so dass sich die
ArbeitnehmerInnen die Kurskosten ersparen.
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31 Zum Folgenden vgl. das Informationspapier von Jellasitz (2009): Bildungskarenz, Arbeiterkammer



3.3 Maßnahmen gegen die Krise

Die von der österreichischen Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung der
Krise konzentrieren sich einerseits auf wirtschaftsfördernde, andererseits auf arbeitsmarktför-
dernde Maßnahmen. Der Hauptfokus der österreichischen beschäftigungs- und
wachstumsstabilisierenden Maßnahmen liegt auf der Stützung privater Einkommen, der Vermei-
dung von Entlassungen, der Verbesserung von Berufsqualifikationen durch
Qualifizierungsprogramme und der Schaffung von Investitionsanreizen sowie der Unterstützung
der Automobilindustrie.32 Es geht also einerseits um den Schutz der Arbeitsplätze und anderer-
seits um eine Stabilisierung der Wirtschaft.33 Bei einer Gegenüberstellung des budgetären
Gesamtausmaßes der Konjunkturpakete I und II von etwa 3 Mrd. Euro und jenem der Arbeits-
marktpakete I und II von etwa 620 Mio. Euro zeigt sich, dass der Fokus der Bundesregierung auf
Maßnahmen zur Ankurbelung des Wirtschaftswachstums liegt, um auf diese Weise die Arbeits-
marktsituation in Österreich zu stabilisieren.

3.3.1 KONJUNKTURBELEBENDE MAßNAHMEN

Im November 2008 beschloss die Regierung das Konjunkturpaket I im Ausmaß von etwa 1 Milli-
arde Euro pro Jahr und im Februar 2009 das Konjunkturpaket II mit einem Gesamtvolumen von
2 Milliarden Euro zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Situation und zur Förderung des Wirt-
schaftswachstums. Bereits im Oktober 2008 war das Bankenhilfspaket mit einem
Gesamtvolumen von 100 Mrd. Euro zur Unterstützung des Bankensektors beschlossen worden.

Der Fokus des Konjunkturpaketes I liegt auf der Stärkung der Klein- und Mittelbetriebe (KMU),
die leichter Zugang zu Krediten haben sollen, sowie auf der Forcierung von Bauvorhaben bei
Bahn und Straße. Das Konjunkturpaket II konzentriert sich auf die Schaffung von Investitions-
anreizen durch vorzeitige Abschreibungen von beweglichen Anlagegütern, umfangreiche
vorgezogene Infrastrukturprojekte in Gebäude der BIG (Bundesimmobiliengesellschaft), die För-
derung von Unternehmensprojekten, die neue Arbeitsplätze schaffen und das kostenlose
Kindergartenjahr sowie auf die Themen Forschung und Entwicklung (F&E), thermische Sanie-
rung im privaten Wohnbau und Unternehmensbereich. Nach Angeben des
Wirtschaftsministeriums werden durch das Konjunkturpaket I 160.000 bestehende Arbeits-
plätze gesichert und 18.000 neue geschaffen.34 Im Rahmen des Konjunkturpaketes II, dass im
Februar 2009 in Kraft trat, sind etwa zwei Milliarden Euro für eine Investitionskampagne vorge-
sehen, davon rund 150 Millionen Euro für regionale Arbeitsförderungsprogramme. Weiters
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32 Vgl.
http://docs.google.com/viewer?a=v&q=cache:vX3y6b3Ql3MJ:europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do%3Freference
%3DIP/09/990%26format%3DPDF%26aged%3D0%26language%3DDE%26guiLanguage%3Den+Kommission+b
ewertet+verbleibende+Stabilit%C3%A4ts+und+Konvergenzprogramme+und+leitet+Defizitverfahren+gegen+Litauen
,+Malta,+Polen,+Rum%C3%A4nien+und+Ungarn+ein&hl=de&gl=at&pid=bl&srcid=ADGEEShvqEE4AYyDrlRNwR4
hB_baxfWmkG2tz-2-Wh9KWMbynn1UwXiX0jq79jf-o8y9DN6vZEvex9dEzM8LpYg-bdmd5lhCQVcuAdQPNmc
DjrGdb9dGBF3Y8-5TK4sbGxRBO2SZrFv9&sig=AHIEtbT6xN0Sm2a4l5maqTZOXhWSNTxJxw, Download Februar
2010

33 Vgl. dazu APA Presseaussendung vom 2.12.2009,
http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20091202_OTS0067, Download Februar 2010

34 Vgl. dazu http://www.bmwfj.gv.at/presse/archiv/archiv2008/documents/pkunterlage.pdf, Download Februar 2010



wurde eine Steuerreform im Ausmaß von etwa 2,7 Milliarden Euro zur Stimulierung der Nach-
frage und Ankurbelung der Kaufkraft beschlossen. Insgesamt wurden für die Maßnahmen zur
Bekämpfung der Rezession mehr als 2% des österreichischen BIP verwendet.

Tabelle 3.1: Übersicht Konjunkturpaket I und Konjunkturpaket II35

Konjunkturpaket I Konjunkturpaket II

Beschlossen Oktober 2008 Beschlossen Februar 2009

Gültigkeit 2009 – 2012 Gültigkeit 2009 - 2010

Gesamtvolumen 1 Mrd. € p. a Gesamtvolumen 2 Mrd. €

Fokus Bahn/Straße und KMU Fokus F&E, Investitionsanreize, Infrastruktur,
Beschäftigung, , thermische Sanierung;

Bankenhilfspaket

Im Kontext der Maßnahmen zur Bewältigung der Krise ist auch auf das am 20. Oktober 2008
mit den Stimmen aller fünf Parteien beschlossene Bankenhilfspaket zu verweisen. Das Gesamt-
volumen dieser Maßnahme beträgt insgesamt 100 Mrd. Euro. Zum einen wurde die
Einlagenversicherung für private Sparer signifikant ausgeweitet, für die der Staat mit zehn Mrd.
Euro haftet. Vor diesem Beschluss waren Konten und Sparbücher nur bis zu einer Höhe von
20.000 Euro abgesichert.

Von November 2008 bis Ende 2009 wurde ein unbegrenzter Haftungsrahmen für Spareinlagen
garantiert, der ab Jänner 2010 wieder auf 100.000 Euro pro Konto begrenzt ist. Der Haftungs-
rahmen für Firmenkonten wurde von 20.000 Euro auf 50.000 Euro ausgedehnt. Um der Scheu
der gegenseitigen Kreditgewährung von Banken im Rahmen der Krise Einhalt zu gewähren,
wurde eine staatliche Haftung von bis zu 75 Mrd. Euro für Interbank-Kredite beschlossen. Bei
Gewährung eines Kapitalzuschusses für Finanzinstitute in Zahlungsschwierigkeiten bekäme die
Regierung ein erweitertes Mitspracherecht vor allem in Bezug auf die Verwendung der Gelder
und die Höhe der Gehälter für Führungskräfte. Weiters wurde im Rahmen des Bankenhilfspakets
eine Eindämmung der Spekulationen durch das Verbot von so genannten Leerverkäufen, mit de-
nen Anleger auf fallende Aktienkurse spekulieren, geschaffen.36 Das Bankenhilfspaket wurde
Ende Februar bis Ende 2010 verlängert.37

3.3.2 MAßNAHMEN ZUR FÖRDERUNG DES ARBEITSMARKTES – ARBEITS-
MARKTPAKET I UND ARBEITSMARKPAKET II UND ANDERE MAßNAHMEN

Die von der Regierung beschlossenen Maßnahmen zur Belebung des Arbeitsmarktes, die die
oben skizzierten Konjunkturpakete flankieren, zielen einerseits auf die Erhaltung von Arbeits-
plätzen z.B. durch die Verbesserung der Kurzarbeit und zum anderen auf eine Erhöhung der
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35 Vgl. dazu auch Übersicht WKO,
http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID =460113&DstID=1386, Download Februar 2010

36 Vgl. dazu auch http://diepresse.com/home/wirtschaft/finanzkrise/423793/index.do, Download Februar 2010
37 Vgl. dazu auch http://orf.at/?href=http%3A%2F%2Forf.at%2Fticker%2F348268.html, Download Februar 2010



Produktivität der Arbeitskräfte etwa durch die Einführung der Kombinationsmöglichkeit von
Kurzarbeit und Qualifizierung. Wesentlicher Bestandteil der in den Arbeitsmarktpaketen enthal-
tenden Maßnahmen ist eine Erhöhung des Budgets für aktive Arbeitsmarktpolitik um 400
Millionen Euro auf ein Budget von 1.315 Milliarden Euro. Parallel dazu wurde der Mitarbeiters-
tab des AMS um 200 Personen (etwa 5%) auf 4.680 erweitert. Der Fokus der Maßnahmen im
Rahmen des Arbeitsmarktpaketes I liegt auf der Erhaltung von Arbeitsplätzen durch den Ausbau
der Kurzarbeit und der verbesserten Förderung von Stiftungen für Arbeit. Die im Arbeitsmarktpa-
ket II vorgesehenen Maßnahmen zielen hingegen eher auf eine Erhöhung der Produktivität
(Qualifizierung). Außerdem wurde durch die Einführung der Jugendstiftung ein Schwerpunkt auf
die Reduktion des drohenden Anstiegs der Arbeitslosigkeit von Jugendlichen gesetzt.

Tabelle 3.2: Übersicht Arbeitsmarktpaket I und Arbeitsmarktpaket II

Arbeitsmarktpaket I Arbeitsmarktpaket II

Beschlossen Nov. 2008 Beschlossen Juli 2009

Gültigkeit 2008-2009 Gültigkeit 2009-2013

Gesamtvolumen 220 Mio € Gesamtvolumen 400 Mio €

Fokus Kurzarbeit, Stiftungen Fokus Kurzarbeit, Einführung Kombination KUA mit
Qualifizierung, Einführung der Jugendstiftung

Arbeitsmarktpaket I

Im Rahmen des Arbeitsmarktpaketes I wurden die Verlängerung der Kurzarbeit auf 18 Monate be-
schlossen, die Kombination von Kurzarbeit und Qualifizierung eingeführt sowie eine Verbesserung
der Stiftungen erzielt. Das budgetäre Gesamtvolumen des Arbeitspaketes I betrug etwa
220 Mio. Euro.38 Nach Angaben des Sozialministeriums profitierten davon etwa 70.000 Menschen.

Arbeitsmarktpaket II

Durch das Arbeitsmarktpaket II wurden die Erhöhung der Kurzarbeitsbeihilfe ab dem siebenten
Monat und eine Verlängerung auf 24 Monate, die Initiierung der Jugendstiftung, die Modifizie-
rung der Bildungskarenz, die Neuregelung der Alterteilzeit (Entfall der Ersatzkraft, Bevorzugung
kontinuierlicher Altersteilzeit), die Verbesserung des Solidaritätsprämienmodells und die Ein-
führung einer Einpersonenunternehmensförderung (AMS übernimmt die
Sozialversicherungsbeiträge) eingeführt. Weiters wurden im Arbeitsmarktpaket II eine Verlänge-
rung des Übergangsgeldes, eine Krankenversicherung für jene Arbeitslose, die wegen
Partnereinkommen keine Notstandshilfe erhalten, sowie eine Aufwertung der Bemessungs-
grundlage beim Arbeitslosengeld beschlossen.
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38 Vgl. dazu
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/8/0/6/CH0020/CMS1259762743791/1_jahres_bilanz_sozialministeri
um.pdf, Download Februar 2010



Das budgetäre Gesamtvolumen des Arbeitspaketes II wird jährlich bis 2013 etwa 100 Mio. Euro
betragen und daher in Summe mehr als 400 Mio. Euro ausmachen. Dieses Maßnahmenpaket
soll jährlich etwa 320.000 Personen zugute kommen.39

3.3.3 WEITE MAßNAHMEN UND AUSWIRKUNGEN DER ARBEITSMARKTPAKTE

Im Bereich der gezielten Arbeitsmarktförderungen für Frauen wurde das Programm FIT (Frauen
in technischen Berufen) eingeführt und es wurde sichergestellt, dass etwa 50% des AMS-Bud-
gets für Frauen aufgewendet werden. Außerdem wurden zusätzliche Maßnahmen der
Qualifizierung in Gesundheits- und Pflegeberufen initiiert, von denen im Jahr 2009 rund 4.000
Menschen profitiert haben. Seit Juli 2009 wurde darüber hinaus der Kombilohn für Ältere, Wie-
dereinsteigerInnen und Behinderte eingeführt, den bisher etwa 1000 Personen genutzt haben.

Ein weiteres, auch symbolisch wichtiges Programm, ist die Aktion 4000, durch die laut Sozial-
minister Hundstorfer 4000 neue Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose in Gemeinden,
kirchlichen oder karitativen Einrichtungen geschaffen werden sollen.40 Insgesamt wurden für
2009 und 2010 54 Millionen Euro für die Aktion 4000 veranschlagt, wobei zwei Drittel der Kos-
ten durch das AMS getragen werden. Diese Aktion soll auch Gemeinden und anderen
Einrichtungen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben helfen.

Weiters wurden die Unterstützungen für Ein-Personen-Unternehmen im Rahmen des Projektes
Formel eins ausgebaut. Das AMS zahlt 25% des Bruttolohnes monatlich für ein Jahr sofern für die
erste Zeit eine Arbeitskraft angestellt wird. Die Zielgruppe sollen junge Arbeitslose zwischen 19
und 24 Jahren sein. Im Jahr 2009 nahmen in Wien etwa 120 Menschen an dem Programm teil.41

Ende September 2009 befanden sich 68.500 Personen in Arbeitstrainingsprogrammen, was ei-
nen Anstieg von 35,6% im Vergleich zum Vorjahr darstellt. Insgesamt befanden sich bis Ende
2009 knapp 133.000 Personen in Förderungen des AMS und davon besuchten etwa 95.000
Personen (71,2%) ein Qualifizierungsangebot, wobei 58% der teilnehmenden Personen beson-
ders hochwertige Schulungen angeboten wurden. Im Vergleich zum Dezember 2008 befanden
sich im Dezember 2009 um etwa 51,3% mehr Personen in qualitativ hochwertigen Schulungen.

Durch die Konjunkturpakete und die Arbeitsmarktpakete wurden im Jahr 2009 insgesamt
97.000 Arbeitplätze geschaffen oder gerettet und gleichzeitig konnte der Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit von +33% im Juli 2009 auf +14% Ende November reduziert werden.42
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39 Vgl. http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/8/0/6/CH0020/CMS1259762743791/1
_jahres_bilanz_sozialministerium.pdf, Download Februar 2010

40 Vgl. http://www.bmsk.gv.at/cms/site/index_presseaussendung.html?doc=CMS1247216039850, Download Februar
2010

41 Artikel der Standard vom 15.3.2009
http://derstandard.at/1237227724330/Tipp-Unterstuetzung-fuer-Ein-Personen-Unternehmen, Download Februar
2010

42 Vgl. dazu,
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/8/0/6/CH0020/CMS1259762743791/1_jahres_bilanz_sozialministeri
um.pdf, Download Februar 2010



3.3.4 FALLBEISPIEL

� Kurzarbeit (KUA)

In der Wirtschaftskrise seit 2008 wurde die Kurzarbeit zu einem zentralen arbeitsmarkt- und beschäfti-
gungspolitischen Instrument zur Bewältigung wirtschaftlicher Probleme. Es handelt sich bei dieser
Maßnahme daher um eine wichtige Strategie, krisenbedingte Restrukturierungen zu managen. Die zen-
trale Voraussetzung für die Einführung von KUA sind temporäre ökonomische Schwierigkeiten, die
nicht saisonal bedingt sind und aus einem nachweisbaren Mangel an Aufträgen resultieren.

Kurzarbeit ermöglicht eine befristete Herabsetzung der Normalarbeitszeit auf Grundlage einer arbeits-
und lohnrechtlichen vertraglich fixierten Vereinbarung zwischen Unternehmensführung und Betriebs-
rat – Betriebsrat. Die zwischen diesen zu treffende Betriebsvereinbarung zielt auf die Sicherung von
Arbeitsplätzen und die Kompensation des entfallenden Verdienstes durch die Kurzarbeitsbeihilfe
(BMASK, 2009) sowie die Beihilfe zur Qualifizierung. Durch die Beihilfe zur Qualifizierung sollen Kurz-
zeitbeschäftigte einen finanziellen Anreiz erhalten, um in der ausfallenden Arbeitszeit
Qualifizierungsmaßnahmen zum Vorteil des Betriebes zu tätigen.

Die Übereinkunft soll die näheren Voraussetzungen für KUA regeln – im speziellen den Geltungsbe-
reich, den Kurzarbeitszeitraum sowie die Aufrechterhaltung des Beschäftigungsanteiles während der
KUA. Auch die nähere Ausgestaltung der Qualifizierungsangebote und des Ausbildungskonzeptes er-
folgt im Rahmen der Vereinbarung.

Primäre Intention der KUA ist es, die Arbeitsplätze der jeweiligen Belegschaften bei unvorhersehbaren
und temporären ökonomischen Schwierigkeiten zu erhalten. Durch KUA können Auftragsausfälle zeit-
lich überbrückt und für die Qualifizierung betroffener Arbeitskräfte genutzt werden.

Ursprünglich waren ältere ArbeitnehmerInnen die Zielgruppe von KUA. Im Rahmen der Reformen zwi-
schen 2000 und 2008 kam es aber zu einer Ausweitung auf alle ArbeitnehmerInnen inklusive der
befristeten Arbeitskräfte. Ausgenommen von der Kurzarbeitszeitregelung sind lediglich Lehrlinge, Ge-
schäftsführerInnen und Vorstandsmitglieder. Überlassene Arbeitskräfte sind dann förderbar, wenn sie im
Beschäftigungsbetrieb von Kurzarbeit betroffen sind. Auf Basis der gegenwärtigen Kurzarbeitsregelungen
sind derzeit prinzipiell alle ArbeitgeberInnen förderbar – ausgenommen sind der Bund, die Bundesländer,
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechtes.

Die Unternehmen müssen sechs Wochen vor der vereinbarten Einführung bzw. vier Wochen vor der ge-
planten Verlängerung der KUA (sofern keine anderen Fristen vereinbart wurden) das AMS über
existierende Beschäftigungskomplikationen in Kenntnis setzen. In weiterer Folge müssen die Betriebe
bei der Erstgewährung an einer Beratung über anderweitige Lösungs- und Unterstützungsmöglichkei-
ten teilnehmen. In diese sind die Kollektivvertragsparteien und der Betriebsrat einzubeziehen. Der
konkrete Antrag des Unternehmens auf die Einführung von Kurzarbeit muss innerhalb von drei Wochen
vor Einführung oder Verlängerung der Kurzarbeit eingereicht werden. Alle anderen Beschlüsse und Aus-
gestaltungsvarianten der Kurzarbeit müssen bereits davor überlegt und von ArbeitgeberInnen,
Gewerkschaft und den Sozialpartnern diskutiert werden. Der Antrag ist auch vom Betriebsrat (in be-
triebsratslosen Unternehmen von allen betroffenen Beschäftigten oder der zuständigen Gewerkschaft
zu unterschreiben). Die zwischen Unternehmensführung und Betriebsrat getroffene Vereinbarung ist
dem Antrag beizulegen. Nach Beendigung der Kurzarbeit ist das Unternehmen gegenüber dem AMS
berichtspflichtig. Wird der Antrag nicht termingerecht eingereicht, ist das AMS verpflichtet, ihn abzu-
lehnen (Gruber 2009: 88).

Reformen der Kurzarbeit im Kontext der Krise und Positionen der Sozialpartner

Die Bezugsdauer für die Kurzarbeitsbeihilfe belief sich ursprünglich bei der Erstgewährung auf sechs
Monate, konnte jedoch nach Ablauf und bei Anhalten der Voraussetzungen auf weitere sechs Monate
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verlängert werden. Die Sozialpartner einigten sich in der Krise auf eine Reform der Kurzarbeitsregelung
zur Stärkung der Maßnahmen zur Bewältigung der Wirtschaftskrise. Diese ist gekennzeichnet durch das
Ziel, die Umsetzung von KUA zu beschleunigen und industrie- bzw. KMU-freundlich zu gestalten. Au-
ßerdem wurde der Spielraum für die Behaltefrist erweitert. Ziel dieser Reformen war die Stabilisierung
des Beschäftigtenstandes der Betriebe. Die Anspruchsdauer wurde im Rahmen des Arbeitspaketes I
(2009) auf 18 Monate erweitert und aktuell wurde die Dauer der Kurzarbeitsbeihilfe durch das Arbeits-
paket II „auf maximal 24 Monate (...) für Unternehmen, die spätestens im Jahr 2010 mit der
Kurzarbeit beginnen“, verlängert (BMASK, 2009: 49).

Eine wichtige Reform im Kontext der Krise ist die seit April 2009 eingeführte Kombination von Kurzar-
beit mit Qualifizierungsmaßnahmen. Seither haben 71 Betriebe von der Kombinationsmöglichkeit
Gebrauch gemacht. Vor allem die vom AMS bereitgestellte Beihilfe zur Qualifizierung im Rahmen von
Kurzarbeit erhöht die Attraktivität dieser Kombination für Unternehmen.43 Damit die Qualifizierungs-
beihilfe vom AMS gewährt wird, muss das Unternehmen ein Ausbildungskonzept vorlegen. Die
geplanten Qualifizierungen sollen nicht in erster Linie an den gegenwärtigen und zukünftigen Anforde-
rungen des Arbeitsplatzes im kurzarbeitenden Unternehmen orientiert, sondern insbesondere auf
andere Unternehmen und Arbeitsfelder übertragbar sein. Die Qualifizierung muss in der Normalarbeits-
zeit erfolgen und mindestens 16 Einheiten ausmachen (Gruber 2009: 94). Die Verknüpfung von
Kurzarbeit mit Qualifizierung macht aus dieser Maßnahme daher auch eine antizipatorische.

Im Rahmen des Arbeitspaketes II wurde eine befristete Anhebung der Kurzarbeitsbeihilfen eingeführt
und ab dem siebten Kurzarbeitszeitmonat sollen nun die Dienstgeber- Sozialversicherungsbeiträge, Ar-
beitslosenversicherung, Pensionsversicherung, Unfallversicherung gänzlich durch das AMS ersetzt
werden, um die Nachteile, die den Unternehmen aus der Kurzarbeit entstehen, zu reduzieren (vgl. dazu
auch: BMASK, 2009: 49).

Allgemeine Regelungen

Der Arbeitszeitausfall im Rahmen der Kurzarbeit darf durchschnittliche nicht unter 10% und nicht
über 90% der vereinbarten Normalarbeitszeit betragen. Die Dauer der Kurzarbeit ist zunächst auf höch-
stens sechs Monate limitiert. Liegen die Voraussetzungen für KUA weiterhin vor, kann eine
Prolongierung um jeweils maximal sechs Monate beantragt werden. Der maximale Zeitraum, in dem
eine Beihilfe gewährt wird, beträgt insgesamt 24 Monate. Um die Arbeitsplätze nicht nur für den Zeit-
raum des Kurzzeitarbeitsverhältnisses zu garantieren, besteht außerdem die Möglichkeit für „einen
zusätzlich vereinbarten Zeitraum nach Beendigung der Kurzarbeit, den Beschäftigungsstand aufrecht
zu erhalten“. (BMASK, 2009: 48).

Die Behaltepflicht zur Stabilisierung und Sicherung des Beschäftigungsstandes während und eine ge-
wisse Zeit nach der Kurzarbeitsregelung beruht auf einer Sozialpartnervereinbarung, in der v.a. die
BehalteFRIST festgelegt wird (Gruber 2009: 91). Laut einer Grundsatzerklärung der Sozialpartner wur-
den für den Regelfall folgende Behaltefristen nach Beendigung der KUA beschossen:

Tabelle 3.3: Behaltefristen Kurzarbeit
Dauer der KUA bis zu Höchstdauer der Behaltepflicht nach der KUA

2 Monate 1 Monat

4 Monate 2 Monate

12 Monate 3 Monate

Länger 4 Monate

Quelle: (Gruber 2009: 91)
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Entlohnung

Die in Kurzarbeit befindlichen ArbeitnehmerInnen erhalten anstelle des Arbeitsentgeltes für jede entfal-
lene Arbeitsstunde eine monetäre Kurzarbeitsunterstützung (Kurzarbeitsbeihilfe) bzw. für jede für
Qualifizierung verwendete entfallene Arbeitsstunde eine Qualifizierungssubvention (Qualifizierungsbei-
hilfe). Die Kurzarbeitsbeihilfe dient dem teilweisen Ersatz der zusätzlichen Aufwendungen des
Unternehmens und wird in der Höhe der festgelegten Pauschalsätze für entfallene Arbeitsstunden be-
zahlt, sodass der Einkommensverlust der Arbeitskräfte teilweise ausgeglichen wird.

Die Qualifizierungsbeihilfe wird für die Qualifizierungsunterstützung durch den Betrieb an die in Kurzar-
beit befindliche Person zumindest in Höhe der Pauschalsätze für die für Qualifizierung verwendeten,
entfallenen Arbeitsstunden ausbezahlt. Die für die Kurzarbeitsunterstützung pro ausgefallener Arbeits-
stunde festgelegten Pauschalsätze richten sich nach den Aufwendungen, die der
Arbeitslosenversicherung für Arbeitslosengeld zuzüglich der Sozialversicherungsbeiträge entstünden.44

Die Pauschalsätze, die für die Qualifizierungsunterstützung festgelegt sind, beinhalten einen Zuschlag für
Mehraufwendungen von 15%. Der Pauschalsatz errechnet sich aus der Normalarbeitszeit, dem Bruttoent-
gelt zuzüglich Sonderzahlen und der jeweiligen Anzahl der Kinder (BMASK, 2009: 49).

Positionen der Sozialpartner

Der ÖGB sieht die Kurzarbeit aufgrund der Kostengünstigkeit bei der Finanzierung von Arbeitslosigkeit
sehr positiv. So würden für Kurzarbeit nur ein Drittel der Budgetmittel aufgewendet, die bei einem Eintritt
der betroffenen Arbeitskräfte in die Arbeitslosigkeit notwendig wären. Außerdem sieht der ÖGB die Quali-
fizierungsmaßnahmen, die es den Betrieben und Arbeitskräften ermöglichen, die verkürzte Arbeitszeit
sinnvoll zu nutzen, als wichtige und effektive Maßnahme zur Verbesserung der Qualität der Arbeitskräfte.45

Die IV bewertet die Möglichkeit, Kurzarbeit mit AMS-geförderter Qualifizierung zu kombinieren, als „posi-
tiv“, betont aber, dass „Kurzarbeit kein Geschenk, sondern die Anerkennung der Betriebe für die
Tüchtigkeit der Mitarbeiter und besser als Kündigung“ ist.46

Gruber (2009: 84f) hebt folgende Vor- und Nachteile der KUA aus Sicht der Unternehmen hervor

+ Der/die ArbeitgeberIn bezieht über das AMS eine Kurzarbeits- bzw.
Qualifizierungsbeihilfe und zusätzlich vergütet das AMS dem/der ArbeitgeberIn Ausgaben für Kurse
in Form der Kurskostenförderung.

+ Aufgrund der Erhaltung der Arbeitsverhältnisse muss der Unternehmer keine neuen
Arbeitskräfte einschulen und kann auf das Know-How seiner ArbeitnehmerInnen zurückgreifen.

- Durch die Kurzarbeits- und Qualifizierungsbeihilfe werden nicht alle Kosten, die aus der
Kurzarbeit anfallen, gedeckt.

- Das Unternehmen trägt das Risiko, dass das AMS die Beihilfe zurückverlangt.

- Währender der Zeit der Kurzarbeitsvereinbarung und meist auch darüber hinaus muss
das Unternehmen aufgrund der vertraglich vereinbarten Behaltepflicht den betrieblichen
Beschäftigungsstand stabil halten. Bei einem Verstoß gegen die Behaltpflicht kann seitens des AMS
unter bestimmten Voraussetzungen die Beihilfe gesamt oder in Teilen zurückgefordert werden.
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- Weiters kann das AMS unter bestimmten Voraussetzungen die Beihilfe ganz oder
teilweise zurückverlangen, wenn es während der Kurzarbeitsvereinbarung zu wesentlich mehr oder
weniger Ausfallstunden als geplant kommt.

- Durch die Kurzarbeit fällt für die Lohnverrechnungsabteilung viel Arbeit an und daher
ist es ab einer großen Anzahl an ArbeitnehmerInnen, die von Kurzarbeit betroffenen sind
empfehlenswert, eine Kurzarbeits-Software anzuschaffen.

- Weiters besteht in einzelnen essentiellen Fragen eine gewisse Rechtsunsicherheit wie
etwa im Bezug auf die Frage der Wirksamkeit der Entgeltreduktion ohne einzelvertragliche
Zustimmung aller ArbeitnehmerInnen.

Vorteile der KUA aus Mitarbeitersicht

+ Erzielung eines deutlich größeren Einkommens, als es der Arbeitszeit prinzipiell
entsprechen würde, bedingt durch die Kurzarbeits- und Qualifizierungsunterstützung des
Arbeitgebers

+ erhöhtes Qualifizierungspotential und Erkenntnisgewinn für MitarbeiterInnen durch die
Kombinationsmöglichkeit von KUA und Qualifizierung.

Kurzarbeit und Krise

Die durch die Krise angestoßen Reformen bezweckten eine Zunahme der Verwendung des früher nur
selten eingesetzten Instrumentes. Kurzarbeit kann mittlerweile als das wichtigste arbeitsmarktpoliti-
sche Instrument zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit in der Krise angesehen werden. Die Zahl der
Arbeitskräfte in KUA stieg von 8000 im Jahr 2008 auf 60.000 Personen im Jahresdurchschnitt des
Krisenjahres 2009. Die Gesamtkosten für Kurzarbeit werden für 2009 auf € 250 bis € 300 Mio. ge-
schätzt (BMASK, 2009: 51).

Bereits Mitte September 2009 ging die Zahl der in Kurzarbeit Beschäftigten in Österreich signifikant
zurück. Anfang September befanden sich insgesamt 53.181 Arbeitskräfte in 321 Unternehmen in
Kurzarbeit, die Zahl sank bis Mitte September auf 45.719 Personen in 316 Betrieben. Der Vorstand
des AMS, Johannes Kopf, führte diesen Rückgang trotz der immer noch schwierigen Arbeitsmarktlage
auf eine „deutlich“ gebesserte Auftragslage „einzelner Unternehmen“ zurück.47 Das AMS verweist au-
ßerdem darauf, dass die arbeitsmarktpolitische Maßnahme der Kurzarbeit wesentlich dafür
verantwortlich sei, dass die Arbeitslosigkeit in Österreich im Vergleich zu den anderen europäischen
Ländern deutlich geringer anstieg. Ohne die Kurzarbeitsregelung wären laut Johannes Kopf im Novem-
ber 2009 10.000 bis 13.000 mehr Personen von Arbeitslosigkeit betroffen gewesen.48 Daten des
BMASK zeigen außerdem, dass zwischen der Zahl der zur Kurzarbeit angemeldeten und der schließlich
abgerechneten TeilnehmerInnen erhebliche Differenzen festzustellen sind. So waren bspw. zwischen
April 2009 und September 2009 zwischen 50.000 und 56.000 Beschäftigte zur Kurzarbeit angemel-
det. Tatsächlich abgerechnet wurden nicht mehr als 60% bis 70% der geplanten
TeilnehmerInnen-Zahl. Das bestätigt die Einschätzung, dass Kurzarbeit sowohl ein antizipatorisches
Instrument zur Bewältigung von Krisen ist als auch eines zur zumindest temporären Überbrückung von
Auftragsproblemen (Management von Restrukturierungen).
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47 Artikel AMS „Deutlicher Rückgang der Kurzarbeit bis Mitte September“, 2009,
http://www.ams.or.at/ueber_ams/14169_21944.html, Download Februar 2010

48 Vgl.
http://www.kleinezeitung.at/nachrichten/wirtschaft/kurzarbeit/2207653/kurzarbeit-wichtige-strategie-gegen-arbeitslo
sigkeit.story, Download 19.2.2010



3.3.5 FALLBEISPIEL

� Arbeitsstiftungen (AST)

Unter den Maßnahmen zur Bewältigung krisenbedingter Restrukturierungsmaßnahmen, die in der
Krise an Bedeutung gewonnen haben, zählen die so genannten Arbeitsstiftungen nicht zuletzt aufgrund
der vergleichsweise hohen Qualität und Nachhaltigkeit der angebotenen Qualifizierungs-, Weiterbil-
dungs- und Umschulungsangebote zu den wichtigsten.

Einerseits ermöglichen Arbeitsstiftungen eine Bewältigung krisenbedingten Personalabbaus, der das
Stigma der Arbeitslosigkeit weitgehend vermeiden hilft, andererseits wiesen Arbeitsstiftungen u. E.
aufgrund des starken Fokus auf Qualifizierungen eine starke antizipative Orientierung auf. Sie sind ein
pfadabhängiges Ergebnis der starken sozialpartnerschaftlichen Tradition in Österreich, die trotz aller
Schwierigkeiten auf Bundesebene in den letzten Jahren, auf regionaler aber auch branchenspezifischer
Ebene, weiterhin stark verankert geblieben ist. Ein Charakteristikum dieses arbeitsmarktpolitischen In-
strumentes ist daher die intensive Beteiligung der Sozialpartner auf regionaler und betrieblicher Ebene,
wobei z.B. vom AMS insbesondere auf die Einbindung der ArbeitgeberInnenseite „in die Verantwortung
für den Verbleib gekündigter Arbeitskräfte“ (BMASK, 2009: 58) verwiesen wird. Dies gilt insbesondere
für die Beteiligung der Unternehmen an der Finanzierung dieser Maßnahmen.

Arbeitsstiftungen wurde Ende der 80iger Jahre eingeführt, um Arbeitskräfte der verstaatlichten Indu-
strie, die von Personalabbau betroffen sind, durch Qualifizierungsmaßnahmen zu unterstützen und
ihnen bei der Suche nach neuen Arbeitsplätzen zu helfen (BMASK, 2009: 58). Stiftungen gelten als
qualitativ hochwertiges – jedoch auch teures – und erfolgreiches Instrument zur Bewältigung arbeits-
marktspezifischer Auswirkungen wirtschaftlicher Krisenerscheinungen. So liegt ihre Vermittlungsrate
bei vergleichsweise hohen 75%. Finanziert werden die Arbeitsstiftungen durch das AMS über die Ar-
beitslosenversicherung und zum Teil aus den „trägerbezogenen Maßnahmenkosten für das aktive
Förderbudget“ (BMASK, 2009: 58).

„Die Finanzierung einer Arbeitsstiftung ist das Ergebnis von Verhandlungen zwischen Unternehmens-
leitungen, Betriebsrat und allfälligen Fördergebern“. (Gruber 2009: 160)

Grundsätzlich wird bei den Stiftungen zwischen Outplacementstiftungen und Implacementstiftungen
unterschieden. Erstere werden bei drohendem Personalabbau eingesetzt, zweitere zur Bewältigung
spezieller Personalengpässe durch die Entwicklung adäquater Qualifizierungsmaßnahmen mit Be-
schäftigungseinstieg nach Ende der Maßnahme für Arbeitslose. Zu den Outplacementstiftungen zählen
Unternehmens- (Arbeitsstiftung eines Unternehmens), Insolvenz- (Stiftung einer Gebietskörperschaft
oder einer anderen juristischen Person bei Insolvenz eines Unternehmens) und Regionalstiftungen (Ar-
beitstiftungen mehrerer Unternehmen in einer Region).

Insolvenzstiftungen bieten eine bedarfsgerechte Personalbereitstellung für private wie auch öffentliche
Unternehmen. Im Rahmen der Implacementstiftungen können die TeilnehmerInnen bis zu dreijährige
(über 50-jährige Personen sogar vierjährige) Ausbildungsgänge absolvieren.

„Ziel ist die sorgfältige Entwicklung und Umsetzung individuell abgestimmter (Re--)Integrationspro-
zesse im Rahmen eines umfassenden Unterstützungsangebotes.“ (BMASK, 2009: 59)

Reformen 2009

Durch die Reform 2009 wurde die Einführung von Branchenstiftungen (Arbeitsstiftung einer gesetzli-
chen Interessensvertretung der ArbeitgeberInnen in bestimmten Wirtschaftszweigen) erleichtert.

Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wurden im Arbeitsmarktpaket II außerdem Arbeitsstiftungen für
Jugendliche – so genannte Jugendstiftungen – gesetzlich verankert. Zielgruppe der Jugendstiftungen
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sind Jugendliche zwischen 19-24 Jahre, die zuvor „mindestens drei Monate bei Klein –und Mittelbe-
trieben oder Arbeitskräfteüberlassern beschäftigt waren“ (BMASK, 2009: 58), wodurch nach Angaben
des BMASK etwa 2000 Personen erreicht werden sollen. Den Jugendlichen sollen durch die Jugendstif-
tungen individuell abgestimmte Unterstützungs- und Qualifizierungsmaßnahmen ermöglicht und neue
berufliche Perspektiven eröffnet werden. Eine Voraussetzung für die Stiftungsteilnahme ist, dass sich
der Betrieb, bei dem der/die Jugendliche vorher beschäftigt war, mit 1000 € pro Person beteiligt
(BMASK, 2009: 58). Die geschätzten Gesamtkosten für die Jugendstiftung belaufen sich auf max. 10
Mio. €, „wobei 2 Mio. € von den Unternehmen getragen werden“. (BMASK, 2009: 61)

Eine sozialpolitische Errungenschaft der Jugendstiftung stellt die Verlängerung des Arbeitslosengeld-
bezugs während der Zeit in der Stiftung dar. Dadurch soll verhindert werden, dass die Jugendlichen in
die Notstandshilfe abdriften. Weiters erhalten die StiftungsteilnehmerInnen ein monatliches Stiftungs-
stipendium in der Höhe von 100 €.49

Ablauf einer Arbeitsstiftung

Die Partizipation an einer Arbeitsstiftung ist grundsätzlich freiwillig, es besteht jedoch Anwesenheits-
pflicht und das wöchentliche Gesamtstundenausmaß orientiert sich am vorigen
Beschäftigungsausmaß. Die teilnehmenden Personen sind an fixe Arbeitszeiten gebunden und müssen
den Stiftungsträger über Abwesenheiten (Krankenstände, Urlaube etc.) benachrichtigen. Weiters be-
steht eine Meldepflicht bei persönlichen bzw. beruflichen Veränderungen (Heirat, Jobangebot).
Darüber hinaus werden Lernbereitschaft und Mitarbeit vorausgesetzt (Gruber 2009: 158).

Der Ablauf von Arbeitsstiftungen schaut nach Gruber (2009) grob folgendermaßen aus:

• Ein Unternehmen baut aufgrund ökonomischer Schwierigkeiten MitarbeiterInnen ab.

• Der Arbeitgeber bzw. die Arbeitgeberin vereinbart gemeinsam mit dem Betriebsrat einen Sozialplan,
in welchem den ArbeitnehmerInnen die Teilnahme an einer Arbeitsstiftung angeboten wird.

• Die Anerkennung der Arbeitsstiftung seitens der zuständigen AMS-Landesgeschäftsstelle erfolgt
nach Zustimmung der Sozialpartner zum Stiftungskonzept.

• Im Rahmen der Stiftung werden die Durchführung der Berufsorientierung, Aus- und Weiterbildung
sowie die Unterstützung bei der Arbeitssuche bzw. einer Unternehmensgründung organisiert.

Positionen der Sozialpartner

Die ArbeitnehmerInnenvertretungen stehen Arbeitsstiftungen durchwegs positiv gegenüber. Von der AK
und dem ÖGB werden Arbeitsstiftungen als „eine der erfolgreichsten Interventionsinstrumente zur Lö-
sung von Problemen in der Abstimmung von Angebot und Nachfrage am Arbeitsmarkt“ eingestuft.50

Auch von der WKO werden Arbeitsstiftungen als äußerst positives arbeitsmarktpolitisches Instrument
gesehen.51 Laut dem FAB (Verein zur Förderung von Arbeit und Beschäftigung) waren zu Beginn der
Einführung der Arbeitsstiftungen vor allem die IV, aber auch andere Interessenvertretungen aufgrund
der Teilfinanzierung der Arbeitsstiftungen aus den Mitteln der Arbeitslosenversicherung skeptisch.52
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49 Vgl. dazu,
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/5/3/0/CH0023/CMS1245230885751/090617_arbeitsmarktpaket_ii_
_2_.pdf, Download 18.2.2010

50 http://www.arbeit-wirtschaft.at/servlet/ContentServer?pagename=X03/Page/Index&n=
X03_1.a_2008_11.a&cid=1226739639996, Download 18.2.2010

51 Vgl. dazu, http://www.offenearbeitsstiftung.at/streiflichter/09_02.pdf, Download 18.2.2010
52 http://www.fab.at/downloads/input_tagung_as08_rathner_iv.pdf, S. 1, Download Februar 2010



Entwicklung der TeilnehmerInnenzahlen an Arbeitsstiftungen in der Krise

Zwischen 1998 und 2003/4 war die Zahl der TeilnehmerInnen an Arbeitsstiftungen kontinuierlich an-
gestiegen. Vor dem Eintreten der jüngsten Krise pendelte sich die Zahl der TeilnehmerInnen bei etwa
4.800 Personen ein, wie aus Abbildung 3.1 hervorgeht.

Abbildung 3.1:  Arbeitsstiftungen: Bestand, Zugang, Dauer und Ausgaben

Quelle: (BMASK, 2009: 63)

In der Krise ist die Zahl der TeilnehmerInnen an Arbeitsstiftungen erheblich angewachsen. So ist die
Zahl der an Arbeitsstiftungen teilnehmenden Personen zwischen Juni 2008 und Juni 2009 um 2510
Personen bzw. 25,3% auf 12.426 Personen gestiegen.53 Alleine in Wien hat sich die Zahl der Arbeits-
stiftungen in den letzten Jahren mehr als verdoppelt.54 Laut eines aktuellen Berichtes des BMASK zur
Arbeitslage vom Jänner 2010 befanden sich im Jahr 2009 12.002 Personen in Arbeitsstiftungen – dies
bedeutet eine Zunahme von 68,5% im Vergleich zu 2008. 6.448 Personen davon befanden sich in Im-
placementstiftungen und 5.495 Personen davon in Outplacementstiftungen.
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53 Vgl. dazu,
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/3/8/3/CH0751/CMS1241680188377/27_46_tabellenanhang.pdf, S.
7, Download Februar 2010

54 Vgl. dazu http://wien.orf.at/stories/400120/, Download 18.2.2010



Aktuell (Stand 2009) existieren folgende 11 Arbeitsstiftungen:

Arbeitsstiftungen Links

Arbeitsstiftung AUFLEB (für Beschäftigte der
Nahrungs- und Genussmittel-Branche)

www.aufleb.at Arbeitsstiftung Aufleb

ABS – Arbeitsstiftung Burgenland www.arbeitsstiftung-bgld.at

Arbeitsstiftung Niederösterreich www.arbeitsstiftung-noe.at

Arbeitsstiftung Salzburg www.arbeitsstiftung-salzburg.at

Arbeitsstiftung
Salzkammergut

www.ast.or.at

Arbeitsstiftung 2000 Vorarlberg www.ams.or.at AMS Vorarlberg Service für
Unternehmen Angebote für Unternehmen
Arbeitsstiftung
(www.ams.or.at/_docs/800_SfA-Arb_Stiftung.pdf)

Kärntner Arbeitsstiftungen www.kaerntner-arbeitsstiftungen.at

OAS – Offene Arbeitsstiftung Steyr www.offenearbeitsstiftung.at

Offene Arbeitsstiftung Tirol http://content.tibs.at/amg Arbeitsstiftung Tirol

OAW – Offene Arbeitsstiftung Wien www.ams.at/_docs/900_offene_arbeitsstiftung_wien.pdf

Steiermark (z.B. Regionalstiftung Automotive und
Zulieferbetriebe)

Quelle: (Gruber 2009: 160)

www.ams.at/stmk/sfu.html Förderungen
Outplacementstiftungen
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3.4 Arbeitsmarktförderungsmaßnahmen für Jugendliche im
Kontext der Krise

Neben den oben dargestellten Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Siche-
rung von Beschäftigung in der Krise wurde außerdem eine Reihe von Maßnahmen zur
Vermeidung und Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und zur Unterstützung von Jugendli-
chen beim Einstieg in das Berufsleben sowie zur Unterstützung von Frauen beschlossen. Ein
wichtiger Bereich der Bewältigung wirtschaftlicher Krisen auf dem Arbeitsmarkt ist daher die
Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit und die Sicherung einer adäquaten Ausbildung junger
Arbeitskräfte. Im dualen System der Berufsausbildung in Österreich verknüpfen sich die länger-
fristigen Krisenerscheinungen dieses Ausbildungsmodells, das sich in wachsenden
Schwierigkeiten ausreichend Lehrstellen zur Verfügung zu stellen niederschlägt, mit den kon-
kreten Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf dem Arbeitsmarkt. Die krisenhaften
Entwicklungen 2009 haben daher das existierende System arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen
zur Bewältigung der allgemeinen Probleme des dualen Systems auf eine massive Probe gestellt.

Insgesamt wurden im Jahr 2009 für alle Jugendarbeitsmarktmaßnahmen etwa 500 Millionen
Euro investiert. Diese so genannte Jugendbeschäftigungsoffensive stützt sich einerseits auf die
Ausbildungsgarantie und andererseits auf die Aktion Zukunft Jugend. Diese hat das Ziel, jedem/je-
der Jugendlichen zwischen 19 und 24 Jahren binnen sechs Monaten einen neuen Job, eine
geförderte Beschäftigung oder eine Weiterbildung zu vermitteln. Außerdem wurden neue Jobs im
öffentlichen Sektor (Polizei, Gesundheits- und Sozialdienst) geschaffen. Für Jugendliche zwi-
schen 19 und 24 Jahren, die vorher bei Klein- und Mittelbetrieben oder Arbeitskräfteüberlassern
beschäftigt waren, wurde die so genannte Jugendstiftung eingeführt, die sich am bereits etablier-
ten Modell der Arbeitsstiftungen orientiert. Diese wird einerseits aus öffentlichen Mitteln,
andererseits von den jeweiligen Unternehmen (500 €/TeilnehmerIn) finanziert. Die Stiftungsdauer
beträgt maximal 4 Jahre. Innerhalb dieser Zeit können Jugendliche eine Ausbildung (vom Lehrab-
schluss bis zur Fachhochschule) absolvieren. In der Eingangsphase gibt es eine fünfwöchige
Berufsorientierung, bei der ein Bildungs- und Karriereplan erstellt wird. Während der Zeit in der
Stiftung wird der Arbeitslosengeldbezug verlängert, sodass die StiftungsteilnehmerInnen dadurch
nicht in die Notstandshilfe abrutschen. Zusätzlich erhalten die Jugendlichen ein Stiftungsstipen-
dium in der Höhe von 100 Euro pro Monat.

Bereits im Jahr 2008 war im Rahmen des Jugendbeschäftigungspakets eine Ausbildungsgaran-
tie für junge Menschen bis 18 Jahre eingeführt worden, um allen Jugendlichen eine Ausbildung
oder einen Ausbildungsplatz zu garantieren. Kombiniert wurde die Einführung der Ausbildungs-
garantie mit dem Ausbau von Unterstützungsmaßnahmen für betriebliche und überbetriebliche
Lehrlingsausbildungsstätten sowie der Verbesserung der betrieblichen Lehrstellenförderung. In-
zwischen gibt es nach Angaben des BMASK keine Lehrstelle in Österreich, die nicht durch
öffentliche Förderungen gestützt wäre (Basisförderung für alle Unternehmen, plus qualitäts-
und arbeitmarktbezogene Förderungen). Im Rahmen der Ausbildungsgarantie wurden im Ausbil-
dungsjahr 2008/2009 9.300 überbetriebliche Lehrlingsausbildungsplätze angeboten. Diese
werden für das Ausbildungsjahr 2009/2010 auf 12.300 erweitert.

Grundsätzlich können bei den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für Jugendliche vier Bereiche –
das Jugendausbildungssicherungsgesetz (JASG) (Auffangnetz), Maßnahmen zur Erweiterung des
Lehrstellenangebotes und der Ausbildungsplätze (Neue Lehre, Vorlehre, seit 2003 Integrative
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Berufsausbildung sowie etwaige finanzielle Anreize für Ausbildungsbetriebe), Maßnahmen für Berufs-
ausbildungsvorbereitungen sowie spezielle Qualifizierungs- und Beschäftigungsprogramme für 19 bis
24-jährige Arbeitslose (2002 und 2003 Sonderprogramm für Jugendliche SPJU, ab 2004 in JOBS
FOR YOU(TH) unbenannt) – unterschieden werden (BMASK, 2009: 117). Angestoßen durch die Ak-
tion Zukunft Jugend55 im Jahr 2009 garantiert die Bundesregierung allen jugendlichen Arbeitslosen
zwischen 19 und 24 Jahren innerhalb von sechs Monaten ein Arbeitsplatzangebot, einen Ausbil-
dungsplatz oder eine geförderte Beschäftigung. Im Rahmen dieser aktuellen
Beschäftigungsmaßnahmen wurde für 2009 ein Budget von 500 Millionen Euro veranschlagt.56

3.4.1 JASG (JUGENDAUSBILDUNGSSICHERUNGSGESETZ)

Das Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz (JASG) regelt die zusätzliche Bereitstellung von Lehr-
ausbildungsplätzen in Form eines Auffangnetzes für Lehrstellensuchende, die nach Beendigung
ihrer Schulpflicht keine Lehrstelle gefunden haben. Ziel des Programms sind die Ausbildung der
Jugendlichen in einem im JASG angebotenen Lehrberuf und die Vermittlung in ein reguläres
Lehr-/Arbeitsplatzverhältnis in der freien Wirtschaft innerhalb der individuellen 12-monatigen
Lehrgangsdauer.

Das JASG wurde im Jahr 1998 im Rahmen der Maßnahmen des Nationalen Aktionsplanes für
Jugendliche initiiert. Anfänglich waren die Maßnahmen des JASG die auf eine Erhöhung der
Lehrgangsplätze und Ende der 1990er auf Stiftungsplätze für Lehrstellensuchende auf die
Schulabgangsjahre 1998 und 1999 begrenzt und bis 2001 befristet.57 Seitdem wurde in einer
Reihe von Novellen die Geltungsdauer der JASG-Maßnahmen immer wieder verlängert und auf
weitere Schulabgangsjahrgänge ausgedehnt. Gegenwärtig sind die JASG-Maßnahmen bis 2011
bewilligt. Ein von VertreterInnen der Arbeiterkammer immer wieder kritisiertes Problem ist der
Transitcharakter aller Maßnahmen des JASG. Grundsätzlich wird der Wechsel auf eine reguläre
Lehrstelle angestrebt, sodass die angebotenen Lehrgänge nicht den Umfang einer vollständigen
Lehrausbildung haben.

„Die Ablehnung einer zumutbaren Lehrstelle zieht den Verlust der
Teilnahmeberechtigung nach sich“. (BMASK, 2009: 117)

Voraussetzungsbedingungen für eine Teilnahme an JASG Maßnahmen sind die positive Absol-
vierung der 8. oder 9. Schulstufe für Lehrgänge bzw. eine Nachweiserbringung der
Schulpflichterfüllung bei Stiftungen sowie eine Vormerkung beim AMS und/oder der Nachweis
von mindestens fünf eigenständigen und erfolglosen Bewerbungen. Finanziert werden die JASG
Maßnahmen aus „Bundesmitteln, Restmitteln aus der Auflösung des Erstattungsfonds nach
dem Entgeldförderungsgesetz (ETZ-Fonds), aus Mitteln des AMS und Mitteln der Bundeslän-
der“ (BMASK, 2009: 118). Eine erhebliche Verbesserung im Rahmen des Auffangnetzes wurde
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55 Für detaillierte Informationen zu der Aktion siehe,
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/8/6/6/CH0023/CMS1238575260831/090401_presseunterlage_aktio
n_zukunft_jugend2.pdf, Download Februar 2010

56 Siehe:
http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/8/6/6/CH0023/CMS1238575260831/090401_presseunterlage_aktio
n_zukunft_jugend2.pdf, Download Februar 2010

57 Vgl. dazu, http://wien.arbeiterkammer.at/online/infas-12006-26035.html, Download Februar 2010



im Ausbildungsjahr 2004/2005 durch die zusätzliche Einrichtung von überbetrieblichen Aus-
bildungsplätzen erzielt.

3.4.2 PROGRAMME ZUR FÖRDERUNG VON BENACHTEILIGTEN PERSONEN
AM ARBEITSMARKT

Integrative Berufsausbildung (IBA)

Primäre Intention der im Jahr 2003 initiierten Integrativen Berufsausbildung ist die Förderung
von benachteiligten Personen mit erheblichen Hindernissen bei der Arbeitsvermittlung. Die Ziel-
gruppe sind sonderpädagogisch geförderte Personen mit Pflichtschulabschluss oder ohne einen
Hauptschulabschluss sowie Personen mit Behinderung. Wesentliche Merkmale dieser Maß-
nahme sind die Möglichkeit der Verlängerung der Lehrzeit um ein Jahr bzw. in einzelnen Fällen
auch bis zu zwei Jahre sowie die Möglichkeit zum Erwerb von Teilqualifikationen im Rahmen der
IBA (BMASK, 2009: 118). Eine verlängerte Lehrausbildung wird jenen Personen gewährt, die
vom AMS für eine integrative Berufsausbildung vorgesehen werden und bei denen mit einer ho-
hen Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, dass sie grundsätzlich in der Lage sind, die
Lehre zu absolvieren. Hingegen ist die Teilqualifizierung für jene Jugendlichen gedacht, die vom
AMS für eine integrative Berufsausbildung vorgesehen sind, bei denen allerdings nicht ange-
nommen werden kann, dass sie einen vollen Lehrabschluss schaffen können.58

Jobcoaching und Vermittlungsprojekt „Der Jugend eine Chance“

Das von AMS und WKO geförderte Jobcoaching- und Vermittlungsprojekt mit einer maximalen
Dauer von neun Monaten verfolgt die Intention der Unterstützung von bis zu 2000 langzeitarbeits-
losen Jugendlichen zwischen 15 bis 25 Jahren – mit einem Vormerkdatum von mindestens einem
halben Jahr – durch einen persönlichen Coach und Arbeitsvermittler (BMASK, 2009: 120).

„Im Projektzeitraum von November 2005 bis Juli 2007 konnten 820 Jugendliche in
Beschäftigung und 293 an einen Ausbildungsplatz vermittelt werden“.
(BMASK, 2009: 120)

Der Hauptansatz des Projektes stellte die aufsuchende Vermittlung durch den Coach dar. Durch
das Aufsuchen der schwervermittelbaren Jugendlichen in ihrem privaten Umfeld soll ihnen ein
gewisses Interesse an ihrem Fortkommen signalisiert werden. Konkret bedeutet das Aufsuchen,
dass der Coach bei Fernbleiben der TeilnehmerInnen zunächst versucht, diese telefonisch zu er-
reichen und wenn dies erfolglos bleibt, wird die teilnehmende Person in der Wohnung
aufgesucht, um so die Verbindlichkeit einzufordern.59
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58 Vgl. dazu, http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=367967&DstID=1691, Download Februar
2010

59 Vgl. dazu auch, http://www.ams.at/ueber_ams/14169_14895.html, Download Februar 2010
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JOBS FOR YOU(TH) (J4Y)

Diese Initiative startete im Oktober 2002 mit dem Namen Sonderprogramm für Jugendliche und
wurde dann 2004 JOBS FOR YOU(TH) unbenannt.

Das Programm zielt auf die Förderung von arbeitslosen Jugendlichen zwischen 19 und 24 Jah-
ren mit einem besonderen Fokus auf junge Frauen und Personen mit maximal einem
Pflichtschulabschluss. Diesen werden unterschiedliche, teils zertifizierte und „auf die individu-
elle Arbeitsmarktproblematik“ angepasste Qualifizierungsmöglichkeiten – primär in den
Bereichen Elektro, EDV, Medien, Gesundheit und Pflege – in Form von speziellen AMS-Kursen
(BMASK, 2009: 120) angeboten. Zur Finanzierung des Projektes JOBS FOR YOU(TH) wurden
landesweit insgesamt 40,4 Mio. € an zusätzlichen AMS Mitteln bereitgestellt. Wird die Finan-
zierungsbeteiligung der Länder an dem Programm berücksichtigt, ergibt dies ein Gesamtbudget
von rund 47 Mio. € und daher durchschnittlichen Gesamtkosten von 4.917 €/Person.60

3.4.3 FALLBEISPIEL

� Aktuelle Reformen zur Sicherung des dualen Systems der
Berufsausbildung - Die Ausbildungsgarantie und die Verbesserung
des Fördersystems

Im Rahmen des Jugendbeschäftigungspaketes 200861 wurden die sog. Ausbildungsgarantie eingeführt
sowie das Förderungssystem der Lehrausbildung transformiert. Eine grundlegende Veränderung bei der
Neugestaltung der Förderung der betrieblichen und überbetrieblichen Lehrausbildung ab dem Ausbil-
dungsjahr 2008/2009 stellte die Abwicklung der Anträge über die Lehrlingsstellen der WKO unter Einbezug
der ArbeitnehmerInnenvertretung dar (BMASK, 2009: 123). Angestoßen durch das Jugendbeschäftigungs-
paket, welches mit 28. Juni 2008 in Kraft getreten ist, wurden neue essentielle Impulse im Bereich der
Ausbildungsmaßnahmen von Lehrlingen gesetzt. Die wichtigsten Reformen sind die Implementierung der
Ausbildungsgarantie für Jugendliche, die keine Lehrstelle finden, die Reorganisation der Förderung für
Lehrlinge im Industriesektor sowie die Möglichkeit, den Lehrstellenplatz während der Ausbildungszeit aus
bestimmten Gründen zu wechseln.62

Fallbeispiel Ausbildungsgarantie

Das primäre Ziel der Ausbildungsgarantie ist es, sicherzustellen, dass in überbetrieblichen Lehrwerkstät-
ten Jugendliche die gesamte Maßnahme bis zum Lehrabschluss absolvieren können. Es sollen jedoch die
Bemühungen zur Vermittlung auf eine betriebliche Lehrstelle aufrechterhalten werden. Die Ausbildungs-
garantie bedeutet, dass „allen Jugendlichen ein Ausbildungsplatz in einer Schule, einem Unternehmen
oder einer Ausbildungseinrichtung mit dem Ziel des Lehrabschlusses garantiert wird”. Entlang des „wei-
terhin prioritären betrieblichen Lehrstellenangebotes“ wurde daher die überbetriebliche Lehrausbildung
im Rahmen der Ausbildungsgarantie für Jugendliche bis 18 Jahre ausgebaut „und als gleichwertiger und
regulärer Bestandteil der dualen Berufsausbildung“ installiert.63

60 Vgl. http://www.bmwfj.gv.at/Wirtschaftspolitik/Wirtschaftspolitik/Documents/Wirtschaftsberichtsterreich2005.pdf,
Download Februar 2010

61 Für detaillierte Informationen zu dem Jugendbeschäftigungspaket 2008 siehe,
http://www.biwi.at/newsletter/nr_18/jugendbeschaeftigung_infodokument.pdf, Download Februar 2010

62 Vgl. Austrian Reform Programme for Growth and Jobs, Implementation Report 2009, S. 20
63 http://www.biwi.at/newsletter/nr_18/jugendbeschaeftigung_infodokument.pdf, Download Februar 2010



Förderungen

Das neue, per 28. Juni 2008 eingeführte Fördersystem setzt sich aus einer „differenzierten, bedarfsge-
rechten“ Basisförderung anstelle der früheren einheitlich festgelegten Lehrlingsprämie für
Lehrlingsstellen und zusätzlichen qualitäts-, arbeitsmarkt- und personenbezogenen Förderungen zu-
sammen. Mittels der arbeitsmarkt- und qualitätsbezogenen Förderungen sollen die Anreize für die
Realisierung neuer Lehrstellen und die Verbesserung des Humankapitals erhöht werden.

Beispiele für qualitäts- und arbeitsmarktbezogene Förderungen sind der Qualitätsbonus für Betriebe,
deren Lehrlinge mit Mitte der Lehrzeit einen Ausbildungsnachweis erbringen können, das Angebot von
Vorbereitungskursen für die Lehrabschlussprüfung und die Berufsprüfung während der Lehrausbildung
und die Prämienvergabe für Lehrabschlussprüfungen mit gutem oder ausgezeichnetem Erfolg (BMASK,
2009: 125).

Zu den personenbezogenen Förderungen zählen etwaige Unterstützungsmaßnahmen zur Weiterentwic-
klung der überbetrieblichen Lehrausbildung zu einer Ausbildungsform, die eine gesamte Ausbildung
bis zum Lehrabschluss ermöglicht sowie die Schaffung der Möglichkeit für eine außerordentliche Auflö-
sung eines Lehrverhältnisses unter bestimmten Voraussetzungen am Ende des ersten und zweiten
Lehrjahres (BMASK, 2009: 125).

Daten und Fakten

2008 befanden sich 29.233 Personen in einer Maßnahme der Lehrstellenförderung, was im Vergleich
zu 2007 einen Anstieg um 3.980 Personen bedeutet. Die Lehrstellenförderung gliedert sich in fol-
gende Bereiche: integrierte Berufsbildung; Förderung von Mädchen in Lehrberufen mit geringem
Frauenanteil; Förderung von benachteiligten Lehrstellensuchenden; Förderung von Personen über 19
Jahren und Förderungen von zusätzlichen Lehrstellen (Blum-Bonus64); Vorlehre; die zwischenbetriebli-
che Zusatzausbildung (BMASK, 2009: 126). Der BLUM-BONUS wurde im September 2005 im
Rahmen des Projektes 06 der Bundesregierung mit dem Anspruch der Förderung zusätzlicher Lehrstel-
len durch das AMS initiiert. Im Vergleich zu anderen Förderungen ist bei dieser keine Vormerkung der
Jugendlichen beim AMS nötig, jedoch muss vor der Anstellung des Lehrlings Kontakt mit dem AMS auf-
genommen werden, um die Förderung zu beantragen.

Die durchschnittliche Teilnahmedauer im Rahmen der Lehrstellenförderungen betrug 2007 308 Tage
und stieg im Jahr 2008 auf 320 Tage. Im Vergleich zu den Jahren davor erhöhte sich der finanzielle
Mittelaufwand ab 2007 für Lehrstellenförderungen erheblich – so lagen die Ausgaben pro Teilnehme-
rIn 2007 bei € 3.840 im Vergleich zu 2.780 € im Jahr 2006. Im Jahr 2008 erhöhten sich die
Budgetausgaben aufgrund der längeren Dauer und des hohen Bestandes von 29.233 gegenüber 2007
nochmals und beliefen sich auf fast 104 Millionen Euro bzw. auf € 4.178/TeilnehmerIn (BMASK,
2009: 126).

Die Wirkungseffektivität der Lehrstellenförderungen wird als relativ hoch eingestuft. So waren bis eine
Woche vor Beginn einer Lehrstellenförderung nur 14% überhaupt nicht ins Erwerbsleben eingetreten
und etwa ein Drittel arbeitslos gemeldet. Knapp die Hälfte begann schließlich eine Lehrausbildung und
knapp jede zehnte Person partizipierte an einer AMS Qualifizierungsmaßnahme.

Die Majorität der Personen, die eine Lehrstellenförderung erhalten haben – nämlich etwa 78% – war
nach Ablaufen der Förderung weiterhin in einer Lehrausbildung und zirka ein Viertel davon wurde geför-
dert. Hinsichtlich der Beschäftigungsquote nach Auslaufen der Förderung lässt sich ein Anstieg von
5% auf 18% nach der Absolvierung der Maßnahme konstatieren. Einer Woche nach Auslaufen der
Lehrstellenförderung war etwa jede zehnte teilnehmende Person arbeitslos gemeldet, wobei sich dieser
Prozentsatz nach einem Jahr auf 7% reduzierte (BMASK, 2009: 129).
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64 vgl. dazu auch, http://www.egon-blum.at/Service/Mehr_LEST.pdf, Download Februar 2010



3.5 Gelernte Lektionen und Herausforderungen

Die konsensuale Orientierung der industriellen Beziehungen und die Traditionen der Sozialpart-
nerschaft erwiesen sich in der Krise als durchaus effektiv – zumindest in jenen Branchen und für
jene Beschäftigtengruppen, für die eine adäquate Vertretungs- und Verhandlungsstruktur wei-
terhin gegeben ist. Für die Wirksamkeit dieser Mechanismen ist außerdem das Vorhandensein
von und die Zusammenarbeit mit regionalen und lokalen Institutionen und Initiativen von zen-
traler Bedeutung, da diese für die Finanzierung und die Verfügbarkeit der notwendigen
Infrastruktur etwa bei Qualifizierungsprogrammen von zentraler Bedeutung ist.

Die beschriebenen Fallbeispiele Arbeitsstiftungen, Kurzarbeit(+), Ausbildungsgarantie erwiesen
sich auch in der Krise als insgesamt effektive Instrumente zur Bewältigung des wirtschaftlichen
Strukturwandels, auch wenn bspw. die Verbindung von Kurzarbeit mit Qualifizierung nicht so
gut geklappt hat. Auch die im Kontext der Ausbildungsgarantie umgesetzten Maßnahmen sind
noch nicht ausreichend, da gerade hier zukünftige Qualifikationsbedarfe vorweggenommen wer-
den könnten, bzw. verhindert werden könnte, dass Jugendliche im Kontext des Verlustes von
Arbeitsplätzen mit niedrigem Qualifikationsbedarf, in eine dauerhafte Arbeitslosigkeitskarriere
gleiten.
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Einschätzung der Massnahmen
und Instrumente 4

Thesen zur Einschätzung der skizzierten Maßnahmen und Instrumente zur Bewältigung der
Krise.

These 1: Die dargestellten Maßnahmen und Instrumenten funktionieren in jenen Bereichen am
effektivsten, in denen sozialpartnerschaftliche Verhandlungen weiterhin fest verankert sind.
Werden die Anstrengungen der Sozialpartner durch öffentliche Unterstützungsmaßnahmen z.B.
finanzieller Natur ergänzt, so wird die Effektivität der Maßnahmen weiter erhöht. Dies wirft aber
die Frage auf, inwiefern diese Maßnahmen v.a. auf Kernbelegschaften konzentriert sind und v.a.
deren Beschäftigungssituation stabilisieren. Interessant ist, dass Sozialpläne gerade in der Krise
nicht nur zur finanziellen Absicherung der gekündigten Arbeitskräfte dienen. Vielmehr ist die
Beteiligung der Unternehmen an Umschulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen der betroffe-
nen Beschäftigten gerade in der Krise oftmals Teil eines Sozialplanes, sodass daraus auch ein
antizipatives Instrument wird.

These 2: Die von der Regierung beschlossenen Arbeitsmarktpakete setzen sehr stark auf Maß-
nahmen, die den Unternehmen helfen, ihr Beschäftigungsvolumen temporär zu reduzieren,
Kündigungen jedoch zu vermeiden. Auf diese Weise sollen Arbeitsplätze längerfristig erhalten,
qualifizierte Arbeitskräfte in den Betrieben bzw. in der Branche gehalten, das soziale Stigma der
Arbeitslosigkeit vermieden und damit der gesellschaftliche Zusammenhalt in der Krise gesichert
werden. Auffällig ist, dass viele dieser Maßnahmen mit Qualifizierung und Weiterbildung ver-
bunden werden (Kurzarbeit) oder explizit darauf ausgerichtet sind (Bildungskarenz plus), um
zukünftigen Qualifikationsbedarfen nachkommen zu können. Maßnahmen zur Reduktion von
Lohnnebenkosten bei der Einstellung des ersten Arbeitnehmers in ein Einpersonenunternehmen
oder bei der Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen sollen dazu beitragen Arbeitsplätze zu
schaffen bzw. zu erhalten.

These 3: Die unterschiedlichen Auswirkungen der Krise auf verschiedene Gruppen von Arbeit-
nehmerInnen (z.B. LeiharbeiterInnen), die dazu geführt haben, dass die Arbeitslosigkeit in
Österreich insgesamt doch erheblich gestiegen ist, zeigen, dass sich einerseits die Polarisie-
rungstendenzen am österreichischen Arbeitsmarkt verstärkt haben, andererseits die
Wirtschaftskrise den ökonomischen Strukturwandel (Reduktion der Sachgüterproduktion,
Wachstum des DL-Sektors) zumindest in einigen Regionen forciert. Es ist daher nicht (mehr) in
allen Branchen und Betrieben möglich, adäquate Maßnahmen zur Abfederung von Personalab-
baumaßnahmen auszuhandeln und umzusetzen. Einige Gruppen am Arbeitsmarkt,
insbesondere aber Personen mit niedriger Qualifikation, aber auch MigrantInnen sind im beson-
deren Maße von Arbeitslosigkeit und instabilen Beschäftigungsverhältnissen bedroht. Daraus
ergeben sich neue Herausforderungen für das AMS, die Wirtschaftsförderung sowie das Bil-
dungs- und Ausbildungssystem.

These 4: Wenn die Krise am Arbeitsmarkt weiter anhält und die Arbeitslosigkeit nicht zurüc-
kgeht, wird es notwendig sein, Maßnahmen zu entwickeln, die vermeiden helfen, dass
Menschen in Langzeitarbeitslosigkeit abgleiten. Dabei geht es auf der einen Seite um eine wei-
tere Verbesserung der Umschulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen, damit Arbeitslose jene
Fähigkeiten und Kompetenzen erwerben können, die im Restrukturierungsprozess nachgefragt
werden. In diesem Kontext ist insbesondere auf die Nachhaltigkeit der zu entwickelnden Maß-
nahmen zu achten. Dazu zählt etwa die Weiterentwicklung der Umschulungs- und
Requalifizierungsmöglichkeiten, wie sie etwa in Bezug auf die Umgestaltung des Instrumentes
der Bildungskarenz zu einem tatsächlichen Weiterbildungsgeld vorgeschlagen wurde. Auf der
anderen Seite wird es notwendig sein, Maßnahmen für besonders verwundbare Gruppen zu ent-
wickeln, damit diese dauerhaft Beschäftigung finden können. Dies kann einerseits den Ausbau
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geförderter Beschäftigungsverhältnisse bedeuten, andererseits insbesondere auch Maßnahmen
zur Verbesserung der Qualität der Arbeit, um etwa Gesundheitsgefährdungen zu vermeiden oder
für alternde Belegschaften im demographischen Wandel Beschäftigung zu sichern und ihre Er-
fahrungen für Restrukturierungsprozesse zu nutzen.

These 5: Das österreichische Modell der Arbeitsstiftungen ist zweifelsohne ein Best practice Bei-
spiel. Stiftungen sind sowohl Maßnahmen zum Management wie auch mehr und mehr zur
Antizipation von Restrukturierungen. Interessanterweise war letzteres bei ihrer Einführung nicht
unbedingt beabsichtigt, ihre konkrete Nutzung durch Unternehmen zeigt aber ihre doppelte Be-
deutung. Wie der AK-Experte Gernot Mitter betont, bieten Arbeitsstiftungen die Chance auf eine
Höherqualifizierung der Betroffenen und eine dauerhafte Verbesserung ihrer Position auf dem Ar-
beitsmarkt. Unternehmen bieten sie eine zusätzliche Möglichkeit adäquat qualifizierte
Arbeitskräfte zu suchen. Außerdem sind Arbeitsstiftungen ein Instrument, über das die Unterneh-
men an der inhaltlichen Ausrichtung und Finanzierung von Qualifizierungsmaßnahmen beteiligt
werden können. Arbeitsstiftungen können demnach als „Ausbildungsschleife“ für bestimmte Un-
ternehmen und Branchen dienen, da viele AbsolventInnen von Stiftungen wieder in Unternehmen
der jeweiligen Branche Arbeit finden. In den letzten Jahren werden Arbeitsstiftungen oft einge-
richtet, um weitreichende Restrukturierungen zu unterstützen. Insbesondere mit dem Instrument
der Implacementstiftungen sollten Unternehmen ihre „WunscharbeitnehmerInnen“ mit „Wunsch-
qualifikation“ erhalten.

These 6: Auch in Österreich erwies sich Kurzarbeit als wichtige Maßnahme der Bewältigung der
Krise. Durch die Verknüpfung von Kurzarbeit mit Qualifizierungsmaßnahmen wurde aus Kurzar-
beit als Kriseninstrument auch ein Instrument der Antizipation von Restrukturierungen bei etwa
10% der betroffenen Arbeitskräfte. Die Diskussionen um diese Maßnahmen zeigen aber, dass
Kurzarbeit von Klein- und Mittelbetrieben anscheinend nicht ausreichend genutzt werden kann.
Kurzarbeit hat für die Unternehmen, wie auch Arbeitskräfte eine Reihe von Vorteilen. Die Unter-
nehmen können qualifizierte Arbeitskräfte behalten, die Anpassung der Produktionsprozesse ist
durch Arbeitszeitverkürzung oft leichter zu bewältigen als durch eine Reduktion der Belegschaft
und die damit verbundenen innerbetriebliche Reorganisation. Kurzarbeit kann der Auftragslage
der jeweiligen Unternehmen flexibel angepasst werden, was sich auch daran zeigt, dass viele Un-
ternehmen quasi präventiv Kurzarbeitsabkommen geschlossen haben, um dieses Instrument bei
Bedarf einsetzen zu können, im konkreten Verlauf der Krise aber nicht darauf zurückgreifen muss-
ten. Die ArbeitnehmerInnen werden nicht arbeitslos, durch die Finanzierung der Kurzarbeit über
das AMS wird der Einkommensverlust (fast vollständig) ausgeglichen, was zur Stabilisierung der
Konjunktur beiträgt.

These 7: Die Krise am österreichischen Lehrstellenmarkt hängt stark mit dem verstärkten Wett-
bewerbsdruck, dem die österreichische Wirtschaft in den letzten Jahren ausgesetzt war,
zusammen. Für eine wachsende Zahl von Unternehmen ist es daher nicht mehr möglich oder
sehr schwierig Lehrplätze anzubieten. Dies bedroht aber auf Dauer die Verfügbarkeit adäquat
ausgebildeter Arbeitskräfte, die im Strukturwandel zentral sind. Durch die Schaffung eines um-
fangreichen Förderwesens und insbesondere durch die sogenannte Ausbildungsgarantie soll
allen jugendlichen SchulabgängerInnen eine Lehrstelle in einer überbetrieblichen Lehrwerk-
stätte angeboten werden. Das duale System der Berufsausbildung wird dadurch um eine dritte
Säule erweitert. Die Frage ist, ob die anzubietenden Ausbildungsplätze von adäquater Qualität
sein werden und ob es vielleicht möglich sein wird, durch eine gleichzeitige Reform der Ausbil-
dungsgänge (Flächenberufe, Modularisierung etc), die Lehrausbildung so zu erneuern, dass
jene Qualifikationen vermittelt werden, die eine Wirtschaft im Strukturwandel benötigt.



Die Entwicklung der österreichische Wirtschaft war in den letzten ein bis zwei Jahrzehnten von
einem massiven Strukturwandel geprägt. Auf der einen Seite erhöhte die wachsende Internatio-
nalisierung den Wettbewerbsdruck auf die österreichische Wirtschaft und zur Verlagerung von
Arbeitsplätzen z.B. nach Osteuropa. Zwar ist die gesamtwirtschaftliche Auswirkung der Verlage-
rungstendenzen umstritten, es dürfte aber unbestreitbar sein, dass bestimmte Gruppen am
Arbeitsmarkt (niedrig qualifizierte ArbeitnehmerInnen) im besonderen Maße betroffen sind. Auf
der anderen Seite kam es zu einer massiven Tertiarisierung der österreichischen Wirtschaft und
zum Abbau einer großen Zahl von Arbeitsplätzen in der Sachgüterproduktion. Im wachsenden
Dienstleistungssektor hat sich insbesondere die Zahl der wissensintensiven Arbeitsplätze er-
höht, was zur Arbeitsmarktproblematik beiträgt. Insgesamt hat die österreichische
Wirtschaftsentwicklung an Dynamik gewonnen, woraus sich eine Reihe von Problemlagen – etwa
in der Sicherung einer ausreichenden Zahl von Ausbildungsplätzen – nicht zuletzt in der Krise
ergeben

Die Wirtschaftskrise stellt die österreichische Wirtschaft vor eine Reihe besonderer Herausforde-
rungen. Die in diesem Bericht skizzierten Maßnahmen der Antizipation und des Managements
krisenbedingter Restrukturierungen verweisen auf die fortgesetzte Relevanz sozialpartnerschaft-
licher Verhandlungstradition auf Ebene der Unternehmen, wie auch auf Ebene des
policy-making. Dabei scheint aber auffällig, dass auf den ersten Blick Maßnahmen zur Siche-
rung von Beschäftigung im Vordergrund stehen (Kurzarbeit etc). Maßnahmen zur Verbesserung
des Humankapitals und die Erweiterung beschäftigungssichernder Maßnahmen um Qualifizie-
rungsprogramme stellen Versuche dar, die Krise aktiv zu nutzen den Strukturwandel
voranzutreiben. Auffällig ist auch der starke Fokus auf die Sicherung von Ausbildungsplätzen für
Jugendliche zur Erhaltung der Effektivität des dualen Systems der Berufsausbildung, das in zu-
nehmenden Maße öffentlich gestützt wird. Dieses wird also von den wichtigsten AkteurInnen
weiterhin als Eckpfeiler diversifizierter Qualitätsproduktion (Streeck) gesehen.
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Synthesis (2009): Leiharbeit in der Krise?, Fokusbericht 10/2009, Ansprechpartnerin: Petra
Gregoritsch, (www.synthesis.co.at/website/data/09_10_leiharbeit.pdf)




